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Die Rechtsprechung des BGH zum Miet- und WEG-Recht  
im  
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und  
Udo Reichenbacher, Rechtsanwalt  

 

 

Im Anschluss an unseren Bericht für das erste Halbjahr 2021 setzen wir 

unsere Berichterstattung1  über Entscheidungen des Bundesgerichtshofs 

aus den Bereichen des Miet- und Wohnungseigentumsrechts sowie des 

Maklerrechts, des Nachbarschaftsrechts und des Immobilienrechts unter 

Einschluss der spezifischen Besonderheiten des Verfahrens- und Vollstre-

ckungsrechts fort. Im Rahmen der Geschäftsverteilung2 sind diese Rechts-

gebiete verschiedenen Zivilsenaten des BGH zugeordnet. Die folgende  

 

Gliederung 

 

orientiert sich dabei an den im § 14c FAO aufgeführten Schwerpunktberei-

chen, die für die Erlangung der Fachanwaltsbezeichnung „Fachanwalt für 

Miet- und Wohnungseigentumsrecht“ erforderlich sind.  

 
1  Abrufbar auf unserer Webseite "Aktuelles" unter dem Menüpunkt "Newsletter". 
2  Der Geschäftsverteilungsplan der Zivil- Strafsenate des Bundesgerichtshofs für das Jahr 2021 

ist hier im Internet einsehbar. Alle nachfolgend behandelten Entscheidungen des Bundesge-
richtshofs können hier auf dessen Internetseite kostenfrei im Volltext abgerufen werden. Zur 
Vereinfachung für Sie haben wir in den Fußnoten sämtliche Aktenzeichen mit der Entschei-
dungsdatenbank des Bundesgerichtshofs verlinkt. 

https://www.bgh-anwalt.de/aktuelles
https://www.bgh-anwalt.de/aktuelles/newsletter
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/DasGericht/GeschaeftsvertPDF/2021/geschaeftsverteilung2021.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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1. 
Wohnraummiete 

 

 

Für Entscheidungen aus dem Bereich der Wohnraummiete ist nach dem 

Geschäftsverteilungsplan der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs zu-

ständig. Eine zu berichtende Entscheidung hat wegen des wettbewerbs-

rechtlichen Ausgangspunktes der dafür zuständige I. Zivilsenat gefällt.  

 

 

1.1. 
Mietvertragliche Abreden 

 
 

Der unter anderem für das Wettbewerbsrecht zuständige I. Zivilsenat des 

Bundesgerichtshofs war mit der Frage befasst, ob in Mietverträgen über 

Wohnraum vereinbart werden darf, dass der Mieter für die gesamte 

Dauer des Mietverhältnisses an einen vom Vermieter zur Verfügung 

gestellten Breitbandkabelanschluss gebunden ist.3  

 

In seinem Urteil hat der Bundesgerichtshof unter anderem entschieden, 

dass der Vermieter einer Vielzahl von Wohnungen, der seinen Mietern ei-

nen Anschluss an ein Kabelfernsehnetz zum Empfang von Fernseh- und 

Hörfunkprogrammen zur Verfügung stellt und die ihm hierfür entstehenden 

Kosten im Rahmen der Betriebskostenabrechnung auf seine Mieter umlegt, 

ein Anbieter von öffentlich zugänglichen Telekommunikationsdiensten im 

Sinne von § 43b TKG ist.4 Zugleich hat der Bundesgerichtshof klarge-

stellt, dass ein solcher Vermieter nicht nach § 43b Satz 1 TKG ver-

pflichtet ist, seinen Mietern bei fortbestehenden Mietverhältnis eine 

Kündigung des Anschlusses an das Kabelfernsehnetz zum Ablauf von 

 
3  BGH, Urteil vom 18. November 2021 – I ZR 106/20 – juris = GRUR 2022, 175 ff.; an diesem 

Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
4  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=b3f9ea9f9a12957a922d6f4c08cf5c76&nr=125699&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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24 Monaten zu ermöglichen, wenn der Wohnraummietvertrag auf un-

bestimmte Zeit geschlossen und nach den gesetzlichen Regelungen 

vor Ablauf von 24 Monaten kündbar ist.5  

 

 

1.2. 
Mietmängel 

 

 

Hinsichtlich Mängeln der Mietsache hat der Bundesgerichtshof zu Beein-

trächtigungen wegen Baulärms seine Rechtsprechung bestätigt, dass 

nach Abschluss des Mietvertrags eintretende erhöhte Lärm- und 

Schmutzimmissionen, auch wenn sie von einer auf einem Nachbar-

grundstück eines Dritten betriebenen Baustelle herrühren, bei Fehlen 

anderslautender Beschaffenheitsvereinbarungen grundsätzlich kei-

nen gemäß § 536 Abs. 1 Satz 1 BGB zur Mietminderung berechtigen-

den Mangel der Mietwohnung begründen, wenn auch der Vermieter 

die Immissionen ohne eigene Abwehr- oder Entschädigungsmöglich-

keit nach § 906 BGB hinnehmen muss.6 Eine anderslautende Beschaf-

fenheitsvereinbarung der Mietvertragsparteien kann nicht mit der Be-

gründung bejaht werden, die Freiheit der Wohnung von Baulärm 

werde regelmäßig stillschweigend zum Gegenstand einer entspre-

chenden Abrede der Mietvertragsparteien.7  

 

Die Kläger hatten im Jahr 2011 eine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus 

der Beklagten in Berlin angemietet. Ab November 2017 hatte die Streithel-

ferin der Beklagten auf einem gegenüberliegenden Grundstück, auf dem bis 

dahin eine Kleingartenkolonie gewesen war, mehrgeschossige Wohnge-

bäude mit Tiefgarage errichtet. Wegen des auf die Mietwohnung 

 
5  a.a.O., juris, Leitsatz 3 und Rn. 62 ff. 
6  BGH, Urteil vom 24. November 2021 – VIII ZR 258/19 – juris, Leitsatz 1 = Grundeigentum 2022, 

93 ff.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
7  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=59b25003e3903b50a918041872c3b9a9&nr=125609&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf


 

 

 

 

 

 5 

einwirkenden Baulärms und der Staubentwicklung machten die Kläger 30% 

Mietminderung vom Baubeginn an geltend. Sie klagten auf Rückzahlung 

der nach ihrer Auffassung bis einschließlich Mai 2018 zu viel gezahlten 

Miete nebst Zinsen und auf Feststellung der Minderung. Amts- und Land-

gericht hatten unter Annahme einer Mietminderung von 15% der Klage teil-

weise stattgegeben.8  

 

Indessen konnte mit der Begründung des Berufungsgerichts keine Minde-

rung der Miete (§ 536 Abs. 1 BGB) und folglich weder ein Rückzahlungsan-

spruch der Kläger (§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB) noch ein Anspruch auf 

Feststellung einer entsprechenden Mietminderung bejaht werden. Das Be-

rufungsgericht hatte die Minderung der Miete um 15% unter pauschalem 

Verweis auf vermeintliche Typizitäten angenommen, wobei es bewusst von 

der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs abgewichen war. Bestätigt 

hat der Bundesgerichtshof die Zulässigkeit des Feststellungsantrags. Das 

Feststellungsinteresse (§ 256 Abs. 1 ZPO) war gegeben, und zwar im Hin-

blick auf die Zahlungspflicht der Kläger für die Vergangenheit und künftige 

Mietzahlungen sowie als Vorfrage im Fall einer etwaigen Zahlungskündi-

gung. Das Feststellungsinteresse war auch nicht (teilweise) infolge der seit 

Klageerhebung vorgenommenen weiteren Mietzahlungen entfallen. In ma-

terieller Hinsicht reichten die Feststellung des Berufungsgerichts nicht aus. 

Das Berufungsgericht war rechtsfehlerhaft vom Vorliegen einer still-

schweigend getroffenen Beschaffenheitsvereinbarung zur „Freiheit 

der Wohnung von Baulärm“ ausgegangen und hatte auf dieser Grund-

lage einen zur Minderung der Miete berechtigenden Mangel angenommen. 

Der Bundesgerichtshof hat klargestellt, dass die Freiheit einer Wohnung 

von Baulärm mangels Existenz einer benachbarten Baustelle bei Abschluss 

des Mietvertrags, sonstiger beiderseitiger Kenntnis eines entsprechenden 

Vorhabens oder ausdrücklicher abweichender Absprachen regelmäßig und 

auch im entschiedenen Fall eines großstädtischen Kontextes nicht 

 
8  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
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stillschweigend Gegenstand einer Beschaffenheitsvereinbarung ist. Für 

eine solche Beschaffenheitsvereinbarung reicht nicht aus, dass der Mieter 

bei Vertragsschluss einen von außen auf die Mietsache (nicht) einwirken-

den Umstand – hier die Abwesenheit von Baulärm – in einer für ihn vorteil-

haften Weise wahrnimmt und er sich gegebenenfalls auch vor diesem Hin-

tergrund für die Anmietung entscheidet. Voraussetzung einer 

entsprechenden konkludent geschlossenen Beschaffenheitsvereinbarung 

ist, dass der Vermieter aus dem Verhalten des Mieters erkennen musste 

(§§ 133; 157 BGB), der Mieter sehe die Fortdauer des bei Vertragsschluss 

bestehenden Umstands über eine unbestimmte Dauer des Mietverhältnis-

ses hinweg als maßgebliches Kriterium für den vertragsgemäßen Gebrauch 

der Wohnung an, und dass der Vermieter dem zustimmt. Dies kommt nur 

ausnahmsweise in Betracht. Denn der Vermieter hat regelmäßig keinen 

Einfluss darauf, dass die zu Mietbeginn bestehenden Verhältnisse hinsicht-

lich von einem Nachbargrundstück auf die Mietsache einwirkender Immis-

sionen während der gesamten Dauer des Mietverhältnisses unverändert 

fortbestehen, weshalb im Allgemeinen nicht zu erwarten ist, er wolle die 

vertragliche Haftung für den Fortbestand derartiger „Umweltbedingungen“ 

übernehmen. Derartige Umstände waren im entschiedenen Fall nicht fest-

gestellt oder ersichtlich. Der Bundesgerichtshof hat auch der Annahme eine 

Absage erteilt, es werde stets Teil der Beschaffenheitsvereinbarung, dass 

„die Wohnung grundsätzlich so bleiben solle, wie sie ist“, und hat nochmals 

betont, dass nachträglich erhöhte Geräusch- und Schmutzimmissio-

nen durch Dritte jedenfalls dann grundsätzlich keinen zur Mietminde-

rung führenden Mangel der Mietwohnung (§ 536 Abs. 1 Satz 1 BGB) 

begründen, wenn auch der Vermieter sie ohne eigene Abwehr- oder 

Entschädigungsmöglichkeiten als unwesentlich oder ortsüblich hin-

nehmen muss (§ 906 BGB). Umstände für eine anderslautende ergän-

zende Vertragsauslegung, wie beispielsweise Kenntnis des Vermieters 

über in absehbarer Zukunft zu befürchtende höhere Immissionen, die er bei 
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Vertragsschluss dem Mieter (arglistig) verschwiegen hätte, waren nicht fest-

gestellt.9  

 

Für das weitere Verfahren hat der Bundesgerichtshof auf die Darlegungs- 

und Beweislastverteilung hingewiesen. Der Mieter, der einen zur Miet-

minderung berechtigenden Mangel der Mietwohnung in Gestalt von Ge-

räusch- und Schmutzimmissionen von einem benachbarten Grundstück 

geltend macht, hat zunächst darzulegen und erforderlichenfalls zu bewei-

sen, dass die von ihm angemietete Wohnung entsprechenden Immissionen 

ausgesetzt ist und dass es sich dabei um eine wesentliche Beeinträchtigung 

im Sinne von § 906 Abs. 1 Satz 1 BGB handelt. Dafür muss der Mieter 

weder ein „Lärmprotokoll“, noch das Ergebnis einer Messung des Schall-

druckpegels in Dezibel vorlegen oder entsprechend vortragen. Es genügt 

grundsätzlich eine Beschreibung, um welche Art von Beeinträchtigungen es 

geht, zu welchen Tageszeiten, über welche Zeitdauer und in welcher Fre-

quenz diese ungefähr auftreten und dass es sich dabei um wesentliche Be-

einträchtigungen (§ 906 Abs. 1 Satz 1 BGB) handelt. Das Berufungsgericht 

hätte nicht wegen angenommener „typischerweise“ mit einer derartigen 

Großbaustelle verbundener Lärm- und Schmutzimmissionen zu einer Miet-

minderung von 15% kommen dürfen. Die Frage nach Art und Umfang von 

Immissionen ist wegen deren Objektbezogenheit regelmäßig anhand 

des konkreten Einzelfalls zu beantworten. Diese Umstände waren strei-

tig und mussten deshalb geklärt werden.10  

 

 
9  a.a.O., juris, Rn. 12 ff. m.w.N. 

10  a.a.O., juris, Rn. 40 ff. m.w.N. 
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1.3. 
Mieterhöhungen  

 

 

Hier ist über zwei Fälle zu berichten, welche Mieterhöhungsverlangen be-

treffen.  

 

a) 

Im Anschluss an seine Rechtsprechung hat der Bundesgerichtshof eine 

Leitsatzentscheidung zu den formellen Anforderungen an ein Mieterhö-

hungsverlangen nach § 558a BGB, das zur Begründung auf einen Miet-

spiegel (hier: Nürnberger Mietspiegel 2018) Bezug nimmt, gefällt.11 

 

Zu Grunde lag ein seit Juni 2016 bestehendes Mietverhältnis über eine ca. 

18 m² große Dreizimmerwohnung in Nürnberg. Die im Jahr 2018 durch 

Rechtsnachfolge auf Vermieterseite in das Mietverhältnis eingetretene Klä-

gerin forderte die beklagte Mieterin im November 2008 schriftlich zur Zu-

stimmung zu einer 15-prozentigen Mieterhöhung der seit Mietbeginn unver-

änderten Nettokaltmiete von monatlich 490,00 € um 73,50 € auf 573,50 € 

(= 7,04 € pro Quadratmeter) auf. Die Klägerin nahm dabei Bezug auf den 

Nürnberger Mietspiegel 2018, der bei der Vermieterin eingesehen werden 

könne. Das Schreiben enthielt eine Darstellung der Ermittlung der ortsübli-

chen Vergleichsmiete. Die Beklagte stimmte nicht zu. In erster Instanz 

wurde die auf Zustimmung zur Mieterhöhung ab 01. Januar 2019 gerichtete 

Klage als unzulässig, die auf Nachzahlung von Betriebskosten für 2017 ge-

richtete Klage als unbegründet abgewiesen. Die Berufung der Klägerin war 

erfolglos. Das Berufungsgericht ließ die Revision beschränkt auf die Frage 

der formellen Unwirksamkeit des Mieterhöhungsverlangens durch fehlende 

 
11  BGH, Urteil vom 07. Juli 2021 – VIII ZR 167/20 – juris, Leitsatz = NJW-RR 2021, 1379 ff. = MDR 

2021, 1325 f. = NZM 2021, 926 ff. = ZMR 2022, 21 ff. = WuM 2021, 621 ff. = Grundeigentum 
2021, 1253 ff. = DWW 2021, 333 ff.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=98be9bf9f3763b01cfd967ba1a2fd0ce&nr=122287&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Angabe der Mietpreisspanne zu. In der Revisionsinstanz verfolgte die Klä-

gerin ihr Zustimmungsbegehren weiter.12  

 

Das Mieterhöhungsverlangen genügte den Anforderungen an die Begrün-

dungspflicht unter Bezugnahme auf einen Mietspiegel (§ 558a Abs. 1, Abs. 

2 Nr. 1 BGB). Bei der Bezugnahme auf einen Mietspiegel (§§ 558a Abs. 2 

Nr. 1; 558c; 558d BGB) muss die Begründung die Angaben zur Wohnung 

enthalten, die nach dem Mietspiegel für die Ermittlung der ortsüblichen Ver-

gleichsmiete bestimmend sind. In ihrem Erhöhungsschreiben hatte die Klä-

gerin neben der ihrer Meinung nach zutreffenden ortsüblichen Vergleichs-

miete alle nach dem in Bezug genommenen Mietspiegel maßgeblichen 

Merkmale der Wohnung genannt. Da die Bestimmung der konkreten 

Mietpreisspanne ausschließlich von den genannten Daten und nicht 

etwa von weiteren Faktoren abhängt, wurde dem Beklagten durch 

diese Angaben die ansatzweise Überprüfung der Berechtigung der 

Mieterhöhung ermöglicht, was ausreicht. Nicht erforderlich ist es, den 

vom Vermieter herangezogenen Mietspiegel beizufügen, im Erhöhungs-

schreiben die nach diesem Mietspiegel gegebene Mietpreisspanne aufzu-

führen oder auf das Bestehen einer solchen Spanne hinzuweisen. Dem Be-

klagten war es zuzumuten, den ihm zugänglichen Mietspiegel zur 

Überprüfung heranzuziehen. Er konnte diesem ohne jede Schwierigkeit 

das Bestehen und die Größenordnung der Mietpreisspanne entnehmen.13 

Der Erfüllung der formellen Voraussetzungen (§ 558a BGB) stand nicht 

entgegen, dass die Klägerin gemäß ihrem Erhöhungsverlangen die auf der 

Grundlage der Wohnfläche zu bestimmende Basismiete fehlerhaft ermittelt 

hatte, weil sie anstelle des in der Tab. 1 des Mietspiegels für eine 80 m² 

große Wohnung ausgewiesenen Quadratmeterpreise (7,80 € pro Quadrat-

meter Preis einen Quadratmeterpreis von 8,01 € zu Grunde gelegt hatte, 

was rein rechnerisch zu einer fehlerhaften Angabe (des Mittelwerts) der 

 
12  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. 
13  a.a.O., juris, Rn. 18 ff. m. w. N.  
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ortsüblichen Vergleichsmiete führte. Das war indes lediglich ein inhaltli-

cher Fehler des Erhöhungsverlangens.14  

 

b) 

In einem Beschluss (§ 552a ZPO) hat der Bundesgerichtshof darauf 

hingewiesen, dass die Frage, ob ein Mietspiegel, dessen Qualifizie-

rung (§ 558d BGB) von einer Partei hinreichend angegriffen wird, als 

Schätzungsgrundlage gemäß § 287 ZPO für die Bestimmung der orts-

üblichen Vergleichsmiete geeignet ist, sowie sämtliche damit einher-

gehenden Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung durch die Ur-

teile des VIII. Zivilsenats vom 18. November 2020 – VIII ZR 123/20 –, 

vom 28. April 2021 – VIII ZR 22/20 – und vom 26. Mai 2021  

– VIII ZR 93/20 – geklärt sind.15  

 

Im Streit gestanden hatte allein die materielle Berechtigung des Mieterhö-

hungsverlangens. Dass sich das Berufungsgericht nicht an die vom Amts-

gericht getroffenen Feststellungen zur Geeignetheit des Berliner Mietspie-

gel 2017 als Schätzungsgrundlage (§ 287 Abs. 2 ZPO) für die ortsübliche 

Vergleichsmiete gebunden gesehen hatte, schadete nicht. Das Berufungs-

gericht durfte nach Einholung eines Sachverständigengutachtens neue 

Feststellungen zur Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete treffen, obwohl 

das Amtsgericht den Berliner Mietspiegel 2017 zumindest als einfachen 

Mietspiegel (§ 558c BGB) mit entsprechender Indizwirkung herangezogen 

hatte. Der Bundesgerichtshof hat noch einmal bestätigt, dass die Gerichte 

auch bei Vorliegen eines Mietspiegel, der tabellarisch Mietspannen aus-

weist und zusätzlich eine Orientierungshilfe für die Spanneneinordnung ent-

hält, grundsätzlich berechtigt sind, zur Bestimmung der ortsüblichen Ver-

gleichsmiete ein von der beweisbelasteten Partei angebotenes Sach-

verständigengutachten einzuholen.16 Auch der Umstand, dass die Klägerin 

 
14  a.a.O., juris, Rn. 34 f. m. w. N.  
15  BGH, Beschluss vom 03. August 2021 – VIII ZR 88/20 – juris, Rn. 4 = NJW-RR 2021, 1455 ff. = 

NZM 2021, 882 ff. = Grundeigentum 2021, 1363 
16  a.a.O., juris, Rn. 5 ff. m. w. N.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=4d60f32b5bb7855d38b9830bbb57840f&nr=122803&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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sich zur Begründung ihres Erhöhungsverlangens auf den Berliner Mietspie-

gel 2017 gestützt, im Prozess aber dessen Heranziehung, sei es als quali-

fizierter oder als einfacher Mietspiegel, abgelehnt hatte, stand der Einho-

lung des von ihr beantragten Sachverständigengutachtens nicht 

entgegen.17 Zu dem für die ortsübliche Vergleichsmiete maßgeblichen 

Stichtag hat der Bundesgerichtshof ausgeführt, dass es auf den Zeit-

punkt ankommt, zu dem das Erhöhungsverlangen dem Mieter zugeht. 

Dass der Sachverständige im entschiedenen Fall auch Mietentgelte für ver-

gleichbaren Wohnraum zu Grunde gelegt hatte, die nach dem Stichtag ver-

einbart worden waren, wirkte sich nicht auf das Ergebnis des Rechtsstreits 

aus, weil dadurch die Bestimmung der ortsüblichen Vergleichsmiete nicht 

zum Nachteil der Beklagten beeinflusst wurde.18 Eine von den Beklagten 

gerügte Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör scheiterte am 

allgemeinen Grundsatz der Subsidiarität. Die Beklagten hatten nicht spä-

testens in der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht die feh-

lende Einholung einer Stellungnahme des Sachverständigen zu ihren recht-

zeitig erhobenen Einwendungen gegen das Gutachten gerügt.19 

 

 

1.4. 
Kündigungen 

 

 

Mehrere Entscheidungen betrafen Kündigungen.  

 

a)  

Thema eines Hinweisbeschlusses (§ 522a ZPO) war das berechtigte In-

teresse zur Beendigung eines Untermietverhältnisses.20  

 

 
17  a.a.O., juris, Rn. 12 m. w. N.  
18  a.a.O., juris, Rn. 14 ff. m. w. N.  
19  a.a.O., juris, Rn. 21 ff. m. w. N.  
20  BGH, Beschluss vom 03. August 2021 – VIII ZR 329/19 – juris = NJW-RR 2021, 1525 f. = NZM 

2021, 886 ff. = WuM 2021, 681 f. = Grundeigentum 2021, 1425 f. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=921aa034ffbf78e5d2c237ded9b7489c&nr=123040&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Die klagenden Hauptmieter der Wohnung hatten in der Vergangenheit be-

schlossen, aus beruflichen Gründen wegzuziehen, allerdings mit der Ab-

sicht, später in die Wohnung zurückzukehren, weshalb sie sich von der sei-

nerzeitigen Eigentümerin des Hauses die Erlaubnis zu Untervermietung der 

Wohnung an den Beklagten geben ließen. Die Erlaubnis stand unter dem 

Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. Die Untervermietung erfolgte an den 

Beklagten. Später wurde die Erlaubnis zur Untervermietung widerrufen und 

wurden die Kläger aufgefordert, das Mietverhältnis mit dem Beklagten un-

verzüglich zu beenden. Die Kläger kündigten hiernach das Untermietver-

hältnis gegenüber dem Beklagten ordentlich, weil ihnen die Fortsetzung des 

Mietverhältnisses infolge des Widerrufs der Untervermietungserlaubnis un-

zumutbar geworden sei und außerdem die Klägerin die Wohnung in Zukunft 

teilweise wieder selbst nutzen wolle. Der Beklagte widersprach der Kündi-

gung.21  

 

Ein berechtigtes Interesse im Sinne der Generalklausel des § 543 Abs. 1 

Satz 1 BGB kann nur angenommen werden, wenn das geltend gemachte 

Interesse ebenso schwer wiegt wie die in § 573 Abs. 2 BGB beispielhaft 

aufgeführten Kündigungsgründe. Dies gilt auch im Mietverhältnis zwischen 

Hauptmieter und Untermieter. Mangels anderer berechtigter Interessen 

der Kläger, könnte die Kündigung mit Erfolg allenfalls auf Eigenbedarf 

(§ 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB) gestützt werden, etwa weil sie die Wohnung als 

Hauptmieter alsbald wieder (ganz oder teilweise) selbst nutzen wollen. Ein 

dahingehender konkreter Wille der Kläger war aber nicht festgestellt. Allein 

die Gefahr einer auf § 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB gestützten Kündigung des 

Hauptmietverhältnisses durch die Vermieterin begründete kein berechtigtes 

Interesse der Kläger an der Kündigung des Untermietverhältnisses. Dem 

allgemeinen Interesse der Kläger an einem (vorsorglichen) Erhalt der 

seit Jahrzehnten von ihnen nicht genutzten Wohnung für einen mög-

licherweise in Zukunft entstehenden Nutzungsbedarf kam ein für eine 

 
21  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  



 

 

 

 

 

 13 

Kündigung nach § 573 Abs. 1 Satz 1 BGB erforderliches Gewicht nicht 

zu. Dahinstehen konnte, ob ein – unterstellt wirksamer – Widerruf der Un-

termieterlaubnis überhaupt eine Pflicht des Hauptmieters zur Kündigung 

des aufgrund dieser Erlaubnis eingegangenen Untermietverhältnisses be-

gründen kann.22  

 

b) 

Die Höhe des für die außerordentliche Kündigung maßgeblichen Miet-

rückstands war Gegenstand eines Urteils, mit dem der Bundesgerichtshof 

seine Rechtsprechung bestätigt hat, wonach die Erheblichkeit des zur 

außerordentlichen fristlosen Kündigung des Wohnraummietverhält-

nisses wegen Zahlungsverzugs berechtigenden Mietrückstands ge-

mäß §§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 lit. a) Alt. 2; 569 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 BGB 

allein nach der Gesamthöhe der beiden rückständigen Teilbeträge zu 

bestimmen ist. Danach ist der Rückstand jedenfalls dann nicht mehr 

unerheblich, wenn er die für einen Monat geschuldete Miete über-

steigt. Für eine darüber hinaus gehende gesonderte Bewertung der 

Höhe der einzelnen monatlichen Rückstände im Verhältnis zu jeweils 

einer Monatsmiete und damit für eine richterliche Anhebung der An-

forderungen an eine außerordentliche fristlose Kündigung wegen Zah-

lungsverzugs lässt das Gesetz keinen Raum. 23 

 

Die Beklagte war Mieterin einer Wohnung in Berlin. Auf die Bruttomiete (mo-

natlich 704,00 €) zahlte sie im Januar 2018 135,41 € zu wenig und für Feb-

ruar 2018 nichts. Die klagende Vermieterin erklärte deshalb mit Schreiben 

vom 09. Februar 2018 die fristlose, hilfsweise fristgerechte Kündigung des 

Mietvertrags. Danach glich die Beklagte den Zahlungsrückstand aus. Sie 

hatte die Schonfristregelung (§ 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB) weniger als 

zwei Jahre zuvor schon einmal in Anspruch genommen. Die erstinstanzlich 

 
22  a.a.O., juris, Rn. 16 ff. m. w. N.  
23  BGH, Urteil vom 08. Dezember 2021 – VIII ZR 32/20 – juris, Leitsatz; an diesem Verfahren war 

unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=b59c9bb18e741a8be1af9c10e4a4dacb&nr=125708&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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erfolgreiche Klage wurde in der Berufungsinstanz abgewiesen. Der Bun-

desgerichtshof bestätigte das erstinstanzliche Urteil und gewährte der Be-

klagten eine Räumungsfrist unter der Voraussetzung der pünktlichen Ent-

richtung einer monatlichen Nutzungsentschädigung in Höhe der früher 

vereinbarten Miete.24  

 

Wie im Leitsatz der Entscheidung zum Ausdruck gekommen, hat der Bun-

desgerichtshof klargestellt, dass für die außerordentliche fristlose Kündi-

gung ein Mietrückstand ausreicht, der für zwei aufeinanderfolgende Ter-

mine die Höhe einer Monatsmiete übersteigt. Die vom Berufungsgericht 

angenommene zusätzliche Voraussetzung, dass der für einen der Mo-

nate entstandene Rückstand für sich allein gesehen nicht als unerheb-

lich anzusehen sein dürfe, hat der Bundesgerichtshof abgelehnt.25  

 

c) 

Zur Wirkung einer Schonfristzahlung (§ 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB) 

hat der Bundesgerichtshof bestätigt, dass ein innerhalb der Schonfrist 

des § 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB erfolgter Ausgleich des Mietrück-

stands bzw. eine entsprechende Verpflichtung einer öffentlichen 

Stelle lediglich Folgen für die auf § 543 Abs. 1, 2 Satz 1 Nr. 3 BGB ge-

stützte fristlose, nicht jedoch für eine aufgrund desselben Mietrück-

stands hilfsweise auf § 573 Abs. 1, 2 Nr. 1 BGB gestützte ordentliche 

Kündigung hat.26 Diese (beschränkte) Wirkung des Nachholrechts des 

Mieters entspricht dem eindeutigen Willen des Gesetzgebers, so dass der 

an Gesetz und Recht gebundene Richter (Art. 20 Abs. 3 GG) dies nicht 

aufgrund eigener rechtspolitischer Vorstellungen verändern und durch eine 

judikative Lösung ersetzen darf, die so im Gesetzgebungsverfahren (bisher) 

nicht erreichbar war.27  

 
24  a.a.O., juris, Tenor u. Rn. 1 ff.  
25  a.a.O., juris, Rn. 13 ff. m.w.N. 
26  BGH, Urteil vom 13. Oktober 2021 – VIII ZR 91/20 – juris, Leitsatz 1 = NJW-RR 2022, 80 ff. = 

WuM 2021, 744 ff. = NZM 2022, 49 ff. = DWW 2022, 16 ff. 
27  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1a9c1c4c6e8a7f4d657e423d3a2bb8bf&nr=124521&pos=1&anz=3&Blank=1.pdf
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Der Beklagte hatte seit 2015 von der Rechtsvorgängerin der Klägerin eine 

Wohnung in Berlin für 760,00 € monatlich netto zuzüglich monatlicher Be-

triebskostenvorauszahlungen (240,00 €) angemietet. Er zahlte von Juli 

2018 bis April 2019 jedoch nur monatlich 840,00 €, im Mai 2019 gar nichts. 

Wegen des aufgelaufenen Mietrückstands (2600,00 €) kündigte die Kläge-

rin das Mietverhältnis im Mai 2019 schriftlich fristlos, hilfsweise ordentlich. 

Nach Zustellung der Räumungs- und Herausgabeklage beglich der Be-

klagte die rückständige Miete durch zwei Teilzahlungen. Die Räumungs-

klage war in erster Instanz aufgrund einer hilfsweise ausgesprochenen or-

dentlichen Kündigung erfolgreich. Auf die Berufung des Beklagten wies das 

Landgericht unter Abänderung der erstinstanzlichen Entscheidung die 

Klage ab, wobei es neben der Zahlungsverzugskündigung auch weitere im 

Lauf des gerichtlichen Verfahrens erklärte, auf unberechtigte Untervermie-

tung, Nichterteilung von Auskünften und vorsätzlich unwahren Prozessvor-

trag gestützte Kündigungen als unwirksam ansah. Die Revision ließ das 

Berufungsgericht nur hinsichtlich der Zahlungsverzugskündigung zu. Über 

die von der Klägerin im Hinblick auf die weiteren Kündigungen eingelegte 

Nichtzulassungsbeschwerde hat der Bundesgerichtshof durch Beschluss 

entschieden.  

 

aa) 

Im Revisionsverfahren ging es um die Wirkungen einer Schonfristzahlung 

auf eine hilfsweise erklärte ordentliche Kündigung.28  

 

Der Bundesgerichtshof hat unter Verweis auf seine ständige Rechtspre-

chung klargestellt, dass eine auf den zum Kündigungszeitpunkt bestehen-

den Mietrückstand gestützte ordentliche Kündigung (§ 573 Abs. 1 Satz 1, 

Abs. 2 Nr. 1 BGB) von einer Schonfristzahlung unberührt bleibt. Vielmehr 

wirkt eine Schonfristzahlung nach § 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB allein 

 
28  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
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hinsichtlich der auf den Zahlungsverzug nach §§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

3; 569 Abs. 3 Nr. 1 BGB gestützten fristlosen Kündigung. Die Ausfüh-

rungen des Berufungsgerichts haben zu einer Abweichung von dieser stän-

digen und gefestigten Rechtsprechung keine Veranlassung gegeben. Das 

Berufungsgericht hatte die anerkannten Grundsätze der Gesetzesausle-

gung missachtet. Die vom Bundesgerichtshof näher dargestellte Auslegung 

führt zu dem in den Leitsätzen wiedergegebenen Ergebnis.29  

 

bb) 

In dem Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren wegen der im vorstehend be-

schriebenen Rechtsstreit erklärten weiteren Kündigungen hat der Bundes-

gerichtshof eine Leitsatzentscheidung zur Verletzung rechtlichen Gehörs 

(Art. 103 Abs. 1 GG) bei "Auswechselung" eines seitens des Vermie-

ters angeführten Kündigungsgrundes durch das Berufungsgericht ge-

troffen.30  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin war erfolgreich. Der An-

spruch der Klägerin auf Gewährung rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 

GG) war entscheidungserheblich verletzt, weil das Berufungsgericht in 

mehrfacher Weise entscheidungserhebliches Vorbringen nicht berücksich-

tigt und zu hohe Anforderungen an die Substantiierung von Sachvortrag 

gestellt hatte. Infolgedessen hatte es zu Unrecht angebotenen Zeugenbe-

weis nicht erhoben. Das Berufungsgericht war auf den wesentlichen Kern 

des Vortrags der Klägerin zum Vorliegen einer unerlaubten Gebrauchsüber-

lassung nicht eingegangen, obwohl das diesbezügliche Vorbringen der 

Klägerin in der Berufungserwiderung lediglich der näheren Erläute-

rung, Ergänzung, Ausfüllung und dem Beweis des im Kündigungs-

schreiben geltend gemachten Kündigungsgrundes diente und damit 

zulässigerweise im Prozess noch nachgeschoben werden durfte. 

 
29  a.a.O., juris, Rn. 26 ff. m. w. N.  
30  BGH, Beschluss vom 12. Oktober 2021 – VIII ZR 91/20 – juris, Leitsatz = NJW-RR 2022, 86 ff. 

= NZM 2022, 55 ff. = WuM 2021, 753 ff. = Grundeigentum 2021, 1562 f. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=fef617afad4c1906d04e6885c9b4c2e6&nr=124518&pos=2&anz=3&Blank=1.pdf
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Fehlerhaft hatte das Gericht angenommen, die Klägerin habe in ihrer Kün-

digungserklärung "ihren Verdacht einer fortgesetzten Untervermietung le-

diglich in einer Art Mutmaßung" geäußert und ohne nähere Substantiierung 

eine Pflichtverletzung des Beklagten von einer unberechtigten Untervermie-

tung behauptet. Demgegenüber ist nach ständiger Rechtsprechung ein 

Sachvortrag zur Begründung eines Anspruchs bereits dann schlüssig und 

erheblich, wenn die Partei Tatsachen vorträgt, die in Verbindung mit einem 

Rechtssatz geeignet und erforderlich sind, das geltend gemachte Recht als 

in der Person der Partei entstanden erscheinen zu lassen. Dem genügte 

das Vorbringen der Klägerin in der Kündigungserklärung und damit korres-

pondierend in der Klageschrift und der Berufungserwiderung, dass einer ih-

rer Mitarbeiter im Zuge der Zustellung der auf den Zahlungsverzug gestütz-

ten Kündigung bemerkt habe, sowohl bei der Klingel als auch am 

Briefkasten der Wohnung des Beklagten seien Namensschilder von Perso-

nen angebracht, die nicht Partei des Mietvertrags seien; außerdem habe 

eine Befragung anderer Hausbewohner ergeben, die Wohnung werde nicht 

nur vom Beklagten, sondern nunmehr unbefugt auch von mehreren ande-

ren Personen bewohnt. Die Klägerin war auch nicht aufgrund einer "sub-

stantiierten Erwiderung" des Beklagten zu weiterem Vortrag verpflichtet.31 

Auch dass das Berufungsgericht eine erneut auf eine trotz der zuvor erklär-

ten Kündigung weiter fortbestehende unberechtigte Untervermietung ge-

stützte Kündigung, die einen neuen Streitgegenstand darstellte, im Beru-

fungsurteil mit keinem Wort erwähnt hatte, verletzte das rechtliche Gehör 

der Klägerin. 32  Die Gehörsverletzungen waren entscheidungserheblich 

(§ 544 Abs. 9 ZPO), weil nicht ausgeschlossen werden konnte, dass das 

Berufungsgericht bei vollständiger Berücksichtigung des Klägervortrags, 

bei Erhebung des Zeugenbeweises und der gebotenen Würdigung sämtli-

cher Umstände des Einzelfalls zum Ergebnis gekommen wäre, dass in ei-

ner unberechtigten Untervermietung des Beklagten ein Verhalten liegt, dass 

die außerordentliche fristlose bzw. die hilfsweise erklärte ordentliche 

 
31  a.a.O., juris, Rn. 13 ff. m.w.N.  
32  a.a.O., juris, Rn. 29  
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Kündigung des Mietverhältnisses begründete.33 Entsprechendes galt, so-

weit das Berufungsgericht auf eine von der Klägerin in ihrer Berufungserwi-

derung erklärte Kündigung wegen aus Sicht der Klägerin vorsätzlich 

wahrheitswidrigen Sachvortrags des Beklagten in dessen Berufungsbe-

gründung nicht eingegangen war. Die zur Einführung dieses neuen Klage-

grundes in den Rechtsstreit erforderlichen Voraussetzungen einer An-

schlussberufung (§ 524 ZPO) waren gegeben. Dabei hatte das 

Berufungsgericht unter Verletzung des rechtlichen Gehörs der Klägerin den 

wirklichen Inhalt dieser Kündigungserklärung nicht zur Kenntnis genom-

men, weil es gemeint hatte, die zu Grunde liegenden Tatsachen hätten sich 

bereits im erstinstanzlichen Verfahren ereignet, während die Kündigung auf 

den vermeintlich unwahren Prozessvortrag des Beklagten in dessen Beru-

fungsbegründung gestützt war. Damit hatte das Berufungsgericht den 

geltend gemachten Kündigungsgrund nicht zur Kenntnis genommen, 

sondern gleichsam "ausgewechselt". Auch dies war entscheidungser-

heblich, weil nicht ausgeschlossen werden konnte, dass das Berufungsge-

richt bei zutreffender Erfassung des Klägervortrags anders entschieden 

hätte. Denn ein Grund zur (fristlosen) Kündigung kann auch dann vor-

liegen, wenn eine Partei sich im Prozess unredlicher oder unverhält-

nismäßiger Mittel bedient. Die in der Einführung der darauf gestützten 

Kündigung liegende Klageänderung in das Berufungsverfahren war nicht 

nach § 533 ZPO ausgeschlossen. Das Berufungsgericht hatte Sachdien-

lichkeit (§ 533 Nr. 1 ZPO) stillschweigend bejaht. Zugleich war auch die 

weitere Voraussetzung der Zulassung dieses neuen Streitgegenstandes 

gegeben, weil die von der Klägerin ausgesprochene Kündigung wegen vor-

sätzlich unwahren Prozessvortrag zur Untervermietung mit dem Streitstoff 

erster Instanz (Kündigungen wegen unerlaubter Untervermietung) zusam-

menhing und auf die erstmals in der Berufungsbegründung des Beklagten 

erfolgte Stellungnahme zu der ihm bereits erstinstanzlich zur Last gelegten 

unerlaubten Untervermietung erfolgte.34  

 
33  a.a.O., juris, Rn. 30 f.  
34  a.a.O., juris, Rn. 32 ff.  
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d) 

Der Ausübung des Sonderkündigungsrechts des Erstehers nach § 57a 

ZVG stehen, wenn die Zuschlagserteilung zu den gesetzlichen Verstei-

gerungsbedingungen erfolgt, Kündigungsbeschränkungen (hier: Aus-

schluss der Eigenbedarfskündigung), die zwischen dem Mieter und 

dem vormaligen Eigentümer (Vermieter) vereinbart worden sind, nicht 

entgegen.35  

 

In dem Mietvertrag über eine Eigentumswohnung war eine Eigenbedarfs-

kündigung durch den Vermieter ausgeschlossen. Der Vertrag war mit dem 

ursprünglichen Eigentümer als Vermieter geschlossen worden. Die Kläger 

hatten die Wohnung danach durch Zuschlagsbeschluss in einem 

Zwangsversteigerungsverfahren erworben und hiernach gegenüber dem 

beklagten Mieter die Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs 

für ihren volljährigen Sohn erklärt.36  

 

Der Bundesgerichtshof hat die Auffassung des Berufungsgerichts bestätigt, 

dass der im Mietvertrag zwischen dem Beklagten und dem vormaligen Ei-

gentümer vereinbarte Ausschluss einer Eigenbedarfskündigung der Wirk-

samkeit der Eigenbedarfskündigung (§§ 57a ZVG; 573d Abs. 1; 573 Abs. 2 

Nr. 2 BGB) durch die Ersteher und damit deren Räumungs- und Herausga-

beanspruch nicht entgegenstand.37 Die Begründungsanforderungen waren 

erfüllt (§§ 573d Abs. 1; 573 Abs. 3 BGB). Der Eigenbedarfsgrund war im 

Kündigungsschreiben ausreichend dargelegt, indem es dort hieß, das be-

wohnte Haus sei „zu eng für vier Kinder“ und weiter „mein Sohn ist 20 Jahre 

alt, er sollte in die Wohnung ziehen, damit meine Tochter in sein Zimmer 

ziehen kann, die kleine Tochter und wir wohnen derzeit zusammen im 

 
35  BGH, Urteil vom 15. September 2021 – VIII ZR 76/20 – juris, Leitsatz = NJW-RR 2021, 1459 ff. 

= JuS  2022, 170 = = WuM 2021, 686 ff. = NZM 2021, 845 ff. = ZMR 2021, 964 ff. Grundeigentum 
2021, 1426 ff. = WM 2021, 2046 ff.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

36  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
37  a.a.O., juris, Rn. 16 ff. m. w. N.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=4f679cef3ab93cfc95d9cf535da89aba&nr=122848&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Wohnzimmer." Damit war die Eigenbedarfsperson angegeben und die Ei-

genbedarfssituation hinreichend beschrieben. Die fehlende Angabe des Al-

ters der Töchter schadete nicht, weil der gemutmaßte Umstand, dass an-

dere Familienmitglieder als die in der Kündigung benannte 

Eigenbedarfsperson die Wohnung verlassen werden und sich damit die be-

engte Wohnsituation entspannt, allenfalls bei der Prüfung der Begründetheit 

der Eigenbedarfskündigung relevant sein konnte.38  

 

e) 

Die Glaubhaftmachung von Sachvortrag zu den Voraussetzungen des 

einer Kündigung entgegenstehenden Art. 240 § 2 Abs. 1 Satz 1 EGBGB 

(COVID-19-Pandemie) betrifft ein Beschluss vom 16. November 2021.39 

 

Das Berufungsgericht hatte die Berufung der Beklagten gegen ihre Verur-

teilung zur Räumung und Herausgabe der Mietwohnung als unzulässig ver-

worfen, weil die Berufungsbegründung den Anforderungen des § 520 Abs. 

3 Satz 2 Nr. 2 ZPO nicht genüge.40 Dies hielt der Überprüfung durch den 

Bundesgerichtshof nicht stand, weil formelle Anforderungen an die Einle-

gung eines Rechtsmittels im Zivilprozess nicht weitergehen dürfen, als es 

durch ihren Zweck geboten ist. Die Beklagten hatten in ihrer Berufungsbe-

gründung (gerade noch) ausreichende Ausführungen gegen die Auffassung 

des Amtsgerichts gemacht, soweit sich diese auf die Begründung zur Be-

schränkung der Zahlungsverzugskündigung nach Art. 240 § 2 Abs. 1 Satz 

1 und 2 EGBGB bezogen. Zur erforderlichen Glaubhaftmachung des Zu-

sammenhangs zwischen COVID-19-Pandemie und Nichtleistung hatten die 

Beklagten in der Berufungsbegründung ihren erstinstanzlichen Vortrag wie-

derholt, der gastronomische Betrieb erziele wegen der angeordneten Ein-

schränkungen noch nicht einmal Erlöse in Höhe der Mieten, dass zwar nach 

Anordnung der Schließung die Stadt Berlin die Nettolöhne und 

 
38  a.a.O., juris, Rn. 50 ff. m. w. N.  
39  BGH, Beschluss vom 16. November 2021 – VIII ZB 21/21 – juris = NZM 2022, 98 f. = Grundei-

gentum 2022, 150. 
40  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=65f727301d1c09563fa99c70fa66cecb&nr=125471&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Sozialabgaben der Mitarbeiter übernahm, nicht aber die Mieten und Versi-

cherungen. Die Beklagten hatten vorgetragen, auch die nach Maßgabe ih-

rer früheren Einkünfte festgesetzten Steuervorauszahlungen nicht mehr 

aufbringen zu können, weshalb das Finanzamt Insolvenzantrag gegen ei-

nen der Beklagten gestellt hatte. Das Insolvenzverfahren konnte abgewen-

det werden. Bis zur Erledigung des Insolvenzverfahrens habe aber nicht 

einmal die Möglichkeit einer Kreditaufnahme bestanden. Erst nachfolgend 

habe sich sogar ein Steuerguthaben der Beklagten ergeben. Die Beklagten 

hatten sich in der Berufungsbegründung darauf bezogen, dass die fakti-

schen Veränderungen im Bereich der gastronomischen Betriebe seit Be-

ginn der Pandemie (Beschränkungen der Gästeanzahl; Betriebseinstel-

lung) wegen der regelmäßigen Veröffentlichung in der Presse allgemein 

bekannt seien, so dass „der Umfang einer Glaubhaftmachung angepasst 

bleiben“ solle. Der Prozessbevollmächtigte der Beklagten habe die Um-

stände aus eigener Kenntnis als anwaltlicher Beistand vorgetragen, wes-

halb von der Richtigkeit des Vortrags ausgegangen werden müsse. Daraus 

ergab sich für das Gericht und den Gegner hinreichend deutlich, dass die 

Beklagten wegen Offenkundigkeit der zur Begründung für die unterbliebene 

Zahlung vorgetragenen tatsächlichen Umstände ihrer Einkommenssituation 

eine Glaubhaftmachung für nicht erforderlich halten durften, jedenfalls aber 

die vom Amtsgericht gestellten Anforderungen an die Glaubhaftmachung 

eines Zusammenhangs mit der COVID-19-Pandemie zu hoch angesetzt 

waren. Infolgedessen hatte das Berufungsgericht die Berufung rechtsfeh-

lerhaft als unzulässig verworfen.41 

 

f) 

Die Möglichkeit isolierter Kündigung wegen rechtlicher Selbstständig-

keit eines neben einem schriftlichen Wohnraummietvertrag separat 

abgeschlossenen Mietvertrages über eine Garage oder einen Stell-

platz behandeln Beschlüsse, in denen der Bundesgerichtshof darauf 

 
41  a.a.O., juris, Rn. 11 ff. 
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hingewiesen hat, dass auch bei Belegenheit der Wohnung und des Stell-

platzes auf demselben Grundstück die Annahme nicht zwingend ist, die 

Vermietung der Garage bzw. des Stellplatzes solle in den Wohnraummiet-

vertrag einbezogen werden, wenn es andere Umstände gibt, die die tat-

sächliche Vermutung für zwei separate Verträge bekräftigen. Dabei handelt 

es sich um eine tatrichterliche Einzelfallbeurteilung. Der Mietvertrag über 

den Stellplatz konnte deshalb wirksam (separat) gekündigt werden.42  

 

 
1.5. 

Nebenkosten 
 

 

Mehrere Entscheidungen betrafen die Nebenkosten.  

 

a) 

Zur Umlagefähigkeit von Betriebskosten hat der Bundesgerichtshof ent-

schieden, dass die Kosten der Fällung eines morschen, nicht mehr 

standsicheren Baumes grundsätzlich umlagefähige Kosten der Gar-

tenpflege im Sinne von § 2 Nr. 10 BetrKV sind.43  

 

Betroffen war ein seit 1978 dauerndes Mietverhältnis über eine Genossen-

schaftswohnung. Die beklagte Wohnungsgenossenschaft hatte eine seit 

über 40 Jahren auf dem Anwesen stehende Birke fällen lassen, weil der 

Baum nicht mehr standfest war. Sie legte die Kosten der Baumfällung in der 

Betriebskostenabrechnung als Teil der Gartenpflegekosten auf die Mieter 

um. Es ergab sich eine im Wesentlichen auf den Kosten der Baufällung be-

ruhende Nachzahlung der Klägerin, die sie unter Vorbehalt leistete und 

 
42  BGH, Beschlüsse vom 14. Dezember 2021 – VIII ZR 94/20 und VIII ZR 95/20 – juris, Rn. 17 ff.; 

in diesen Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
43  BGH, Urteil vom 10. November 2021 – VIII ZR 107/20 – juris, Leitsatz = MDR 2022, 89 f. = WuM 

2022, 40 ff. = Grundeigentum 2022, 96 ff.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=66ed29b4e7d4dc5bfa87124f494bd141&nr=126747&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=dbae668a3eff9189ed68776f67743999&nr=126999&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=aeefd69a19395e1c683e5d604c465f64&nr=125162&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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deren Rückzahlung nebst Zinsen die Klägerin in den Vorinstanzen erfolglos 

gerichtlich geltend machte.44  

 

Auch die Revision der Klägerin blieb ohne Erfolg. Ein Anspruch der Klägerin 

(§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB) auf Rückerstattung der auf die Baumfüllung 

entfallenden Betriebskosten bestand nicht. Die Zahlung war mit Rechts-

grund erfolgt, weil die Kosten der Fällung des morschen und nicht mehr 

standsicheren Baumes zu den umlagefähigen „Kosten der Gartenpflege“ 

(§ 2 Nr. 10 BetrKV) gehörten. Dies gilt unabhängig davon, ob es sich bei 

der Wohnung (noch) um preisgebundenen Wohnraum handelte oder nicht; 

dazu waren Feststellungen nicht getroffen. Wenn die Preisbindung fortbe-

stünde, wäre die Betriebskostenverordnung vom 25. November 2003 zu-

grunde zu legen (§§ 50 Abs. 1 WoFG; 1 WoBindG i.V.m. §§ 20 Abs. 1 Satz 

1; 1 Abs. 4 Nr. 2 lit. b) NMV; 27 Abs. 1 Satz 2 II. BV). Von den „Kosten der 

Gartenpflege“ (§ 2 Nr. 10 BetrKV) erfasst sind die Kosten der Pflege von 

zum Wohnanwesen gehörenden, gemeinschaftlichen Gartenflächen, die 

nicht dem Vermieter oder anderen Mietern zur alleinigen oder zur Öffent-

lichkeit zur allgemeinen Nutzung überlassen sind, unabhängig davon, ob 

der Mieter diese Gartenfläche auch tatsächlich nutzt.45  

 

b) 

Seine Rechtsprechung zum Anspruch des Mieters auf Belegvorlage hat 

der Bundesgerichtshof in drei Entscheidungen fortentwickelt. 

 

aa) 

Der Bundesgerichtshof hat klargestellt, dass ein Mieter bei der bei einer 

Betriebskostenabrechnung vom Vermieter geschuldeten Belegvorlage 

grundsätzlich Einsicht in die Originale der Abrechnungsbelege zur Be-

triebskostenabrechnung verlangen kann, ohne insoweit ein 

 
44  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
45  a.a.O., juris, Rn. 11 ff., m.w.N. 
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besonderes Interesse darlegen zu müssen.46 In Ausnahmefällen kann 

es nach den Grundsätzen von Treu und Glauben (§ 242 BGB) allerdings in 

Betracht kommen, dass der Vermieter lediglich die Vorlage von Kopien oder 

Scanprodukten schuldet. Die Frage, ob ein solcher Ausnahmefall gegeben 

ist, entzieht sich allgemeiner Betrachtung und ist vom Tatrichter unter Wür-

digung aller Umstände des Einzelfalls zu entscheiden.47  

 

Die Klägerin hatte gegen die beklagten Wohnungsmieter auf Zustimmung 

zu einer Mieterhöhung geklagt, die Klage jedoch zurückgenommen. In die 

Revisionsinstanz gelangt war der von den Beklagten widerklagend geltend 

gemachte Anspruch auf Einsicht in die Originalbelege, die den Betriebskos-

tenabrechnungen für die Jahre 2015 bis 2017 zugrunde lagen.48  

 

Der Bundesgerichtshof hat entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts 

entschieden, dass den Beklagten auf deren Verlangen nicht nur Einsicht in 

Kopien der Belege, sondern auch in die Originalbelege zu gewähren war 

und dies nicht von einem besonderen Interesse der beklagten Mieter abhing 

(§§ 259 Abs. 1 Halbs. 2; 556 Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 BGB). Es gehört zu 

einer ordnungsgemäßen Abrechnung des Vermieters, dass er im Anschluss 

an die Mitteilung der die geordnete Zusammenstellung der Einnahmen und 

Ausgaben enthaltenden Rechnung dem Mieter auf dessen Verlangen die 

Einsichtnahme in die Abrechnungsunterlagen durch deren Vorlage ermög-

licht, soweit dies etwa zur sachgerechten Überprüfung der Nebenkostenab-

rechnung oder zur Vorbereitung etwaiger Einwendungen erforderlich ist 

(§ 259 Abs. 1 Halbs. 2 BGB). Die Vorlagepflicht bezieht sich auf die 

Originalbelege. Ein besonderes Interesse braucht der Mieter nicht darzu-

legen. Es genügt das allgemeine Interesse des Mieters, die Tätigkeit des 

abrechnungspflichtigen Vermieters zu kontrollieren. Dies gilt auch für den 

Fall, dass der Mieter das Angebot auf Übersendung von Kopien nicht 

 
46  BGH, Urteil vom 15. Dezember 2021 – VIII ZR 66/20 – juris, Leitsatz 1 = NJW 2022, 772 ff. = 

Grundeigentum 2022, 193 f.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
47  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
48  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6572b5de92bd0b92249283b53d9a86a7&nr=126195&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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annehmen will, sondern auf die Einsicht in die Originalunterlagen be-

steht. Nur ausnahmsweise kommt in Betracht, dass der Vermieter 

nicht Einsichtnahme in die Originalbelege schuldet, beispielsweise 

dann, wenn der Vermieter seinerseits von seinem Dienstleister entspre-

chende Belege nur in digitaler Form erhalten hat. Ein solcher Ausnahmefall 

war nicht festgestellt.49  

 

bb) 

Die beiden anderen Entscheidungen betreffen die Einsichtnahme in Un-

terlagen des Vertragsverhältnisses zwischen dem Vermieter und ei-

nem dienstleistenden Dritten:50 

 

Danach kann ein Mieter im Rahmen der bei einer Betriebskostenabrech-

nung geschuldeten Belegvorlage vom Vermieter dann nicht die Einsicht-

nahme in Unterlagen verlangen, die das Vertragsverhältnis zwischen einem 

vom Vermieter mit einer betriebskostenrelevanten Dienstleistung beauf-

tragten Dritten und dem von diesem weiter beauftragten Subunternehmer 

betreffen, wenn der Vermieter mit dem Dritten eine Vergütung für dessen 

Tätigkeit vereinbart hat oder diese nach § 612 BGB als vereinbart gilt und 

der Vermieter die von dem Dritten in Rechnung gestellte Vergütung in der 

Betriebskostenabrechnung auf die Mieter umgelegt hat. Dies gilt auch dann, 

wenn der Vermieter eine Schwestergesellschaft beauftragt hat, unabhängig 

davon, auf deren Vergütung eine Gewinnmarge enthält.51 Dem Mieter steht 

ein Einsichtsrecht in den Vertrag, den der vom Vermieter beauftragte Dritte 

mit einem Subunternehmer geschlossen hat, sowie in die Abrechnungen 

des Unternehmers aber dann zu, wenn zwischen dem Vermieter und dem 

von ihm beauftragten Dritten für die Erbringung der Dienstleistung nicht eine 

 
49  a.a.O., juris, Rn. 10 ff. m.w.N. 
50  BGH, Urteil vom 27. Oktober 2021 – VIII ZR 102/21 – juris = NJW-RR 2022, 151 ff. = MDR 2022, 

150 ff. = WuM 2021, 730 ff. = NZM 2022, 133 ff. = Grundeigentum 2021, 1557 ff. und BGH, Urteil 
vom 27. Oktober 2021 – VIII ZR 114/21 – juris = NJW-RR 2022, 157 ff. = MDR 2022, 152 f. = 
WuM 2022, 26 ff. = NZM 2022, 139 ff. = Grundeigentum 2021, 1554 ff. 

51  BGH, Urteil vom 27. Oktober 2021 – VIII ZR 102/21 – juris, Leitsatz. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=d2693159502dba1e6310efb81f434b8a&nr=124524&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f859f023a58ae1e9a550ae58bb297747&nr=124563&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=579fa48a5677d3b5328a8a98139528b9&nr=124524&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Vergütung, sondern nur eine Erstattung der entstandenen Kosten verein-

bart worden ist.52  

 

Die Kläger hatten eine Wohnung der Beklagten angemietet. Sie begehrten 

von der Beklagten Belegeinsicht bezüglich der Position Hausreinigung der 

Betriebskostenabrechnung für 2016/2017. Die Beklagte hatte mit der Haus-

reinigung ihre Schwestergesellschaft beauftragt, die dafür Subunternehmer 

einsetzte. Im Verfahren hatte die Beklagte dazu einen Geschäftsbesor-

gungsvertrag mit ihrer Schwestergesellschaft nebst zugehörigen Nachträ-

gen, eine Zusammenstellung der Kosten in dem Abrechnungszeitraum so-

wie die zugehörigen Rechnungen der Schwestergesellschaft, von dieser 

erstellte Tätigkeitsnachweise und Leistungsverzeichnisse vorgelegt. Nach 

dem Geschäftsbesorgungsvertrag hatte die Beklagte ihrer Schwesterge-

sellschaft für einen Teil des Abrechnungszeitraums sämtliche Kosten für die 

Erfüllung der Aufgaben im Kalenderjahr zu erstatten. Bezüglich der be-

triebskostenrelevanten Leistungen war für den Bereich Hausreinigung für 

einen anderen Teil des Abrechnungszeitraums geregelt, dass die Kosten 

gemäß anliegender Preisliste in Rechnung gestellt werden. Die Kläger hiel-

ten die vorgelegten Belege nicht für ausreichend und begehrten noch Ein-

sichtnahme sowie Belegüberlassung bezüglich der Rechnungen und Leis-

tungsverzeichnisse betreffend die Hausreinigung aus dem Verhältnis der 

Schwestergesellschaft und dem von ihr mit der Hausreinigung weiter be-

auftragten Subunternehmern; außerdem verlangten sie Einsicht und Beleg-

überlassung in die detaillierten Leistungsbeschreibungen. Die Klage, soweit 

nicht für erledigt erklärt, hatte das Amtsgericht abgewiesen. Die vom Amts-

gericht zugelassene Berufung der Kläger führte zur Verurteilung der Be-

klagten.53  

 

 
52  a.a.O., juris, Leitsatz. 
 
53  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. 
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Die Revision der Beklagten war überwiegend erfolgreich. Sie war nur inso-

weit unbegründet, als das Berufungsgericht den Klägern ein Recht auf Ein-

sicht in Belegübermittlung hinsichtlich der Rechnungen, die die Subunter-

nehmer der Schwestergesellschaft gestellt hatten, zugesprochen hatte.54 

Mit der vom Berufungsgericht gegebenen Begründung konnte ein Anspruch 

der Kläger auf Einsichtnahme in Rechnungen, Leistungsverzeichnisse und 

Leistungsbeschreibungen aus §§ 259 Abs. 1; 556 Abs. 3 BGB des Vertrags-

verhältnisses zwischen der von der Beklagten mit der Hausreinigung beauf-

tragten Schwestergesellschaft und den von dieser weiter beauftragten Sub-

unternehmern für den Abrechnungszeitraum nicht bejaht werden, weil für 

diese Zeit eine bestimmte Vergütung vereinbart worden war. Einsicht in die 

Rechnungen verlangen konnten die Kläger für denjenigen Abrechnungs-

zeitraum, für den der Vertrag zwischen der Beklagten und der Schwester-

gesellschaft lediglich die Erstattung angefallener Kosten vorsah. Denn nach 

dem Zweck der vom Vermieter vorzunehmenden Abrechnung (§ 556 Abs. 

3 Satz 1 BGB) muss es dem Mieter ermöglicht sein, die zur Verteilung an-

stehenden Kostenpositionen zu erkennen und den auf ihn entfallenden Kos-

tenanteil gedanklich und rechnerisch nachzuprüfen. Außerdem sind nach 

§ 259 Abs. 1 BGB Belege vorzulegen, soweit solche erteilt zu werden pfle-

gen, so dass der Vermieter dem Mieter auf dessen Verlangen zusätzlich 

die Einsichtnahme in die Abrechnungsunterlagen durch deren Vor-

lage ermöglichen muss, soweit dies zur sachgerechten Überprüfung 

der Nebenkostenabrechnung oder zur Vorbereitung etwaiger Einwen-

dungen erforderlich ist.55  

 

In der parallel liegenden Entscheidung vom selben Tage, welche die Posi-

tion Hauswartkosten betraf, hat sich der Bundesgerichtshof entsprechend 

zum Einsichtsrechts eines Mieters bezüglich der Abrechnungsunterlagen 

seiner Betriebskostenabrechnung geäußert. 56  Einem Mieter steht ein 

 
54  a.a.O., juris, Rn. 8 ff. 
55  a.a.O., juris, Rn. 15 ff. m.w.N. 
56  BGH, Urteil vom 27. Oktober 2021 – VIII ZR 114/21 – juris, Leitsatz und Rn. 34. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=37a5ecb37d45d13b73f82a737ebe77ab&nr=124563&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Recht auf Einsichtnahme in die Vertrags- und Abrechnungsunterlagen 

zwischen dem vom Vermieter beauftragten Unternehmen und dessen 

Subunternehmen nicht zu, um eine Gewinnmarge des beauftragten 

Unternehmens überprüfen zu können. Zwar ist die Höhe der vom Ver-

mieter bezahlten und auf die Mieter umzulegenden Vergütung eines Dienst-

leistungsunternehmens an dem Wirtschaftlichkeitsgebot zu messen. Zur 

Beurteilung der Einhaltung des Wirtschaftlichkeitsgebots bedarf es aber kei-

ner Kenntnis der Höhe des von dem beauftragten Dienstleistungsunterneh-

men erzielten Gewinns, sondern eines vom Mieter selbst durchführbaren 

und ihm zumutbaren Vergleichs der umgelegten Kosten mit der marktübli-

chen Vergütung. Auch bei der Beauftragung einer Schwestergesellschaft 

der beklagten Vermieterin mit den Hauswartleistungen ergibt sich nichts an-

deres.57  

 

c) 

Im Anschluss an seine Rechtsprechung hat der Bundesgerichtshof sich 

zum Anspruch des Mieters auf Rückzahlung von Betriebskostenvor-

auszahlungen bei nicht (fristgerecht) erteilter Abrechnung des Ver-

mieters geäußert.58  

 

Zugleich hat der Bundesgerichtshof bestätigt, dass der Gesellschafter 

einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts im Allgemeinen nicht befugt 

ist, den Schuldner einer Gesellschaftsforderung im eigenen Namen 

auf Leistung an die Gesellschaft in Anspruch zu nehmen.59  

 

Der Beklagte war Mieter einer Wohnung. Vermieterin war die GbR aus der 

Klägerin und ihrem getrennt lebenden Ehemann. Die Vermieterin erteilte 

keine Abrechnung über die vereinbarten Betriebskostenvorauszahlungen. 

 
57  a.a.O., juris, Rn. 33 f. 
58  BGH, Urteil vom 07. Juli 2021 – VIII ZR 52/20 – juris, Leitsatz 2 = NJW-RR 2021, 1400 ff. = MDR 

2021, 1204 f. = WuM 2021, 559 ff.= NZM 2021, 684 ff. = ZMR 2021, 874 ff. = Grundeigentum 
2021, 1000 ff. = WM 2021, 1541 ff. = ZIP 2021, 1913 ff.  

59  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=aca8ca619de9034c2c68d71bccaf7148&nr=120907&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Ca. vier Jahre nach Beginn des Mietverhältnisses zahlte der Beklagte zu-

nächst nur noch die Betriebskosten und ab September 2016 nichts mehr. 

Ende 2016 forderte er die Vermieterin erstmals zur Abrechnung über die 

Betriebskosten auf. Die Abrechnung wurde nicht erteilt. Die Beklagte kün-

digte im November 2016 das Mietverhältnis zum 30. April 2017; an diesem 

Tag unterzeichneten der Beklagte und der Ehemann der Klägerin als Ge-

sellschafter der Vermieterin anlässlich der Wohnungsrückgabe eine Verein-

barung, nach der alle wechselseitigen Ansprüche für die Zukunft oder die 

Vergangenheit, gleich ob bekannt oder unbekannt, abgegolten seien. Die 

Klägerin ging zunächst von einem Auszug des Beklagten nicht zum 30. Ap-

ril, sondern erst zu Ende September 2017 aus. Sie klagte schließlich auf 

Zahlung rückständiger Miete einschließlich Betriebskosten und Nutzungs-

entschädigung (insgesamt 16.948,75 €) nebst Zinsen an die GbR und auf 

Erstattung vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten an sich selbst. Der Be-

klagte berief sich auf die mit dem GbR-Gesellschafter geschlossene Ver-

einbarung und erklärte hilfsweise die Aufrechnung mit Ansprüchen auf 

Rückzahlung der Betriebskostenvorauszahlungen sowie Auszahlung der 

Kaution. Die Berufung des Beklagten führte zur Abweisung der Klage ins-

gesamt. In der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision verfolgte die 

Klägerin ihren Zahlungsanspruch nebst Zinsen und den Ersatz vorgerichtli-

che Rechtsanwaltskosten teilweise weiter; der Beklagte begehrte mit der 

Anschlussrevision die Klageabweisung nicht erst aufgrund der hilfsweisen 

Aufrechnungen, sondern bereits aufgrund der Vereinbarung.60  

 

Revision und Anschlussrevision hatten Erfolg. Die Klage war auf der Grund-

lage des bisherigen Sachvortrags mangels Prozessführungsbefugnis der 

Klägerin unzulässig. Im Streit standen Ansprüche der GbR. Die Klägerin 

hatte im eigenen Namen und nicht als vertretungsberechtigte Gesellschaf-

terin der GbR geklagt und somit einen fremden Anspruch geltend gemacht. 

Die Einziehung einer Gesellschaftsforderung ist bei einer 

 
60  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
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Personengesellschaft ein Akt der Geschäftsführung, die grundsätzlich Auf-

gabe der geschäftsführenden Gesellschafter ist. Die Gesellschafter einer 

GbR können die Geschäfte grundsätzlich nur gemeinschaftlich führen (§§ 

709 Abs. 1; 730 Abs. 2 BGB) und daher auch nur gemeinschaftlich eine der 

Gesellschaft zustehende Forderung einklagen. Unerheblich war, dass die 

Klägerin auf Zahlung an die GbR geklagt hatte. Es lag kein Fall einer actio 

pro socio, einer Notkompetenz (§ 744 Abs. 2 BGB) oder eines bewussten 

Zusammenwirkens des anderen Gesellschafters mit dem Dritten unter Zu-

rückstellung der Gesellschaftsinteressen vor. Nach dem bisherigen Partei-

vorbringen fehlten auch die Voraussetzungen einer grundsätzlich mögli-

chen gewillkürten Prozessstandschaft, weil die Klägerin sich nicht auf eine 

Ermächtigung gestützt und keine Tatsachen dazu vorgetragen hatte.61  

 

Dem Beklagten stand ein zur Aufrechnung gestellter Anspruch auf Rück-

zahlung von Betriebskostenvorauszahlungen aufgrund fehlender Betriebs-

kostenabrechnungen durch die Vermieterin nicht für den gesamten Zeit-

raum vom Beginn des Mietverhältnisses bis 2016 zu. Kommt der 

Vermieter der Pflicht, über die Vorauszahlungen für Betriebskosten 

jährlich abzurechnen (§ 556 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 BGB), nicht frist-

gerecht nach, kann der Mieter bei beendetem Mietverhältnis die Vo-

rauszahlungen (ohne Stufenklage auf Erteilung der Abrechnung) so-

gleich zurückverlangen. Bei fortdauerndem Mietverhältnis gilt dies 

nicht, weil der Mieter durch sein Zurückbehaltungsrecht (§ 273 Abs. 1 

BGB) an den laufenden Vorauszahlungen hinreichend geschützt ist. 

Bei beendetem Mietverhältnis kann der Mieter für die Abrechnungspe-

rioden, für die die Abrechnungsfrist noch während des Mietverhältnis-

ses abgelaufen war, nicht die Vorauszahlungen insgesamt zurückver-

langen, weil er während des Mietverhältnisses die Möglichkeit hatte, 

die laufenden Vorauszahlungen einzubehalten. Daher hatte der Be-

klagte einen Anspruch auf Rückzahlung der Betriebskosten für das Jahr 

 
61  a.a.O., juris, Rn. 19 ff. m. w. N.  
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2016, weil das Mietverhältnis noch vor dem Ablauf der Abrechnungsperi-

ode, die mangels anderweitiger vertraglicher Vereinbarungen mit dem Ka-

lenderjahr gleichzusetzen war, geendet hatte. Für die Abrechnungsperio-

den, deren Abrechnungsfrist noch während des Mietverhältnisses endete, 

hatte er keinen Rückzahlungsanspruch. Für eine ergänzende Vertragsaus-

legung war kein Raum.62 

 

d) 

Der Bundesgerichtshof hat – neben prozessualen Erwägungen – darauf 

hingewiesen, dass die Frage der formellen Anforderungen an die Ab-

rechnung "sonstiger", sich aus unterschiedlichen Kostenpositionen 

(Dachrinnenreinigung, Trinkwasseruntersuchung sowie diversen War-

tungskosten) zusammensetzender Betriebskosten weder grundsätzliche 

Bedeutung hat, noch die Revisionszulassung zur Fortbildung des Rechts 

oder der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforderlich war. 

Aus seiner Rechtsprechung lässt sich ohne weiteres ableiten, dass eine 

Aufschlüsselung nach Kostenarten erforderlich ist, wenn die einzelnen Kos-

tenarten nicht eng zusammenhängen. Ein enger Zusammenhang liegt nicht 

vor, wenn im Mietvertrag die Umlage diverser Kosten als "sonstige Betriebs-

kosten" vereinbart ist und diese in einer Position abgerechnet werden. In-

sofern bedarf es einer – gegebenenfalls auch in einer Anlage oder Erläute-

rung zur Abrechnung – Angabe der unter der Position "sonstige 

Nebenkosten" abgerechneten Kostenarten sowie eine Aufschlüsselung, 

welche Beträge für die jeweilige Kostenarten angefallen sind.63  

 

 
62  a.a.O., juris, Rn. 58 ff. m. w. N.  
63  BGH, Beschluss vom 06. Juli 2021 – VIII ZR 371/19 – juris, Rn. 11 ff. m. w. N. = WuM 2021, 627 

f. = ZMR 2022, 115 f. = Grundeigentum 2021, 1193. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=202a8c30810eeda237dd72360082c271&nr=122851&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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1.6. 
Preisgebundener Wohnraum 

 

 

In einem Hinweisbeschluss nach § 552a ZPO hat der Bundesgerichtshof 

darauf abgestellt, dass nach bereits bestehender Rechtsprechung auch 

bei preisgebundenem und öffentlich gefördertem Wohnraum die im 

allgemeinen Wohnraummietrecht geltenden Grundsätze über das Be-

legeinsichtsrecht anwendbar sind. 64 Zwar bestimmt § 29 Abs. 2 Satz 1 

NMV für preisgebundene Wohnraummietverhältnisse, dass der Mieter stets 

anstelle der Einsicht in die Berechnungsunterlagen gegen Erstattung der 

Auslagen Ablichtungen verlangen kann. Das gewährt dem Mieter preisge-

bundenen Wohnraums aber kein weitergehendes Prüfungsrecht. Dies gilt 

auch für die Rückforderung vom Mieter entrichteter Nachzahlungen auf die 

Betriebskosten.65 Es kam nicht darauf an, ob dem klagenden Mieter unzu-

reichend Belegeinsicht gewährt worden war. Nach gefestigter Rechtspre-

chung kann in einem laufenden Mietverhältnis der Mieter nicht die Rücker-

stattung von Abschlagszahlungen auf die vereinbarten Betriebskosten 

verlangen, wenn der Vermieter die Betriebskosten nicht rechtzeitig abrech-

net oder der Vermieter Einsichtnahme in die Abrechnungsunterlagen zu Un-

recht verweigert. Deshalb war die Klage auf Rückforderung der erbrachten 

Vorauszahlungen (derzeit) nicht begründet.66 Der Mieter hätte ein Zurück-

behaltungsrecht geltend machen und daneben auf Vorlage der Belege kla-

gen können.67  

 

 
64  BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2021 – VIII ZR 150/20 – juris, Rn. 1 ff.  
65  a.a.O., juris, Rn. 13 ff. m.w.N.  
66  a.a.O., juris, Rn. 18 ff. m.w.N.  
67  a.a.O., juris, Rn. 13. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0099519a745c4fb51d4d08cfa9cff3d6&nr=127470&pos=1&anz=2&Blank=1.pdf


 

 

 

 

 

 33 

 

1.7. 
Prozessuales 

 

 

In prozessualer Hinsicht sind zwei Judikate zu erwähnen.   

 

a) 

Zur Bemessung der Beschwer bei Verurteilung zur Erteilung einer 

neuen Heizkostenabrechnung ist eine Entscheidung ergangen.68  

 

Die klagende Wohnungseigentümergemeinschaft nahm die beklagte Ge-

sellschaft auf erneute Abrechnung der Heizkosten für das Jahr 2015 und 

auf Aushändigung der Rechnung anhand des zu Grunde liegenden Liefe-

rungsvertrags in Anspruch.69 Die Rechtsmittelbeschwer eines zur Ertei-

lung einer Abrechnung verurteilten Beklagten berechnet sich nicht 

nach der möglichen Differenz zwischen der alten und der neuen Abrech-

nung, sondern nach dem bei der Verpflichtung zur Erteilung einer Aus-

kunft maßgeblichen Zeit- und Kostenaufwand. Besonderheiten beste-

hen auch nicht im Falle einer Verurteilung zur Abrechnung der sich aus 

einem Lieferungsvertrag ergebenden Heizkosten.70  

 

b) 

Wie der Bundesgerichtshof bei der Streitwertfestsetzung für eine Nichtzu-

lassungsbeschwerde klargestellt hat, führt der Umstand, dass der 

Rechtsmittelführer sein Räumungsbegehren auf mehrere Kündigun-

gen gestützt hat, die Gegenstand des Verfahrens waren, nicht zu einer 

über die (einfache) Höhe des für die Dauer eines Jahres zu zahlenden 

Entgelts (Nettomiete; § 41 Abs. 2 GKG) hinausgehenden Bewertung 

 
68  BGH, Beschluss vom 05. Oktober 2021 – VIII ZB 83/20 – juris, Leitsatz = WuM 2022, 53 ff. = 

Grundeigentum 2021, 1486 f.  
69  a.a.O., juris, Rn. 1. 
70  a.a.O., juris, Rn. 8 ff. m. w. N.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f9274df2ef47b0c1c60752528824fe85&nr=123873&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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des Gebührenstreitwerts. Maßgeblich ist allein das auf Räumung und 

Herausgabe gerichtete Begehren des Rechtsmittelführers (§ 41 Abs. 2 

GKG). Zwischen dem Beschwerdewert (§§ 8; 9 ZPO) einerseits und dem 

Gebührenstreitwert andererseits ist zu unterscheiden.71 

 

 

2. 
Gewerbliches Miet- und Pachtrecht, Leasingrecht 

 
 

Zuständig hierfür ist der XII. Zivilsenat, für Leasingrecht der VIII. Zivilsenat.  

 

 

2.1. 
Gewerbliches Mietrecht 

 

 

Im gewerblichen Mietrecht sind Entscheidungen zum Schriftformerfordernis 

(§ 550 Satz 1 BGB), zum Eintritt des Erwerbers in ein bestehendes Miet-

verhältnis (§ 566 BGB) und zur Wirksamkeit formularvertraglicher Abreden 

(§ 307 Abs. 1 BGB) ergangen.  

 

a) 

In Fortführung seiner Rechtsprechung hat der Bundesgerichtshof in einer 

Leitsatzentscheidung ausgesprochen, dass eine Änderung von vertrags-

wesentlichen Vereinbarungen nur dann gemäß § 550 Satz 1 BGB 

schriftformbedürftig ist, wenn sie für einen ein Jahr übersteigenden 

Zeitraum Geltung beansprucht.72  

 

 
71  BGH, Beschluss vom 14. Dezember 2021 – VIII ZR 91/20 – juris, Rn. 4 ff. 
72  BGH, Beschluss vom 15. September 2021 – XII ZR 60/20- juris, Leitsatz = NJW-RR 2021, 1524 

f. = MDR 2021, 1454 f. = WuM 2021, 671 f. = NZM 2021, 929 = ZMR 2022, 23 f. = Grundeigen-
tum 2021, 1429 f.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=caf36a8a9e401d617517ea85d985eef9&nr=126084&pos=0&anz=3&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=04daa0b195431d67e189734665826df9&nr=123052&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Für die nach übereinstimmender Erledigungserklärung nach billigem Er-

messen zu treffende Kostenentscheidung (§ 91a ZPO) war entscheidend, 

dass die Klägerin mit ihrem auf einen Verstoß gegen die Schriftform des 

§ 550 BGB gestützten und auf Räumung und Herausgabe gerichteten Be-

gehren voraussichtlich nicht durchgedrungen wäre. Aus den Gesetzeszwe-

cken folgt, dass eine Änderung auch von vertragswesentlichen Vereinba-

rungen, wie etwa denen zur Miethöhe, nur dann gemäß § 550 Satz 1 BGB 

schriftformbedürftig ist, wenn sie für einen ein Jahr übersteigenden Zeit-

raum Geltung beansprucht. Die Jahresfrist des § 550 Satz 2 BGB beginnt 

erst mit Abschluss eines nicht formgerechten Änderungsvertrages, der die 

Schriftform des ursprünglich formwirksamen Mietvertrags entfallen lässt.73 

Für die Frage der Schriftformbedürftigkeit ist die Laufzeit der einzelnen Ab-

rede maßgeblich, weshalb es unerheblich war, dass hier zwei Vereinbarun-

gen über Mietminderungen zusammen ein Jahr überschritten.74  

 

b) 

Seine Rechtsprechung zum Eintritt des Grundstückserwerbers in ein 

bestehendes Mietverhältnis (§ 566 Abs. 1 BGB) hat der Bundesgerichts-

hof dahingehend präzisiert, dass bei fehlender Identität zwischen Vermieter 

und Veräußerer § 566 Abs. 1 BGB entsprechend anwendbar ist, wenn die 

Vermietung des veräußerten Grundstücks mit Zustimmung und im allgemei-

nen wirtschaftlichen Interesse des Eigentümers erfolgt und der Vermieter 

kein eigenes Interesse am Fortbestand des Mietverhältnisses hat.75 Diese 

Voraussetzungen liegen nicht vor, wenn der Grundstückseigentümer erst 

im Zeitpunkt der Veräußerung des vermieteten Grundstücks ein wirtschaft-

liches Interesse am Eintritt des Erwerbers in den bestehenden Mietvertrag 

hat.76  

 

 
73  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. m. w. N.  
74  a.a.O., juris, Rn. 4. 
75  BGH, Urteil vom 27. Oktober 2021 – XII ZR 84/20 – juris, Leitsatz 1 = NJW-RR 2022, 233 ff. = 

NZM 2022, 58 ff. = Grundeigentum 2022, 37 ff.  
76  a.a.O., juris, Leitsatz 2.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=bb0ca37e94969a70f4ac014b78705e1c&nr=124704&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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c) 

Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass die formularvertraglich ver-

einbarte Betriebs- und Offenhaltungspflicht des Mieters eines Laden-

geschäfts in einem Einkaufszentrum auch im Zusammenspiel mit feh-

lendem Konkurrenzschutz keine unangemessene Benachteiligung 

darstellt, wenn sie mit einer hinreichend konkreten Sortimentsbin-

dung verbunden ist.77  

 

Zugleich hat der Bundesgerichtshof ausgesprochen, dass die Kündigung 

des Mietverhältnisses aus wichtigem Grund durch den Mieter keiner 

vorherigen Abmahnung bedarf, wenn der Vermieter den Vorsatz hat, 

eine falsche Betriebskostenabrechnung mit wahrheitswidrigen Anga-

ben zu verteidigen.78  

 

Die Parteien stritten um die Durchsetzung einer Betriebspflicht im Zusam-

menhang mit einem auf die Dauer von zehn Jahren über ein Ladenlokal in 

einem Einkaufszentrum geschlossenen Gewerberaummietvertrag. Der Ver-

trag enthielt eine Sortimentsbindung des beklagten Mieters, den Aus-

schluss eines Konkurrenz-, und Branchenschutzes für den Beklagten und 

eine Betriebspflicht zu Kernöffnungszeiten. In den Jahren 2014 und 2015 

legte die Klägerin auf den Beklagten unter anderem Kosten für zusätzliche 

Brandwachen um, die wegen baumangelbedingter Funktionsunfähigkeit 

der Feueralarmübertragung notwendig waren. Der Beklagte widersetzte 

sich dem, weil es sich um vorläufige Mängelbeseitigungskosten handele. 

Auch die Berechtigung weiterer geltend gemachter Nebenkosten bestritt er. 

Im Dezember 2017 kündigte der Beklagte das Mietverhältnis außeror-

dentlich zum Jahresende, hilfsweise zum nächstmöglichen Termin, was er 

mit zu hoher Miete und durch Leerstände verursachte fehlende 

 
77  BGH, Urteil vom 06. Oktober 2021 – XII ZR 11/20 – juris, Leitsatz 1 = NJW-RR 2022, 161 ff. = 

NZM 2021, 930 ff. = ZMR 2022, 116 ff. = Grundeigentum 2021, 1489 ff. = ZIP 2021, 2487 ff.  
78  a.a.O., juris, Leitsatz 2.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1ac620f8d0cf798de7fa33d86e1e33a0&nr=123969&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Kundenfrequenz begründete. Ab Januar 2018 öffnete er sein Ladenlokal 

zunächst nicht mehr, wurde durch einstweilige Verfügung aber zur Wieder-

eröffnung verpflichtet. Im März 2018 kündigte er erneut aus wichtigem 

Grund wegen falscher Betriebskostenabrechnungen. Die Klägerin korri-

gierte die Nebenkostenabrechnungen. Im weiteren Prozessverlauf begrün-

dete der Beklagte seine Berechtigung zur fristlosen Kündigung auch damit, 

dass die Klägerin im Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung 

wahrheitswidrig vorgetragen habe und kündigte erneut fristlos.79  

 

Die dem Beklagten auferlegte Betriebspflicht enthielt keine unangemes-

sene Benachteiligung (§ 307 Abs. 1 BGB), und zwar auch nicht unter Be-

rücksichtigung der kumulativ aufgenommenen weiteren Formularbedingun-

gen, insbesondere des vereinbarten Ausschlusses des 

Konkurrenzschutzes. Bei dessen Beurteilung ist zu berücksichtigen, ob der 

Vertrag eine strenge Sortimentsbindung enthält, die dem Mieter eine sub-

stantielle Veränderung des eigenen Angebots verbietet. Dem Beklagten 

stand frei, ein breites Warenspektrum zusammenzustellen. Er konnte damit 

einer etwaigen Konkurrenzsituation ausweichen.80  

 

Es fehlten jedoch Feststellungen dafür, dass das Mietverhältnis nicht spä-

testens durch außerordentliche Kündigung des Beklagten vom März 2018 

beendet worden sei. Vermögensdelikte zum Nachteil des Mieters stellen 

stets einen Kündigungsgrund dar. Ebenso können Unredlichkeiten des 

Vermieters bei der Abrechnung der Betriebskosten, wie vorsätzlich fal-

sche Abrechnungen, eine außerordentliche Kündigung des Mietverhältnis-

ses rechtfertigen, wenn der Vermieter dadurch seine Pflichten so nachhaltig 

verletzt, dass dem Mieter die Fortsetzung des Mietverhältnisses nicht zuge-

mutet werden kann. Das Berufungsgericht hatte aber zu Unrecht eine dies-

bezügliche notwendige Abmahnung vor der fristlosen Kündigung für erfor-

derlich gehalten. Einer angemessenen Abhilfefrist oder erfolglosen 

 
79  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
80  a.a.O., juris, Rn. 15 ff.  
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Abmahnung bedarf es nicht (§ 543 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BGB), wenn die 

sofortige Kündigung aus besonderen Gründen unter Abwägung der 

beiderseitigen Interessen gerechtfertigt ist. Dies war der Fall, wenn die 

Klägerin zum Zeitpunkt der Kündigung bereits einen zumindest bedingten 

Vorsatz gefasst hatte, ihre falsche Abrechnung gegebenenfalls mit wahr-

heitswidrigen Angaben zu verteidigen. Nach den getroffenen Feststellun-

gen hatte die Klägerin die einstweilige Verfügung durch bewusst wahrheits-

widrigen Vortrag über Entstehung und Grund der abgerechneten Kosten 

erwirkt. Das Berufungsgericht hätte deshalb prüfen müssen, ob dies darauf 

schließen lässt, sie habe die Fehler mit allen Mitteln bis hin zu falschem und 

irreführendem Prozessvortrag zu vertuschen beabsichtigt. Eine Kündi-

gung nach § 543 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BGB kann auch gerechtfertigt sein, 

wenn erst durch nachträgliche Umstände offenkundig wird, dass in-

nere Tatsachen, die einen besonderen Grund im Sinne dieser Rege-

lung darstellen, bereits im Zeitpunkt der Kündigung vorlagen.81  

 

 

2.2. 
Sonstiges Mietrecht 

 

 

Vor insolvenzrechtlichem Hintergrund war der IX. Zivilsenat mit dem Fall 

der Anmietung einer Photovoltaikanlage durch die danach in Insolvenz 

gefallene Tochtergesellschaft der Verkäuferin der Photovoltaikanlage be-

fasst. Die Anlage wurde von der Muttergesellschaft der Insolvenzschuldne-

rin an eine Anlegerin verkauft und dann durch die Tochtergesellschaft von 

der Anlegerin zurückgemietet. Zwischenzeitlich wurde die vertragsgegen-

ständliche Anlage aufgrund vertraglicher Vereinbarung ausgetauscht Die 

verkauften und zurückgemieteten insgesamt 60 Photovoltaikmodule wur-

den nicht an das Stromnetz angeschlossen. Die Schuldnerin hatte in Kennt-

nis dessen den Mietzins an die Beklagte gezahlt. Der Insolvenzverwalter 

 
81  a.a.O., juris, Rn. 22 ff. m. w. N.  
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verklagte die Anlegerin auf Rückzahlung der auf die Miete geleisteten Zah-

lungen aufgrund Insolvenzanfechtung wegen unentgeltlicher Leistung, hilfs-

weise aus Bereicherungsrecht. 82  

 

Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs stand der Beklagten ein 

Zahlungsanspruch aufgrund der mit der Schuldnerin abgeschlossenen 

Mietverträge zu. Mit dem Abschluss des zweiten Mietvertrages wurde ledig-

lich der Mietgegenstand ausgetauscht. Die Beklagte hatte die Zahlungen 

auf die geschuldeten Ansprüche geleistet. Der Mietzahlungsanspruch war 

mit Vertragsabschluss als jeweils monatlich fälliger Anspruch mit Beginn 

der jeweiligen Nutzungsüberlassung entstanden. Die in den Geschäftsbe-

dingungen enthaltene Fälligkeitsregelung war unwirksam (§§ 308 Nr. 

1; 305c Abs. 2 BGB), weil der Fristbeginn im Streitfall von einem Er-

eignis im Bereich der Mieterin als Verwenderin abhing. Infolgedessen 

hatte die Beklagte nach dem anwendbaren dispositiven Recht (§§ 271; 579 

Abs. 1 BGB) beginnend mit Vertragsabschluss einen jeweils monatlich fäl-

ligen Anspruch auf Zahlung der Miete. Eine Anfechtbarkeit (§ 134 Abs. 1 

InsO) hat der Bundesgerichtshof verneint, weil die Beklagte die für die Zah-

lung des Mietzinses geschuldete Gegenleistung vollständig erbracht hatte, 

indem sie die allein maßgebliche Nutzungsmöglichkeit der Dachfläche und 

Abtretung der Ansprüche auf die EEG-Einspeisevergütung gewährt hatte. 

Auf die Betriebsbereitschaft der Photovoltaikanlage kam es dafür nicht an.83  

 

 

2.3. 
Leasingrecht 

 

 

Anlässlich eines im Leasingrecht angesiedelten Falles hat der dafür zustän-

dige VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs Leitsätze zur Kostenerstattung 

 
82  BGH, Urteil vom 11. November 2021 – IX ZR 240/20 – juris,, Rn. 1 ff. (parallel liegend: BGH, 

Urteil vom 11. November 2021 – IX ZR 237/20 – juris). 
83  a.a.O., juris, Rn. 14 ff. m.w.N. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=dc47419d49ff22227d98f4f778f694fa&nr=125669&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=bf389fc4dd9f9f33b86e9408b1224272&nr=124831&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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aufgestellt84, namentlich zur Frage der Notwendigkeit der Hinzuziehung 

eines nicht am Prozessort und auch nicht am Sitz der Partei ansässi-

gen Prozessbevollmächtigten.85 War die Hinzuziehung des Prozessbe-

vollmächtigten einer Partei im Sinn von § 91 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 ZPO 

notwendig, können die zu erstattenden Kosten bei der Vertretung der Partei 

vor dem Gericht an ihrem Sitz nicht auf die fiktiven (Reise-)Kosten eines 

Anwalts begrenzt werden, dessen Kanzleisitz an dem von dem Gericht am 

weitesten entfernten Ort innerhalb des Gerichtsbezirkes liegt. § 91 Abs. 2 

Satz 1 Halbsatz 2 ZPO verlangt im Falle der notwendigen Einschaltung ei-

nes auswärtigen Anwalts regelmäßig keine zusätzliche Prüfung, ob im kon-

kreten Einzelfall auch die Wahrnehmung des Verhandlungstermins gerade 

durch diesen Rechtsanwalt unbedingt erforderlich war oder auch durch ei-

nen gerichtsbezirksansässigen Anwalt hätte erfolgen können.86  

 

Der Kläger hatte die beklagte Leasinggesellschaft an ihrem Sitz (München) 

auf Rückabwicklung eines Leasingvertrags in Anspruch genommen. Die 

Beklagte hatte sich durch eine in Köln ansässige Rechtsanwaltskanzlei ver-

treten lassen, weshalb es zum Streit über die Festsetzung von Reisekosten 

der Prozessbevollmächtigten der Beklagten kam. Im entschiedenen Fall 

war die Beklagte bundesweit in einer Vielzahl von Fällen verklagt. Infolge-

dessen konnten auch die zu erstattenden Kosten bei der Vertretung der 

Beklagten vor dem Gericht an ihrem Gesellschaftssitz nicht auf die fiktiven 

Kosten eines Anwalts begrenzt werden, dessen Kanzleisitz an dem von 

dem Gericht am weitesten entfernten Ort innerhalb des Gerichtsbezirkes 

liegt.87  

 
84  BGH, Beschluss vom 14. September 2021 – VIII ZB 85/20 – juris = NJW 2021, 3663 ff. = MDR 

2021, 1486 ff. = JurBüro 2021, 583 ff. = RPfleger 2022, 43 ff.  
85  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 
86  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
87  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. m. w. N.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c923d988d39e88dbaeac5c3a7000f563&nr=123151&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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3. 
Wohnungseigentumsrecht 

 

 

Zum Wohnungseigentumsrecht sind mehrere Entscheidungen des dafür 

zuständigen V. Zivilsenats ergangen.  

 

a)  

Eine Entscheidung betrifft Regelungen in der Gemeinschaftsordnung zur 

Bildung von Untergemeinschaften und Kostentragungsregelungen.  

 

Wie der Bundesgerichtshof entschieden hat, können in der Gemein-

schaftsordnung einer Mehrhausanlage für die Tiefgarage und die 

Wohngebäude auch dann weitgehend verselbstständigte Unterge-

meinschaften gebildet werden, wenn die Tiefgarage zugleich als Fun-

dament der Wohngebäude dient.88 Sieht die Gemeinschaftsordnung ei-

ner solchen Anlage vor, dass die Untergemeinschaften sich selbstständig 

verwalten, dass an den Untergemeinschaften die jeweiligen Eigentümer 

entsprechend ihren Miteigentumsanteilen berechtigt und verpflichtet sind, 

und dass für die Untergemeinschaften jeweils eigene Rücklagen gebildet 

werden sollen, so entspricht es der nächstliegenden Bedeutung dieser Re-

gelungen, dass allein die Teileigentümer der Tiefgarage die Kosten für Sa-

nierungsmaßnahmen im Bereich der Tiefgarage zu tragen haben, und zwar 

auch im Hinblick auf tragende Bauteile, die zugleich das Fundament der 

Wohngebäude bilden.89  

 

Der Kläger war Sondereigentümer eines Stellplatzes in der Tiefgarage der 

Wohnungseigentümergemeinschaft. Die Anlage bestand aus mehreren 

Häusern mit einer mehrstöckigen Tiefgarage unter einem Teil der Häuser. 

 
88  BGH, Urteil vom 12. November 2021 – V ZR 204/20 – juris, Leitsatz 1 = WuM 2022, 116 ff. = 

Grundeigentum 2022, 155 ff.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
89  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3d7c800b39c959b30a3c2ecbbf7e48d0&nr=125834&pos=0&anz=2&Blank=1.pdf
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In der Teilungserklärung waren für die verschiedenen Baukörper „Son-

dernutzungsgemeinschaften“ gebildet worden. Die Teilungserklärung ent-

hielt Regelungen zur Zufahrt in die Tiefgarage und zur Nutzung der dortigen 

Flächen. Die Sondernutzungsgemeinschaften sollten sich selbstständig 

verwalten; die Kostentragung und Nutzung waren geregelt. Der Kläger ging 

gegen einen Beschluss der Eigentümerversammlung über die Erhebung ei-

ner Sonderumlage zur Finanzierung einer Sanierung der Tiefgarage, über 

den nur die Stellplatzeigentümer abgestimmt hatten, vor. Er meinte, die Fi-

nanzierung der Sanierungsmaßnahme sei Sache aller Wohnungseigentü-

mer. Hilfsweise begehrte er die Zustimmung der Beklagten zu einer Verein-

barung, mit der sie seine Einheit zum Preis von 8.000,00 € übernehmen 

sollten.90  

 

Zugrunde lag das Wohnungseigentumsgesetzes in der bis zum 30. Novem-

ber 2020 geltenden Fassung (§ 48 Abs. 5 WEG). Gegenstand des Haupt-

antrags war allein der Beschluss über die Erhebung einer Sonderum-

lage seitens der Stellplatzeigentümer. Nicht angefochten war der Be-

schluss über die Sanierung der Tiefgarage insgesamt. Somit war nur zu 

entscheiden, ob es Sache der Gesamtgemeinschaft gewesen wäre, 

über die Aufbringung der Sanierungskosten durch alle Wohnungsei-

gentümer zu beschließen. Das hat der Bundesgerichtshof verneint. Er 

hat die Bildung von Untergemeinschaften, die weitgehend verselbstständigt 

waren und deren Befugnisse sich nicht auf die Ausübung und Verwaltung 

des Sondernutzungsrechts am gemeinschaftlichen Eigentum im Bereich 

der Tiefgarage beschränkten, in der Gemeinschaftsordnung gebilligt. Es ist 

zulässig, eine Tiefgarage wie ein selbstständiges Gebäude zu behan-

deln. Nach der Gemeinschaftsordnung war die Beschlusskompetenz 

der für die Tiefgarage gebildeten Untergemeinschaft gegeben. Der Be-

schluss über die Erhebung der Sonderumlage entsprach ordnungsmäßiger 

Verwaltung, weil diese Sanierungskosten nach der Gemeinschaftsordnung 

 
90  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
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allein von den Mitgliedern der Untergemeinschaft Tiefgarage zu tragen wa-

ren. Die Kostentragung war ausreichend geregelt. Danach hatten die Un-

tergemeinschaften die Kosten für sämtliche Maßnahmen an „ihrem“ jewei-

ligen Baukörper zu tragen. Für die Zuweisung der 

Kostentragungspflicht kommt es nicht darauf an, ob es sich um tra-

gende Bauteile des Gebäudes (§ 5 Abs. 2 WEG aF) handelt; eine weit-

reichende Verwaltungs- und Kostentrennung bei Untergemeinschaften ist 

auch dann zulässig, wenn getrennte Baukörper statisch aufeinander auf-

bauen. Daher war die Klage unbegründet.91 Der Hilfsantrag konnte nicht 

durchdringen, weil das Gesetz weder die Dereliktion vom Wohnungseigen-

tumseinheiten erlaubt, noch einem Sondereigentümer das Recht einräumt, 

von den übrigen Wohnungseigentümer den Ankauf seiner Einheit zu ver-

langen, wenn eine kostspielige Sanierung ansteht.92  

 

b) 

Ebenfalls gebildete Untergemeinschaften betraf ein Fall, in dem der Bun-

desgerichtshof unter Klarstellung bzw. teilweiser Aufgabe seiner Rechtspre-

chung zur Erstellung von Jahresabrechnungen bei Mehrhausanlagen 

entschieden hat:93  

 

Auch dann, wenn nach der Gemeinschaftsordnung einer Mehrhausanlage 

Untergemeinschaften in eigener Zuständigkeit nach dem Vorbild selbst-

ständiger Eigentümergemeinschaften über die Lasten und Kosten entschei-

den, muss für die Wohnungseigentümergemeinschaft eine einheitliche Jah-

resabrechnung erstellt und beschlossen werden. 94  Über die 

Gesamtabrechnung als Teil der einheitlichen Jahresabrechnung muss 

zwingend allein die Gesamtgemeinschaft beschließen; ebenso ist die Dar-

stellung der Instandhaltungsrücklage notwendigerweise Sache der 

 
91  Rn. 9 ff. m.w.N. 
92  a.a.O., juris, Rn. 30. 
93  BGH, Urteil vom 16. Juli 2021 – V ZR 163/20 – juris = NJW 2021, 3057 ff. = MDR 2021, 1122 f. 

= WuM 2021, 581 ff. = NZM 2021, 692 ff. = ZMR 2021, 910 ff. ZWE 2021, 363 ff.  
94  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5b035b8d72c99242cbd6300127a5d3a2&nr=121192&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Gesamtgemeinschaft, und zwar auch dann, wenn für Untergemeinschaften 

separate Rücklagen zu bilden sind.95  

 

Untergemeinschaften kann eine Befugnis zur eigenständigen Beschluss-

fassung über Teile der einheitlichen Jahresabrechnung nur durch ausdrück-

liche, eindeutige Regelung in der Gemeinschaftsordnung eingeräumt wer-

den, und zwar beschränkt auf die Verteilung der ausschließlich die jeweilige 

Untergemeinschaften betreffenden Kosten in den Einzelabrechnungen; im 

Zweifel ist das Rechnungswesen insgesamt Sache der Gesamtgemein-

schaft.96 Dem Wohnungseigentumsrecht ist ein Nebeneinander von Teiljah-

resabrechnungen fremd. Die Darstellung der Instandhaltungsrücklage ist 

neben der Gesamt- und Einzelabrechnung notwendiger Bestandteil der ein-

heitlichen Jahresabrechnung. Deren Darstellung berührt zwingend auch die 

Interessen aller Wohnungseigentümer. Der Jahresabrechnung muss sich 

entnehmen lassen, wie die auf den Bankkonten der rechtsfähigen Gesamt-

gemeinschaft verwalteten zweckgebundenen Gelder verwendet und ver-

bucht worden sind, wobei unerheblich ist, ob die Gemeinschaft (zulässiger-

weise) nur ein Bankkonto unterhält oder für jede Rücklage ein eigenes 

Bankkonto eingerichtet hat.97 

 

c) 

Zur erheblichen Beeinträchtigung oder dem Ausschluss der Nutzung 

des Sondereigentums zum vereinbarten Zweck und Sanierungspflich-

ten wurden Leitsätze aufgestellt: 

 

Im Grundsatz können die Wohnungseigentümer ein auf das gemein-

schaftliche eigentumsbezogenes Nutzungsverbot zum Zwecke der 

Gefahrenabwehr beschließen. 98  Auf Dauer kann die Nutzung des 

 
95  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
96  a.a.O., juris, Leitsatz 3. 
97  a.a.O., juris, Rn. 6 ff.  
98  BGH, Urteil vom 15. Oktober 2021 – V ZR 225/20 – juris, Leitsatz 1a = NJW 2022, 326 ff. = MDR 

2 1022, 21 f. = WuM 2021, 761 ff. = NZM 2021, 935 ff. = ZMR 2022, 60 ff. = Grundeigentum 
2021, 1498 ff.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a0f40b8ef158707b8299faefb126afab&nr=124038&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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gemeinschaftlichen Eigentums aufgrund von baulichen oder bauord-

nungsrechtlichen Mängeln (hier: Brandschutzmängel) jedenfalls dann 

nicht durch Mehrheitsbeschluss verboten werden, wenn dadurch die 

Nutzung des Sondereigentums zu dem vereinbarten Zweck erheblich 

beeinträchtigt oder sogar ausgeschlossen wird; die Wohnungseigentü-

mer können sich ihrer Verpflichtung zur Vornahme zwingend erforderliche 

Maßnahmen nicht durch ein mehrheitlich verhängtes Nutzungsverbot ent-

ziehen.99 Zerstört im Sinne von § 22 Abs. 4 WEG a.F. (nunmehr § 22 

WEG) ist ein Gebäude nur dann, wenn seine Nutzbarkeit durch punk-

tuelle Ereignisse (wie Brand, Überflutung oder Explosion) wesentlich 

beeinträchtigt oder aufgehoben ist; die Sanierungspflichten der Woh-

nungseigentümer, die aus der Überalterung bzw. der mangelnden In-

standhaltung des Gebäudes herrühren, werden durch die Vorschrift 

nicht begrenzt.100 

 

Die Parteien bildeten eine Wohnungseigentümergemeinschaft, deren ge-

meinschaftliches Grundstück mit einem Parkhaus mit elf Ebenen bebaut 

war. Nach der Teilungserklärung bildeten die Ebenen 1 bis 3 das der Klä-

gerin gehörende Teileigentumsrecht 1 mit eigener Zufahrt ("Hotelpark-

haus"), das zusammen mit dem benachbarten Hotelgebäude der Klägerin 

vermietet ist. Die Ebenen 4 bis 11 bildeten das weiter unterteilte Teileigen-

tumsrecht 2 der Beklagten zu 1 bis 3. Die Beklagten zu 2 und 3 hatten die 

Stimmenmehrheit. Aufgrund eines Mehrheitsbeschlusses aus dem Jahr 

2013 wurden die nicht zum Hotelparkhaus gehörenden Ebenen nicht mehr 

genutzt. Das Bauordnungsamt hatte die Verwalterin der Wohnungseigentü-

mergemeinschaft in der Folgezeit aufgefordert, Nachweise über die Einhal-

tung der brandschutztechnischen Mindeststandards und der Gewährleis-

tung der Standsicherheit auch im Brandfall zu erbringen, worauf die 

Wohnungseigentümer beschlossen, dass die der Klägerin gehörenden 

Ebenen 1 bis 3 des Parkhauses aus Gründen der Verkehrssicherheit nicht 

 
99  a.a.O., juris, Leitsatz 1b. 
100  a.a.O., juris, Leitsatz. 
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mehr genutzt werden dürften. Die Hausverwaltung wurde von der Woh-

nungseigentümergemeinschaft beauftragt und bevollmächtigt, die unver-

zügliche Schließung der Ebenen 1 bis 3 zu erwirken und dazu gegebenen-

falls gerichtlich vorzugehen. Dafür wurde eine Sonderumlage nach 

Miteigentumsanteilen beschlossen. Die Hausverwaltung sollte die Nutzung 

der Stellplätze auf den Ebenen 1 und 2 wieder gestatten dürfen, sobald 

sachverständig bestätigt würde, dass die sich für eine Nutzung der Ebenen 

ergebenden Erfordernisse des Brandschutzes vollständig erfüllt seien und 

gegen die Wiederaufnahme der Nutzung keine Bedenken bestanden. Die 

Kosten des Gutachtens sollte zulasten der Eigentümer der Ebenen 1 bis 3 

gehen. Die Klägerin erhob hiergegen Beschlussmängelklage.101  

 

Auf die Revision der Klägerin hat der Bundesgerichtshof die Vorentschei-

dungen aufgehoben und den Beschluss der Wohnungseigentümerver-

sammlung für ungültig erklärt. Anwendbar war das zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung geltende Recht (§ 48 Abs. 5 WEG); daher waren die 

übrigen Wohnungseigentümer unverändert richtige Klagegegner (§ 46 Abs. 

1 Satz 1 WEG a.F.), wobei die Beklagten zu 1 als durch die übrigen Beklag-

ten vertreten anzusehen waren (§ 62 Abs. 1 ZPO). Die Auslegung des an-

gefochtenen Beschlusses durch das Berufungsgericht hielt der revisions-

rechtlichen Nachprüfung nicht stand. Dem Beschluss war zwar kein auf das 

Sondereigentum bezogenes Nutzungsverbot zu entnehmen. Die getroffene 

Regelung war so zu verstehen, dass sie (nur) die Nutzung des gemein-

schaftlichen Eigentums betraf. Der Beschluss enthielt aber ein an jeder-

mann, also auch an die Wohnungseigentümer, gerichtetes Nutzungsverbot. 

Der Beschluss war eindeutig, weshalb ein davon abweichendes (geltungs-

erhaltendes) Auslegungsergebnis nicht begründet werden konnte. Denn 

die Auslegungsregel, dass die zur gesetzmäßigen Verwaltung ver-

pflichteten Eigentümer im Zweifel keine rechtswidrigen Beschlüsse 

fassen wollen, gilt nur bei Zweifeln.102 Der Beschluss war rechtswidrig. 

 
101  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
102  a.a.O., juris, Rn. 6 ff. m. w. N.  
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Die Wohnungseigentümer können zwar grundsätzlich ein auf das ge-

meinschaftliche Eigentum bezogenes Nutzungsverbot zum Zwecke 

der Gefahrenabwehr beschließen, und zwar auch gegenüber den Woh-

nungseigentümern. Die Beschlusskompetenz dafür kann sich aus § 21 

Abs. 3 WEG a.F. ergeben. Zu einer ordnungsmäßigen Verwaltung (§ 21 

Abs. 3 WEG a.F.) gehört auch die Erfüllung der Verkehrssicherungspflich-

ten, Maßnahmen zur Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften und 

Maßnahmen zur Verhinderung von Gefahren für andere Wohnungseigen-

tümer, Dritte oder das Gemeinschaftseigentum sowie zur Abwendung einer 

Haftung der Wohnungseigentümergemeinschaft. Sofern erforderlich kön-

nen dazu Wohnungseigentümern und Dritten Nutzungsverbote auferlegt 

werden. Die Nutzung des gemeinschaftlichen Eigentums kann aber je-

denfalls dann nur aus zwingenden Gründen und in engen Grenzen un-

tersagt werden, wenn dadurch die zweckentsprechende Nutzung des 

Sondereigentums eingeschränkt oder sogar vollständig ausgeschlos-

sen wird. Im entschiedenen Fall war schon zweifelhaft, ob ein vorüberge-

hendes Nutzungsverbot zwingend geboten war. Keinesfalls durfte aber die 

Wohnungseigentümergemeinschaft ein dauerhaftes Nutzungsverbot ver-

hängen, indem die Beseitigung der Brandschutzmängel des gemeinschaft-

lichen Eigentums nicht durch die Wohnungseigentümergemeinschaft, son-

dern durch die Klägerin erfolgen sollte. Das Gemeinschaftseigentum muss 

jedenfalls in einem solchen Zustand sein, dass das Sondereigentum zu 

dem in der Gemeinschaftsordnung vorgesehenen Zweck genutzt werden 

kann. Die Wohnungseigentümer sind auch dann verpflichtet, Maßnahmen 

zur Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Anforderungen an das gemeinschaft-

liche Eigentum zu ergreifen, wenn davon die vereinbarungsgemäße Nutz-

barkeit einzelner Einheiten betroffen ist. Erst recht können die Wohnungs-

eigentümer diese Aufgabe (hier: die brandschutzrechtliche Ertüchtigung 

des gemeinschaftlichen Eigentums, um die Nutzbarkeit der Stellplätze si-

cherzustellen) nicht im Widerspruch zu den Vorgaben der Gemeinschafts-

ordnung auf einzelne Wohnungseigentümer abwälzen. Die Wohnungsei-

gentümer können sich ihrer Verpflichtung zur Vornahme zwingend 
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erforderlicher Maßnahmen nicht durch ein mehrheitlich verhängtes Nut-

zungsverbot entziehen, auch wenn sie solche Maßnahmen in der Vergan-

genheit bestandskräftig abgelehnt haben, weil ein solcher Negativbe-

schluss keine Sperrwirkung für die Zukunft entfaltet. Ein dauerhaftes 

Nutzungsverbot könnte nur dann rechtmäßig sein, wenn eine Sanierungs-

pflicht der Wohnungseigentümer gemäß § 22 Abs. 4 WEG a.F. (nunmehr: 

§ 22 WEG) ausgeschlossen wäre.103 Entschieden ist nunmehr, dass § 22 

Abs. 4 WEG a.F. die Sanierungspflicht nicht ausschließen kann, wenn 

sie aus der Überalterung bzw. der mangelnden Instandhaltung des Ge-

bäudes herrührt; § 22 Abs. 4 WEG a.F. erfasst nur den Fall, dass die Nutz-

barkeit eines Gebäudes durch punktuelle Ereignisse (wie Brand, Überflu-

tung oder Explosion) wesentlich beeinträchtigt ist. Eine analoge 

Anwendung des § 22 Abs. 4 WEG a.F. scheidet schon mangels Regelungs-

lücke aus.104  

 

d) 

In einer Entscheidung geht es um die Berechtigung eines Sonderei-

gentümers zur Umwandlung seines Teileigentum in Wohnungseigen-

tum sowie um die Prozessführungsbefugnis vor dem Hintergrund des 

Übergangsrechts zum Inkrafttreten des Wohnungseigentumsmoder-

nisierungsgesetzes am 01. Dezember 2020.105 Verlangt danach die Ge-

meinschaft der Wohnungseigentümer mit einer vor dem 01. Dezember 

2020 anhängigen Klage von einem Wohnungseigentümer die Unterlassung 

einer gegen die Gemeinschaftsordnung verstoßenden Nutzung (hier: Nut-

zung einer Teileigentumseinheit zu Wohnzwecken), kommt es nach Inkraft-

treten des Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetzes am 01. 

 
103  a.a.O., juris, Rn. 13 ff. m. w. N.  
104  a.a.O., juris, Rn. 23 ff. m. w. N.  
105  BGH, Urteil vom 16. Juli 2021 – V ZR 284/19 – juris = MDR 2021, 1524 f. = WuM 2021, 637 ff. 

= NZM 2021, 717 ff. = ZMR 2021, 992 ff. = Grundeigentum 2021, 1370 ff. = DWW 2021, 340 ff. 
= ZWE 2021, 451 ff. = BauR 2021, 1858 ff. = DNotZ 2022, 82 ff.; an diesem Verfahren war 
unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=7b15de7fd38c8d48b42344496b61c18e&nr=121693&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Dezember 2020 für die Prozessführung des Verbandes nicht mehr darauf 

an, ob ein Vergemeinschaftungsbeschluss vorlag.106  

 

Ein Sondereigentümer kann ohne Mitwirkung der übrigen Eigentümer 

sein Teileigentum nicht in Wohnungseigentum umwandeln, es sei 

denn, in der Gemeinschaftsordnung ist ein entsprechender Vorbehalt 

enthalten (sog. Änderungsvorbehalt).107  

 

Zugleich hat der Bundesgerichtshof in Abgrenzung zu seiner Recht-

sprechung ausgesprochen, dass die Nutzung einer Teileigentumsein-

heit zu Wohnzwecken bei typisierender Betrachtungsweise jedenfalls 

dann nicht störender als die vorgesehene Nutzung und deshalb zuläs-

sig ist, wenn es an einer einschränkenden Zweckbestimmung für das 

Teileigentum fehlt, die Teileigentumseinheit in einem separaten Ge-

bäude (mit getrennter Kostenregelung) gelegen ist und auch die übri-

gen Sondereigentumseinheiten ausschließlich der Wohnnutzung die-

nen.108  

 

Der Beklagte war Mitglied der klagenden Wohnungseigentümergemein-

schaft. Die Wohnungseigentumsanlage gliederte sich in zwei auf einem 

Grundstück errichtete Gebäude mit neun Einheiten. In einem Gebäude wa-

ren insgesamt acht Wohneinheiten. Das andere Gebäude – die Sonderei-

gentumseinheit des Beklagten – war zum Zeitpunkt der Teilung eine fens-

terlose Scheune und wurde in der Teilungserklärung als "Lagerraum" 

bezeichnet. Dem Beklagten sollte kein Recht zum Mitgebrauch des gemein-

schaftlichen Eigentums des anderen Gebäudes zustehen, den übrigen 

Wohnungseigentümern kein Recht zur Nutzung der im gemeinschaftlichen 

Eigentum stehenden Teile des Scheunengebäudes. Die Kostentragung war 

jeweils getrennt. Der jeweilige Inhaber des Gebäudes des Beklagten sollte 

 
106  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 
107  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
108  a.a.O., juris, Leitsatz 3. 
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berechtigt sein, beliebige bauliche Veränderungen am Gebäude vorneh-

men zu lassen, auch soweit dadurch gemeinschaftliches Eigentum betrof-

fen bzw. verändert wird. Der Beklagte ließ das seiner Einheit zugeordnete 

Gebäude abreißen und begann, dort ein Einfamilienhaus zu errichten, wo-

gegen die anderen Wohnungseigentümer gerichtlich vorgingen, dieses Ver-

fahren wurde übereinstimmend für erledigt erklärt. Danach erklärte der Be-

klagte gestützt auf sein in der Teilungserklärung enthaltenes Recht zu 

baulichen Veränderungen eine Nutzungsänderung von Teileigentum in 

Wohnungseigentum und bewilligte und beantragte die Änderung in das 

Grundbuch einzutragen, was auch geschah. Gegen die Umschreibung im 

Grundbuch war ein Beschwerdeverfahren anhängig. Die Klägerin verlangte 

außerdem, dem Beklagten zu untersagen, das errichtete Gebäude als 

Wohnraum zu nutzen und ihn zum Rückbau einer dort angebauten Ter-

rasse zu verurteilen, soweit diese das Grundstück der Klägerin im westli-

chen Bereich überbaute.109  

 

Die Klägerin war zwar prozessführungsbefugt, weil sie nach dem ab 

01. Dezember 2020 geltenden Recht berechtigt war, über das (streitige) 

Recht einen Prozess als Partei in eigenem Namen zu führen. Anders als in 

den Fällen, in denen ein Eigentümer einen Anspruch aus § 1004 Abs. 1 

BGB geltend gemacht hat, für den er nach neuem Recht nicht mehr pro-

zessführungsbefugt ist, bestand im hier zu beurteilenden umgekehrten Fall, 

dass der Verband (möglicherweise) ohne einen nach altem Recht erforder-

lichen Vergemeinschaftungsbeschluss Rechte aus § 1004 Abs. 1 BGB und 

§ 15 Abs. 3 WEG a.F. geltend gemacht hat, keine Veranlassung für eine 

Anwendung des Rechtsgedankens von § 48 Abs. 5 WEG, weil das Fehlen 

einer Übergangsvorschrift sich nicht nachteilig auf die prozessuale Stellung 

der klagenden Partei auswirkt.110  

 

 
109  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
110  a.a.O., juris, Rn: 7 ff. m. w. N.  
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Die Unterlassungsklage war aber nicht begründet. In der Nutzung einer 

Sondereigentumseinheit, die der für diese Einheit durch die Eintragung im 

Grundbuch "dinglichen" Zweckbestimmung widerspricht, liegt zugleich eine 

Verletzung des Eigentums der übrigen Sondereigentümer, die grundsätz-

lich einen – nach neuem Recht (§ 9a Abs. 2 WEG) zwingend und nach 

bisherigem Recht nach einer Vergemeinschaftung von dem Verband gel-

tend zu machenden – Unterlassungsanspruch (§ 1004 Abs. 1 BGB) begrün-

det. Die Wohnnutzung des Beklagten widersprach der nach der Teilungs-

erklärung gestatteten Nutzung, weil dort nur Teileigentum vorgesehen war, 

so dass nur eine Nutzung zu anderen als Wohnzwecken zulässig war (§ 1 

Abs. 3 WEG). Daran änderte die vom Beklagten erklärte und im Grundbuch 

eingetragene Nutzungsänderung nichts, weil ein Sondereigentümer ohne 

Mitwirkung der übrigen Eigentümer sein Teileigentum nicht in Wohnungsei-

gentum umwandeln kann, wenn nicht in der Gemeinschaftsordnung ein ent-

sprechender Vorbehalt enthalten ist. Die Teilungserklärung enthielt keinen 

solchen Änderungsvorbehalt. Die Berechtigung des Beklagten zur Vor-

nahme beliebiger baulicher Veränderungen enthielt – auch nicht konkludent 

– keinen solchen Änderungsvorbehalt. Die Wohnnutzung war auch nicht 

ausnahmsweise deshalb zulässig, weil sie nicht mehr stört als die zulässige 

Benutzung des Teileigentums. Es kommt auf die konkrete Anlage an. Stö-

render ist die Wohnnutzung jedenfalls dann, wenn der Wohnungseigentü-

mergemeinschaft im Vergleich zu einer Nutzung als Teileigentum höhere 

Kosten entstehen oder die Gefahr der erheblich intensiveren Nutzung von 

Flächen besteht. Die Nutzung einer Teileigentumseinheit zu Wohnzwecken 

ist bei typisierender Betrachtungsweise jedenfalls dann nicht störender als 

die vorgesehene Nutzung und deshalb zulässig, wenn es – wie im entschie-

denen Fall – an einer einschränkenden Zweckbestimmung für das Teilei-

gentum fehlt, die Teileigentumseinheit in einem separaten Gebäude (mit 

getrennter Kostenregelung) gelegen ist und auch die übrigen Sondereigen-

tumseinheiten ausschließlich der Wohnnutzung dienen.111  

 
111  a.a.O., juris, Rn. 17 m. w. N.  



 

 

 

 

 

 52 

 

e) 

Diese Rechtsprechung hat der Bundesgerichtshof in einem Versäumnisur-

teil fortgeführt, nach welchem nach der zum 01. Dezember 2020 in Kraft 

getretenen Neufassung des Wohnungseigentumsgesetzes ein Woh-

nungseigentümer Unterlassungs- und Beseitigungsansprüche gemäß 

§ 1004 BGB, die auf die Abwehr von Störungen seines im Grundbuch 

eingetragenen Sondernutzungsrechts gerichtet sind, weiterhin selbst 

geltend machen kann.112  

 

Die Parteien waren Eigentümer und bildeten eine Wohnungseigentümerge-

meinschaft mit zwei Einheiten. Ein Verwalter war nicht bestellt. Die Klägerin 

hatte ein Sondernutzungsrecht an zwei Stellplätzen. Die Beklagte hatte 

ohne Zustimmung der Klägerin auf einer Grundstücksfläche im gemein-

schaftlichen Eigentum eine Betonmauer errichtet, einen Holzzaun ange-

bracht und ein Tor eingebaut. Die Klage auf Beseitigung der Mauer- und 

Zaunanlage wurde in zweiter Instanz abgewiesen.113  

 

Der Bundesgerichtshof hat die Berufungsentscheidung aufgehoben und die 

Sache zurückverwiesen. Zwar war die Klägerin nach der zum 01. Dezember 

2020 kraftgetretenen Neufassung des WEG für den Anspruch aus § 14 Abs. 

1 Nr. 1 WEG nicht aktivlegitimiert, weil dieser Anspruch nunmehr allein der 

Gemeinschaft zugewiesen ist. Auch stand ihr ein Anspruch aus § 1004 Abs. 

1 BGB, soweit er das Sondernutzungsrecht an dem Stellplatz betrifft, nicht 

zu. Gleichwohl war die Klägerin im vorliegenden Verfahren für den An-

spruch auf Beseitigung der Beeinträchtigung des Sondernutzungsrechts an 

dem Stellplatz (§ 1004 Abs. 1 BGB) prozessführungsbefugt; dem stand § 9a 

Abs. 2 Alt. 1 WEG nicht entgegen. Daran hatte sich mit Inkrafttreten der 

Neuregelung von § 9a Abs. 2 WEG nichts geändert. Der Bundesgerichtshof 

 
112  BGH, Versäumnisurteil vom 01. Oktober 2021 – V ZR 48/21 – juris, Leitsatz = NJW-RR 2022, 

235 ff. = MDR 2022, 90 f. = WuM 2021, 766 f. = NZM 2022, 107 f. = Grundeigentum 2021, 1568 
= DWW 2022, 298 ff. = ZWE 2022, 84 f. = BauR 2022, 298 ff.  

113  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ee0ce532b2f43fd24f911be21fb02941&nr=125744&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf


 

 

 

 

 

 53 

hat darauf hingewiesen, dass für die bereits vor dem 01. Dezember 2020 

bei Gericht anhängigen Verfahren die Prozessführungsbefugnis eines 

Wohnungseigentümers, der sich aus dem gemeinschaftlichen Eigen-

tum ergebende Rechte geltend macht, über diesen Zeitpunkt hinaus 

nach dem Rechtsgedanken des § 48 Abs. 5 WEG fortbesteht, bis dem 

Gericht eine schriftliche Äußerung des vertretungsberechtigten Or-

gans (§ 9b WEG) über einen entgegenstehenden Willen der Gemein-

schaft der Wohnungseigentümer zur Kenntnis gebracht wird. Daher 

war die Klägerin noch prozessführungsbefugt und auch aktivlegitimiert. Al-

lerdings waren die Voraussetzungen für einen Beseitigungsanspruch 

(§ 1004 BGB) in Bezug auf das Sondernutzungsrecht nicht festgestellt. 

Deshalb war die Sache aber nicht entscheidungsreif.114  

 

f) 

Person und Stellung des Verwalters betreffen zwei Judikate 

 

aa) 

In Abgrenzung zur Rechtsprechung zu Ansprüchen eigenmächtig handeln-

der Wohnungseigentümer hat der Bundesgerichtshof über Ersatzansprü-

che des eigenmächtig handelnden Verwalters entschieden.115  

 

Dem WEG-Verwalter, der eigenmächtig Instandsetzungs- und Instand-

haltungsarbeiten am Gemeinschaftseigentum durchführt, kann ge-

genüber der Wohnungseigentümergemeinschaft ein Ersatzanspruch 

aus Geschäftsführung ohne Auftrag oder Bereicherungsrecht zu-

stehen.116  

 

Die Beklagte hatte als seinerzeitige Verwalterin eine andere Unternehmung 

als von den Wohnungseigentümern beschlossen mit der Durchführung von 

 
114  a.a.O., juris, Rn. 4 ff. m.w.N. 
115  BGH, Urteil vom 10. Dezember 2021 – V ZR 32/21 – juris. 
116  a.a.O., juris, Leitsatz. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=d004750ba1f5cc6cae559d8c90fa04a3&nr=128261&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Arbeiten beauftragt. Die beauftragte Unternehmung hatte ein günstigeres 

Angebot abgegeben. Die Beklagte beglich deren Rechnungen aus Mitteln 

der klagenden Wohnungseigentümergemeinschaft. Die Klägerin verwei-

gerte die Genehmigung des Vertrages. Die beauftragte Unternehmung 

wurde insolvent und im Handelsregister gelöscht. Die Klägerin machte ge-

genüber der Beklagten Rückzahlung der an die Unternehmung geleisteten 

Zahlungen und Nebenforderungen geltend. Die Beklagte erklärte hilfsweise 

Aufrechnung mit Gegenansprüchen in gleicher Höhe, weil die Klägerin 

durch die Maßnahmen bereichert sei.117  

 

Anwendbares materielles Recht war das WEG in der bis zum 30. November 

2020 geltenden Fassung. Die klagende Wohnungseigentümergemein-

schaft hatte einen vertraglichen Anspruch gegen die Beklagte auf Heraus-

gabe der ihr zur Erfüllung ihrer Aufgaben überlassenen und durch die Zah-

lungen an die Unternehmung nicht bestimmungsgemäß verbrauchten 

Gelder (§§ 675 Abs. 1; 667 Alt. 1 BGB). Das Bestehen eines Schadenser-

satzanspruches daneben konnte offen bleiben. Allerdings konnte die Be-

klagte einen Gegenanspruch auf Ersatz der ihr entstandenen Aufwendun-

gen haben (§ 670 BGB). Der Bundesgerichtshof hat die umstrittene Frage, 

ob dem Verwalter ein solcher Anspruch auch dann zusteht, wenn er eigen-

mächtig Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen am Gemein-

schaftseigentum durchführen lässt, die nicht durch einen Wohnungseigen-

tümerbeschluss oder die Notgeschäftsführungskompetenz (§ 27 Abs. 1 Nr. 

3 WEG a.F.) gedeckt sind, im Sinne des Leitsatzes entschieden. Das WEG 

enthält – anders als für einzelne Wohnungseigentümer (§ 21 Abs. WEG 

a.F./§ 18 Abs. 3 WEG) – keine Sonderregelung, die dem Verwalter die Kom-

petenz zur Durchführung von Maßnahmen am Gemeinschaftseigentum ab-

spricht. Der Gegenanspruch der Beklagten konnte wegen des entge-

genstehenden Willens der Wohnungseigentümergemeinschaft zwar 

nicht auf berechtigte Geschäftsführung ohne Auftrag gestützt werden 

 
117  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  
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(§§ 677; 683; 670 BGB), kam aber auf bereicherungsrechtlicher Grund-

lage in Betracht (§§ 684 Satz 1; 812 BGB), deren Voraussetzungen 

noch zu prüfen und gegebenenfalls festzustellen waren.118  

 

bb) 

Bei der Ausgliederung eines zum Verwalter bestellten kaufmänni-

schen Unternehmens zur Neugründung einer Kapitalgesellschaft ge-

hen die Organstellung und der Verwaltervertrag in aller Regel im Wege 

der Rechtsnachfolge auf den übernehmenden Rechtsträger über; al-

lein der Umstand, dass eine natürliche Person zum Verwalter bestellt 

wurde, gibt dem Verwalteramt und -vertrag kein höchstpersönliches 

Gepräge.119  

 

Die zur Verwalterin bestellte natürliche Person hatte ihr im Handelsregister 

als solches eingetragenes einzelkaufmännisches Unternehmen zur Neu-

gründung einer GmbH ausgegliedert. Sie wurde mit einer weiteren Person 

Geschäftsführerin der GmbH. Danach beschlossen die Wohnungseigentü-

mer, dass der bestehende Verwaltervertrag und die Verwalterbestellung 

"der … GmbH" über die ursprünglich mit der Einzelperson vereinbarte Lauf-

zeit hinaus verlängert werde. Der klagende Wohnungseigentümer begehrte 

die Ungültigerklärung dieses Beschlusses.120  

 

Zwar ist es bei Neubestellung eines Verwalters regelmäßig geboten, Alter-

nativangebote einzuholen. Die Nichteinholung von Alternativangeboten 

widersprach hier aber nicht ordnungsmäßiger Verwaltung, weil der an-

gefochtene Beschluss nicht als Neubestellung des Verwalters anzu-

sehen war. Entscheidend war, dass das Verwalteramt und der Verwalter-

vertrag aus umwandlungsrechtlicher Sicht regelmäßig nicht als 

 
118  a.a.O., juris, Rn. 6 ff. m.w.N.  
119  BGH, Urteil vom 02. Juli 2021 – V ZR 201/20 – juris, Leitsatz = MDR 2021, 1384 f. = WuM 2021, 

645 ff. = NZM 2021, 764 ff. = ZMR 2021, 913 ff. = Grundeigentum 2021, 1200 ff. = ZWE 2021, 
410 ff. = WM 2021, 1640 ff. = ZIP 2021, 1965 ff. = DNotZ 2022, 60 ff.  

120  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ab5006af9bbdb5007c45b0d0c021a216&nr=121423&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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höchstpersönliche Rechtsverhältnisse anzusehen sind. Dem Vertrauen der 

Wohnungseigentümer in die Person des Verwalters kann durch das Recht 

zu dessen Abberufung und zur außerordentlichen Kündigung des Verwal-

tervertrages ausreichend Rechnung getragen werden. Auch eine ergän-

zende Vertragsauslegung des Verwaltervertrages führt nicht zur Annahme 

der Höchstpersönlichkeit des Rechtsverhältnisses zwischen der Gemein-

schaft und dem Verwalter.121 Ein Anfechtungsgrund lag auch nicht des-

halb vor, weil nicht die (ursprünglich) berechtigte Verwalterin, son-

dern eine unberechtigte Dritte (die GmbH) zur Versammlung 

eingeladen hatte. Es konnte dahinstehen, ob das Verwalteramt zuvor 

durch die Ausgliederung auf die GmbH übergegangen oder wegen Mängeln 

der Ausgliederung bei der ursprünglichen Verwalterin verblieben war. Der 

Kläger hatte nicht dargelegt, dass der von ihm geltend gemachte Ladungs-

mangel sich auf das Abstimmungsergebnis ausgewirkt hatte.122  

 

 

4. 
Maklerrecht, Nachbarrecht und Grundzüge des Immobilienrechts 

 

 

Für diese Rechtsgebiete sind verschiedene Zivilsenate des Bundesge-

richtshofs zuständig. 

 

 

 
 

4.1.  
Maklerrecht 

 

 

Der für das Maklerrecht zuständige I. Zivilsenat hatte über den Provi-

sionsanspruch eines Versicherungsmaklers und eine Pflicht zur 

 
121  a.a.O., juris, Rn. 4 ff. m. w. N.  
122  a.a.O., juris, Rn. 31 ff.  
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Nachbearbeitung durch den Unternehmer (§ 87a Abs. 3 HGB) zu ent-

scheiden.123  

 

Nach diesem Urteil lässt die Ausübung des Widerrufsrechts nach § 8 Abs. 

1 VVG den Provisionsanspruch des Versicherungsmaklers, auf den wegen 

einer starken Annäherung an die Stellung eines Vertreters nach Treu und 

Glauben (§ 242 BGB) der Rechtsgedanke des § 87a Abs. 3 HGB Anwen-

dung findet, entfallen, ohne dass es einer Nachbearbeitung bedarf.124 Be-

antragt der Versicherungsnehmer bei dem Versicherungsunternehmen 

eine Freistellung der Lebensversicherung, so besteht im Interesse eines 

Versicherungsmaklers, auf den wegen einer starken Annäherung an die 

Stellung eines Vertreters nach Treu und Glauben (§ 242 BGB) der Rechts-

gedanke des § 87a Abs. 3 HGB Anwendung findet, eine Pflicht zur Nach-

bearbeitung. Unterbleibt die rechtzeitige Nachbearbeitung, so bleibt der 

Provisionsanspruch des Maklers unberührt.125  

 

Bei durch einen Versicherungsmakler vermittelten notleidenden Versiche-

rungsverträgen kann sich die gleiche Pflicht des Versicherers zur Nachbe-

arbeitung ergeben, wie sie im Falle des Vertreters grundsätzlich besteht. 

Dies ist anhand der besonderen Umstände des jeweiligen Einzelfalls zu be-

urteilen. Gesichtspunkte, die aufgrund einer starken Annäherung an die 

Stellung eines Vertreters nach Treu und Glauben (§ 242 BGB) für die An-

nahme einer besonderen Schutzbedürftigkeit des Versicherungsmaklers 

sprechen können, sind etwa die Zahlung laufender Courtagevorschüsse für 

vermittelte Versicherungsverträge, die Einbindung in die Organisations-

struktur, die Zahlung von Organisationszuschüssen oder von Bestandspfle-

gegeld und die regelmäßige Versendung von Stornomitteilungen. Dies kann 

auch gelten, wenn der Makler nicht für ein Versicherungsunternehmen, 

 
123  BGH, Urteil vom 08. Juli 2021 – I ZR 248/19 – juris, Leitsatz 1 und Rn. 1 ff. = NJW 2022, 52 ff. 

= MDR 2021, 1323 f. = WM 2021, 1578 ff. = VersR 2021, 1433 ff. = RuS 2021, 665 ff. = DB 
2021, 2819. 

124  a.a.O., juris, Leitsatz 1 und Rn. 1 ff.  
125  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c6d727330d93e9500b61c81869e71ceb&nr=121126&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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sondern für einen Maklerpool tätig ist, der den angeschlossenen Maklern 

Produktanbindungen zur Verfügung stellt; die Annahme einer Nachbearbei-

tung in einem in dieser Weise gestufte Vermittlungsverhältnis, das in seiner 

Ausgestaltung Handelsvertreter rechtliche Züge trägt, entspricht Treu und 

Glauben.126 

 

 

4.2.  
Nachbarrecht 

 

 

Zum Nachbarrecht liegen mehrere Entscheidungen vor.  

 

a) 

Zu einer Nachbarwand bzw. Grenzwänden hat der Bundesgerichtshof 

entschieden, dass eine Nachbarwand von jedem der beiden Nachbarn 

in Richtung auf sein eigenes Grundstück benutzt werden kann. Des-

halb darf ein freiliegender Teil in Richtung auf das eigene Grundstück 

beispielsweise gestrichen, bepflanzt oder zur Verlegung von Leitun-

gen genutzt werden, soweit die Mitbenutzung durch den anderen 

Nachbarn nicht beeinträchtigt wird.127  

 

Werden Reihen- oder Doppelhäuser durch einen zweischaligen Wand-

aufbau, also durch zwei separate Wände geschieden, handelt es sich 

nicht um eine Nachbarwand, sondern um zwei Grenzwände. Dies gilt 

auch, wenn die Grundstücksgrenze eine oder beide Wände schneidet und 

insoweit ein Überbau vorliegt. Für die sachenrechtliche Beurteilung ist zu-

dem unerheblich, ob die Wände in einer solchen Stärke und Ausführung 

errichtet worden sind, dass sie jeweils für sich genommen den 

 
126  a.a.O., juris, Rn. 25 ff. m. w. N.  
127  BGH, Urteil vom 12. November 2021 – V ZR 25/21 – juris, Leitsatz 1 = NJW-RR 2022, 3014 f. = 

MDR 2022, 305 ff. = Grundeigentum 2022, 195 f.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6f9d4a32a4a6cade7aebf2fa50ef47d4&nr=126309&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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bauordnungsrechtlichen Vorschriften oder anerkannten Regeln der Technik 

für eine freistehende Gebäudeaußenwand genügen.128  

 

Dem Kläger gehörte ein mit einem Reihenhaus bebautes Grundstück. Der 

Beklagte hatte das auf dem angrenzenden Grundstück leicht versetzt gele-

gene Reihenhausgrundstück angemietet. Die Außenwand des klägerischen 

Hauses überschritt teilweise die Grundstücksgrenze und ragte über das 

vom Beklagten genutzte Haus hinaus. Der Beklagte hatte in den freistehen-

den Teil der Außenwand des klägerischen Hauses vom angemieteten 

Grundstück aus Löcher in den Putz der Wand des klägerischen Hauses 

gebohrt, um darauf einen Kabelkanal für die Stromleitung seiner Terrassen-

markise zu verschrauben. Der Kläger verlangte die Herstellung des ur-

sprünglichen Zustandes der Wand und Erstattung vorgerichtlicher Rechts-

anwaltskosten.129  

 

Die Klage war begründet. Der Bundesgerichtshof hat klargestellt, dass ein 

Anspruch des Klägers nach § 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht notwendig Al-

leineigentum des Klägers an der betroffenen Wand bzw. dem auf das Nach-

bargrundstück überbauten Teil der Wand voraussetzt, sondern dem Kläger 

ein Beseitigungsanspruch auch dann zustünde, wenn es sich bei der Wand 

um eine gemeinsame Grenzeinrichtung (§ 921 BGB) handelte. Die Ansicht 

des Berufungsgerichts, der Beklagte wäre zur ausgeübten Nutzung auch 

dann befugt, wenn es sich bei der Wand um eine gemeinschaftliche Gren-

zeinrichtung handelte, war rechtsfehlerhaft. Im Falle einer Grenzeinrichtung 

wären für das dadurch begründete Rechtsverhältnis der Nachbarn die §§ 

921; 922 BGB und etwaige landesrechtliche Vorschriften maßgeblich. 

Nachbarn im Sinne dieser Vorschriften sind nur die Eigentümer der Grund-

stücke, wobei mangels anderslautender Feststellungen hier zu unterstellen 

war, dass der Beklagte mit Zustimmung der Grundstückseigentümerin ge-

handelt hatte und er sich auf deren Nutzungsrechte berufen durfte. Es lag 

 
128  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
129  a.a.O., juris, Rn. 1 f. 
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aber keine Beeinträchtigung der durch § 922 BGB näher bestimmten Teil-

haberechte des Klägers vor, weil er an der Benutzung der Wand in Richtung 

auf sein eigenes Grundstück nicht gehindert war. Auch unter dem grund-

sätzlich in Betracht kommenden Gesichtspunkt der Erhaltung der Grenzan-

lagen in ihrer äußeren Beschaffenheit ergab sich für den Kläger kein An-

spruch, weil bei einer (rein) optischen Veränderung der Grenzeinrichtung 

ein Beseitigungs- bzw. Wiederherstellungsanspruch nur besteht, wenn das 

bisherige Erscheinungsbild durch die beanstandeten Maßnahmen wesent-

lich beeinträchtigt wird. Hier war nicht ersichtlich, dass sich die Wahrneh-

mung der Wand vom Grundstück des Klägers aus überhaupt verändert 

hätte.130 Die Berufungsentscheidung war aber richtig, weil es sich bei der 

Wand nicht um eine Grenzeinrichtung (§ 921 BGB) handelte, da die Vo-

raussetzungen für das Vorliegen einer Nachbarwand nicht erfüllt waren. 

Gebäude oder Gebäudeteile sind grundsätzlich keine Grenzeinrichtungen 

mit Ausnahme einer sogenannten Nachbarwand nach dem Anbau. Ein An-

bau in diesem Sinne liegt aber nur vor, wenn die Wand nach ihrer Zweck-

bestimmung dadurch (auch) zu einem wesentlichen Bestandteil des an ihr 

errichteten Nachbargebäudes wird. Es bedarf einer unmittelbaren, techni-

schen Inanspruchnahme der Mauer für bauliche Zwecke des Nachbarhau-

ses (§§ 94 Abs. 2; 93 BGB). Zu unterscheiden ist die Nachbarwand von der 

Grenzwand und von einem nicht zum Anbau bestimmten Überbau. Eine 

Grenzwand wird nicht dadurch zur Nachbarwand, dass sie die Grund-

stücksgrenze ganz oder teilweise schneidet; dabei kann es sich um einen 

Überbau handeln. Ein Anbau an eine Grenzwand führt noch nicht zum Ent-

stehen einer Nachbarwand. Eine Nachbarwand liegt nur vor, wenn die von 

der Grenze geschnittene Wand dazu geeignet und bestimmt ist, beiden 

Nachbargebäuden als wesentlicher Bestandteil zu dienen. Die Wand des 

klägerischen Gebäudes war keine Nachbarwand, weil die Außenmauern 

beider Gebäude durch eine Fuge getrennt und eindeutig jeweils einem Ge-

bäude zuzuordnen waren, ohne dass eine bautechnische 

 
130  a.a.O., juris, Rn. 4 ff. m.w.N. 
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Inanspruchnahme der klägerischen Hauswand für den Bau des vom Be-

klagten gemieteten Reihenhauses vorlag. Deshalb konnte es sich nur um 

einen rechtmäßigen oder zumindest entschuldigten (§ 912 BGB) Überbau 

handeln, der im Alleineigentum des Klägers stand. Zu einer Einwirkung auf 

die im Alleineigentum des Klägers stehende Wand war der Beklagte nicht 

berechtigt. Auch aus dem nachbarlichen Gemeinschaftsverhältnis ergab 

sich keine Duldungspflicht des Klägers (§ 1004 Abs. 2 BGB).131  

 

b) 

Mit den Voraussetzungen eines Notwegerechts (§ 917 Abs. 1 Satz 1 

BGB) befasst sich eine Entscheidung vom 19. November 2021.132  

 

Nach dieser die Rechtsprechung bestätigenden und klarstellenden Ent-

scheidung stellt es noch keine hinreichende Voraussetzung für ein Notwe-

gerecht dar, dass die auf dem Grundstück genutzten Bauten baurechtlich 

genehmigt sind.133 Weiter hat der Bundesgerichtshof ausgeführt, dass die 

ordnungsmäßige Benutzung eines Wohngrundstücks, welches eine Verbin-

dung mit einem öffentlichen Weg aufweist, es im allgemeinen auch dann 

nicht erfordert, dass auf einem verbindungslosen Grundstücksteil mit bau-

rechtlicher Genehmigung errichtete Garagen zum Abstellen von Kraftfahr-

zeugen genutzt werden können, wenn deren Zufahrt mittels Baulast gesi-

chert ist.134  

 

Den Parteien gehörten zwei benachbarte Grundstücke, die durch Grund-

stücksteilung entstanden waren. Auf dem Grundstück der Klägerin stand 

ein zu Wohnzwecken genutztes Haupthaus und ein genehmigter Garagen-

bau mit zwei Garagen. Der frühere, das Grundstück teilende Eigentümer 

hatte zur Sicherung der Zufahrt zu den Garagen das Grundstück der Be-

klagten mit einer Grunddienstbarkeit in Form eines Geh- und Fahrtrechts 

 
131  a.a.O., juris, Rn. 11 ff. m.w.N. 
132  BGH, Urteil vom 19. November 2021 – V ZR 262/20 – juris. 
133  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 
134  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ff3926a0a93256a25f74c5d7ea5c1ad0&nr=126987&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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zugunsten des jeweiligen Eigentümers des klägerischen Grundstücks be-

lastet. Allerdings hatte die Klägerin das Grundstück durch Zwangsverstei-

gerung erworben. Die Grunddienstbarkeit wurde als nicht in das geringste 

Gebot fallend gelöscht. Auf dem Grundstück der Beklagten ruhte noch eine 

Baulast zur Gewährung des Zugangs zum Grundstück der Klägerin, wo-

nach der von den Garagen ausgehende Zu- und Abgangsverkehr und für 

den Brandschutz erforderliche Geräteeinsätze jederzeit ungehindert mög-

lich waren. Die Klägerin verlangte Duldung der Benutzung der auf dem Be-

klagtengrundstück gelegenen Zufahrt zum Erreichen des Garagenbaus mit 

Kraftfahrzeugen sowie die Beseitigung eines Betonpodestes, das die Aus-

übung des beanspruchten Notwegerechts und der durch die Baulast be-

wirkten Gestattung beeinträchtige.135  

 

Der Klägerin stand kein Notwegerecht (§ 917 Abs. 1 Satz 1 BGB) zu. Die 

bestehende Verbindung mit dem öffentlichen Weg war für die ord-

nungsmäßige Benutzung des Grundstücks der Klägerin ausreichend, 

so dass keine Notlage des Grundstücks vorlag. Maßgeblich sind nicht die 

persönlichen Bedürfnisse des Eigentümers des verbindungslosen Grund-

stücks, sondern dasjenige, was nach objektiven Gesichtspunkten diesem 

Grundstück angemessen ist und den wirtschaftlichen Verhältnissen ent-

spricht. Regelmäßig setzt dies (nur) die Erreichbarkeit mit Kraftfahrzeugen 

voraus, nicht aber die Möglichkeit das Grundstück mit Personenkraftwagen 

zu befahren und diese dort abzustellen. Dass die Garagen baurechtlich ge-

nehmigt waren, führte nicht zur Entstehung eines Notwegerechts, sondern 

war lediglich eine notwendige, aber keine hinreichende Voraussetzung da-

für. Dass die Garagen ohne Zubilligung eines Notwegerechts nicht mehr 

zum Einstellen von Kraftfahrzeugen genutzt werden können, änderte nichts. 

Bei einem (Wohn-)Grundstück, welches eine Verbindung zu einem öffentli-

chen Weg hat, kommt ein Notwegerecht zur Schaffung der Zufahrt zu einer 

Garage nicht in Betracht; die gesonderte Betrachtung eines 

 
135  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  
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Grundstücksteils kommt im Regelfall nur bei Gewerbegrundstücken in Be-

tracht, deren ordnungsmäßige Benutzung es nach den Umständen des Ein-

zelfalls erfordert, dass auf dem verbindungslosen Grundstücksteil Kraftfahr-

zeuge be- und entladen sowie gegebenenfalls auch abgestellt werden. Die 

Sicherung der Zufahrt mittels Baulast änderte nichts, weil die Baulast als 

öffentlich-rechtliche Baubeschränkung privatrechtlich weder dem Begüns-

tigten einen Nutzungsanspruch gewährt noch sie den Eigentümer zur Dul-

dung der Nutzung verpflichtet. Die Klägerin konnte sich auch nicht auf die 

langjährige entsprechende Grundstücksnutzung stützen, weil diese keine 

Grundlage für die Ordnungsmäßigkeit der Benutzung des notleidenden 

Grundstücks im Sinne von § 917 Abs. 1 Satz 1 BGB bildet.136 

 

c) 

Nach einer Leitsatzentscheidung zum Anspruch auf Bestellung einer 

Baulast aufgrund einer Dienstbarkeit setzt der aus dem durch eine 

Grunddienstbarkeit begründeten Schuldverhältnis folgende Anspruch auf 

Bestellung einer deckungsgleichen Baulast voraus, dass die mit der Bestel-

lung der Dienstbarkeit bezweckte Sicherstellung der Bebaubarkeit des herr-

schenden Grundstücks mit der Baulast tatsächlich erreicht werden kann; 

dies gilt gleichermaßen, wenn die Baulast für die behördliche Genehmigung 

einer Nutzungsänderung benötigt wird.137 Kann die Baugenehmigung für 

das herrschende Grundstück mit der verlangten Baulasterklärung nur 

unter weiteren Voraussetzungen erteilt werden, ist es erforderlich, 

dass diese Voraussetzungen vorliegen oder eine Befreiung in Be-

tracht kommt.138  

 

Das Grundstück der Klägerin lag nicht an einer öffentlichen Straße. Die Zu-

fahrt erfolgte unter anderem über Grundstücke des Beklagten, an denen 

zugunsten des jeweiligen Eigentümers des klägerischen Grundstücks eine 

 
136  a.a.O., juris, Rn. 6 ff. m.w.N. 
137  BGH, Urteil vom 22. Oktober 2021 – V ZR 92/20 – juris, Leitsatz 1. 
138  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c2e229f9f2fe6152d6782379f09be057&nr=126981&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Grunddienstbarkeit (Leitungs- und Wegerecht) bestand. Auf dem Grund-

stück der Klägerin war eine vermietete Lagerhalle, für welche die Klägerin 

eine Änderung der Genehmigung der Nutzung beantragt hatte. Die Behörde 

hatte dies abgelehnt, weil die Zuwegung über das Beklagtengrundstück 

nicht durch eine Baulast gesichert war. Die Parteien stritten um die Ver-

pflichtung des Beklagten zur Abgabe einer Verpflichtungserklärung über die 

Ermächtigung zur Eintragung einer entsprechenden Baulast.139  

 

Die Verpflichtung zur Abgabe einer Baulasterklärung konnte als Ne-

benpflicht aus dem durch die Grunddienstbarkeit geschaffenen ge-

setzlichen Schuldverhältnis folgen, wenn eine beiderseitige Interessen-

abwägung einen Vorrang des Grunddienstbarkeitsberechtigten ergab. 

Dafür war der Zweck der Grunddienstbarkeitsbestellung maßgeblich. Un-

zutreffend war die Annahme des Berufungsgerichts, die Klägerin könne die 

Bewilligung der Baulast nicht verlangen, weil die Erteilung einer Baugeneh-

migung nach den anwendbaren §§ 4; 5 LBauO M-V eine öffentlich-rechtlich 

gesicherte Zufahrt für den gesamten Verkehr zu dem klägerischen Grund-

stück erfordere, so dass die streitgegenständliche, auf Feuerlösch- und Ret-

tungsfahrzeuge beschränkte Baulast nicht ausreiche. Die Baulasterklärung 

musste für sich genommen allein nicht ausreichen, um die Genehmigung 

zu erlangen. Der Eigentümer des dienenden Grundstücks ist zur Bewilli-

gung einer Baulast allerdings nicht verpflichtet, wenn die Erteilung der Bau-

genehmigung nur unter Voraussetzungen in Betracht kommt, die schon 

nach eigenem Vortrag des Anspruchstellers oder nach den getroffenen 

Feststellungen nicht vorliegen.140  

 

d) 

Ein Versäumnisurteil betraf Schadensersatzansprüche zwischen Nach-

barn in Sachsen-Anhalt. Danach scheidet eine Haftung des Grund-

stückseigentümers gemäß § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 33 NbG LSA aus, 

 
139  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  
140  a.a.O., juris, Rn. 5 ff. m.w.N.  
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wenn sich auf einem Grundstück ein Abwasserkanal befindet und das 

Nachbargrundstück durch aus dem Kanal austretendes Wasser Scha-

den nimmt, der Kanal aber zu einer öffentlichen Abwasserbeseiti-

gungsanlage gehört.141  

 

e) 

Auch mit prozessualen Fragen in nachbarrechtlichen Fällen hat sich der 

Bundesgerichtshof beschäftigt. 

 

aa) 

Nach einer Entscheidung im Falle einer Streitigkeit über die Verpflichtung 

eines Grundstücksnachbarn, den Betrieb einer Mobilfunksendeanlage auf 

seinem Grundstück aufgrund einer getroffenen Vereinbarung zu unterlas-

sen, beginnt eine im Urteil nach § 255 Abs. 1 ZPO durch das Gericht be-

stimmte Frist mit der Rechtskraft der Entscheidung. Zur Festlegung eines 

früheren Fristbeginns ist das Gericht nicht befugt.142 

 

bb) 

Zur Bestimmung von Streitwert und Rechtsmittelbeschwer wurde in ei-

nem Verfahren über die Beseitigung eines Carports auf dem Nachbar-

grundstück eine Leitsatzentscheidung getroffen.143 

 

Die Parteien waren Grundstücksnachbarn. Der Beklagte hatte an der 

Grundstücksgrenze auf seinem Grundstück einen Carport errichtet. Über 

die Rechtmäßigkeit der dafür erteilten Baugenehmigung stritten die Par-

teien vor dem Verwaltungsgerichtshof. Der Beklagte hatte am Carport ein 

Schild "Achtung! Videoüberwachung" befestigt. Der Beklagte hatte im ver-

waltungsgerichtlichen Verfahren vorgebracht, der Kläger parke ständig vor 

 
141  BGH, Versäumnisurteil vom 10. Dezember 2021 – V ZR 121/20 – juris, Leitsatz und Rn. 1 ff. 

sowie 4 ff.  
142  BGH, Urteil vom 12. November 2021 – V ZR 271/20 – juris, Leitsatz und Rn. 26 ff. = NJW-RR 

2022, 349 ff.  
143  BGH, Beschluss vom 24. August 2021 – VI ZR 1265/20 – juris, Leitsatz = MDR 2022, 96 = NZM 

2021, 822 f. = Grundeigentum 2021, 1255 f.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=2bcce2c94bf55e2ac2466876be81c753&nr=127798&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=eba7507fa15884f12a8e2c97aec83277&nr=126495&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f5acf1bb3b0730ce61af37c42919d3c2&nr=122404&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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der Ausfahrt des Beklagten. Der Kläger behauptete, der Carport schränke 

die Ausfahrt vom klägerischen Grundstück unzumutbar ein, außerdem habe 

der Beklagte am Carport eine Videokamera angebracht, die ohne rechtfer-

tigenden Grund und ohne Zustimmung des Klägers auch das klägerische 

Grundstück überwache und aufzeichne. Der Kläger stellte in Abrede, die 

Garagenausfahrt "wiederholt und permanent" zugeparkt zu haben. Der Klä-

ger begehrte vom Beklagten, die Video-Überwachung des klägerischen 

Grundstücks zu unterlassen, ein angemessenes Schmerzensgeld (mindes-

tens 2.000,00 €) zu zahlen, die Behauptung, der Kläger habe "wiederholt 

und permanent vor der Ausfahrt des Carports rechtswidrig geparkt" zu un-

terlassen, den Carport auf dem Beklagtengrundstück zu beseitigen, den Be-

reich des Carports nicht als Stellplatz zu nutzen und dort jeglichen Zu- und 

Abfahrtverkehr zur Nutzung als Stellplätze zu unterlassen. Außerdem ver-

langte der Kläger Ersatz vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten. Die Klage 

war in den Vorinstanzen erfolglos.144  

 

Für die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers war die erforderliche gel-

tend zu machende Beschwer nicht erreicht (mindestens 20.000,00 €; § 544 

Abs. 2 Nr. 1 ZPO). Maßgeblich ist das Interesse des Rechtsmittelklägers an 

der Abänderung der Entscheidung des Berufungsgerichts. Die Beschwer 

für die Klageanträge 1 bis 4 betrug nach den Angaben des Klägers in den 

Vorinstanzen insgesamt 13.000,00 €, wobei die vorgerichtlichen Rechtsan-

waltskosten als Nebenforderung außer Betracht blieben (§ 4 Abs. 1 Halb-

satz 2 ZPO). Die Beseitigung des Carports (Klageantrag 5) war mit nicht 

mehr als 5.000,00 € zu beurteilen. Maßgeblich ist der Wertverlust des 

Grundstücks durch die Störung der Einwirkung und nur ausnahms-

weise, wenn sich die Störung nach Art bzw. Umfang nicht in einer 

Wertminderung des Grundstücks niederschlägt, nach den Kosten, die 

dem Eigentümer durch die Störung entstehen. Dem Vortrag des Klägers 

war nicht zu entnehmen, welchen Wertverlust sein Grundstück infolge der 

 
144  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
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behaupteten Beeinträchtigung der Ausfahrt erlitten hatte. Mangels abwei-

chender Anhaltspunkte bewertete der Bundesgerichtshof das Interesse des 

Klägers an der Beseitigung der geltend gemachten Beeinträchtigung in An-

lehnung an §§ 23 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 Alt. 1 RVG; 52 Abs. 2 GKG; 36 

Abs. 3 GNotKG mit 5.000,00 €.145 

 

 

4.3.  
Grundzüge des Immobilienrechts 

 

 

Hierzu sind Entscheidungen des V. und des III. Zivilsenats ergangen.  

 

a) 

Die Folgen eingeschränkter Bebaubarkeit der erworbenen Immobilie 

betraf eine Entscheidung, nach deren Leitsätzen der Ausnahmefall des 

§ 434 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 BGB, wonach der Verkäufer für seine 

unzutreffende öffentliche Äußerung über Eigenschaften der Kaufsa-

che nicht haftet, wenn die Äußerung die Kaufentscheidung nicht be-

einflussen konnte, nur vorliegt, wenn ein Einfluss der öffentlichen Äu-

ßerung auf die Kaufentscheidung nachweislich ausgeschlossen ist.146 

Mit der "Kaufentscheidung" im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 

2 BGB ist der Abschluss des Kaufvertrages gemeint. Maßgeblich für die 

Beurteilung, ob eine öffentliche Äußerung des Verkäufers über die Eigen-

schaft eines Grundstücks die Kaufentscheidung nicht beeinflussen konnte, 

ist deshalb nicht der Zeitpunkt, zu dem der Käufer sich entschlossen hat, 

das Grundstück zu erwerben, sondern der Zeitpunkt der notariellen Beur-

kundung des Grundstückskaufvertrags.147  

 

 
145  a.a.O., juris, Rn. 4 ff. m. w. N.  
146  BGH, Urteil vom 16. Juli 2021 – V ZR 119/20 – juris, Leitsatz 1 = NJW 2021, 3781 ff. = MDR 

2021, 1327 ff. = NZM 2021, 810 ff. = Grundeigentum 2021, 1361 f. = ZIP 2021, 2643 ff. = VersR 
2022, 107 ff. = DNotZ 2022, 115 ff.  

147  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=bc0f3a2e8c13919c2bd73f8bde972578&nr=122221&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Zu Grunde lag der Kauf zweier mit jeweils einem Mehrfamilienhaus bebau-

ter Grundstücke mit notariellem Kaufvertrag vom Oktober 2015 für 1,5 Mil-

lionen Euro unter Ausschluss der Sachmängelhaftung. Im Kaufvertrag war 

angegeben, dem Käufer sei bekannt, dass das Kaufobjekt seit ca. drei Jah-

ren entmietet und ohne Heizung sei und dass pro Gebäude nur vier 

Wohneinheiten genehmigungsfähig seien. Im Exposé über das Gebäude 

war es als "solide … Wohnanlage zum Sanieren oder Neuentwickeln", be-

stehend aus zwei Mehrfamilienhäusern, die über acht bezugsfreie 

Wohneinheiten zuzüglich Ausbaureserve im Dachgeschoss verfügten, be-

zeichnet. Der Käuferin wurde nach einer Besichtigung der Grundstücke das 

Exposé zugesandt, das die Visualisierung einer ursprünglich geplanten Um-

baumaßnahme (Neubau eines Doppelhauses, Sanierung von zwei Mehrfa-

milienhäusern mit je vier Wohnungen und Ausbau des Dachgeschosses) 

enthielt; die 2012 erteilte Baugenehmigung war abgelaufen, was die Käufe-

rin wusste. Die Klägerin verlangte aus abgetretenem Recht der Käuferin 

von den beklagten Verkäufern Schadensersatz (600.000,00 €), weil die An-

gaben im Exposé und in der Visualisierung bewusst wahrheitswidrig erfolgt 

seien; dem Beklagten zu 2 sei bereits Anfang 2015 durch eine Mitarbeiterin 

des Bauamts mitgeteilt worden, ein Ausbau des Dachgeschosses und ein 

Umbau gemäß der Visualisierung seien nicht genehmigungsfähig.148  

 

Aus der Regelung im Kaufvertrag, der Käuferin sei bekannt, dass pro Ge-

bäude (nur) vier Wohneinheiten genehmigungsfähig seien, ergab sich keine 

Beschaffenheitsvereinbarung.149 Allerdings konnte ein Anspruch der Kläge-

rin auf Schadensersatz (§§ 434 Abs. 1 Satz 3; 437 Nr. 3; 281 Abs. 1 Satz 

1; 280 Abs. 1 und 3 BGB in Verbindung mit § 398 BGB) gegen die Beklagte 

zu 1 mit der Begründung des Berufungsgerichts nicht verneint werden. Zur 

Sollbeschaffenheit (§ 434 Abs. 1 Satz 3 BGB) gehören auch die Eigen-

schaften, die der Käufer nach den öffentlichen Äußerungen des Ver-

käufers erwarten darf, darunter auch die Angaben in einem Exposé. 

 
148  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
149  a.a.O., juris, Rn. 6 ff. m.w.N.  
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Nach den im Revisionsverfahren zu Grunde zu legenden Feststellungen 

konnte die Käuferin aus objektiver Sicht erwarten, das Kaufobjekt entspre-

chend der Visualisierung sanieren zu können. Die Haftung der Beklagten 

zu 1 wegen des Inhalts der Visualisierung war nicht deshalb ausgeschlos-

sen, weil sie die Kaufentscheidung der Käuferin nicht hätte beeinflussen 

können. Maßgebliche Kaufentscheidung im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 3 

Halbsatz 2 BGB ist der Abschluss des Kaufvertrages. Auch ein Schadens-

ersatzanspruch wegen Verschuldens bei Vertragsschluss (§§ 280 Abs. 1; 

311 Abs. 2 und 3; 241 Abs. 2 BGB i.V.m. § 398 BGB) konnte nach den 

getroffenen Feststellungen nicht verneint werden. Voraussetzung dafür ist, 

dass die Pflichtverletzung des Verkäufers für den Kaufentschluss kausal 

war, wobei es ebenfalls auf den Vertragsschluss ankommt.150  

 

b) 

Betreffend die Übertragung eines mit einem Wohnhaus bebauten Grund-

stücks durch den Kläger auf dessen Schwester, die Beklagte, hat der Bun-

desgerichtshof ausgesprochen, dass bei einem Übertragungsvertrag mit 

Pflegevereinbarung unter Geschwistern die dauerhafte, von gegensei-

tigem Vertrauen der Parteien getragene Beziehung im Zweifel Ge-

schäftsgrundlage des Vertrages ist. Ist das Verhältnis zwischen dem 

Übertragenden und dem Übernehmenden heillos zerrüttet, führt dies 

– vorbehaltlich vertraglicher Vereinbarungen – zu dem Wegfall der Ge-

schäftsgrundlage. Der Übertragende kann die Rechte aus § 313 BGB 

geltend machen, es sei denn, die Zerrüttung ist eindeutig ihm allein 

anzulasten.151 

 

Die Beklagte hatte von ihr im notariellen Übertragungsvertrag im Jahr 2013 

übernommene Pflegeleistungen für den Kläger ab dem Frühjahr 2014 nicht 

mehr erbracht, nachdem es zu Streitigkeiten zwischen den Parteien 

 
150  a.a.O., juris, Rn. 17 ff. m. w. N.  
151  BGH, Urteil vom 09. Juli 2021 – V ZR 30/20 – juris, Leitsatz = NJW-RR 2021, 1382 ff. = MDR 

2021, 1526 f. = WuM 2021, 607 ff. = FamRZ 2021, 1846 ff. = RdL 2021, 437 ff.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0340c0484339a13398d93dfe37c1c405&nr=122218&pos=0&anz=2&Blank=1.pdf
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gekommen war. Im März 2014 erklärte der Kläger den Rücktritt vom Ver-

trag, weil die Beklagte von ihm Miete verlange und ihn bedrängt und genö-

tigt habe. Er klagte auf Rückübertragung des Grundstücks.152  

 

Anders als vom Berufungsgericht angenommen, kam es für den Rücküber-

tragungsanspruch auf § 323 Abs. 1 BGB nicht an. Der Kläger hatte den 

Rücktritt nicht darauf gestützt, dass die Beklagte die geschuldeten Pflege-

leistungen nicht mehr erbrachte, sondern darauf, es sei ihm aufgrund eines 

heillosen Zerwürfnisses nicht länger zumutbar, Pflegeleistungen der Be-

klagten anzunehmen. Deshalb waren die Grundsätze des Wegfalls der Ge-

schäftsgrundlage (§ 313 Abs. 3 BGB) maßgeblich.153 Für einen Rücküber-

tragungsanspruch des Klägers reichte es aus, wenn bei Wegfall der 

Geschäftsgrundlage eine Anpassung des Vertrags nicht möglich oder ei-

nem Teil nicht zumutbar ist. Die Auflösung des Vertrags hat durch Rücktritt 

oder Kündigung zu erfolgen, je nachdem, ob das Schuldverhältnis rückwir-

kend oder nur für die Zukunft beseitigt werden kann. Dies ist nicht auf Ex-

tremfälle beschränkt. 154  Als vorrangige Vertragsanpassung könnte eine 

Geldzahlung der Beklagten anstelle der Sach- und Dienstleistungen in Be-

tracht kommen.155 Dem Kläger war das Risiko der Zerrüttung auch nicht 

deshalb allein zugewiesen, weil im Übertragungsvertrag bestimmte Rück-

trittsgründe für ihn vereinbart waren, zu denen das Zerwürfnis nicht gehörte. 

Dem Übertragenden ist die Zerrüttung bei einem Übertragungsvertrag mit 

Pflegeverpflichtung nicht schon dann anzulasten, wenn er überhaupt zu 

dem Zerwürfnis beigetragen hat oder ihm dieses in stärkerem Maße zure-

chenbar ist als dem Übernehmenden. Für darüber hinaus gehende Um-

stände im Sinne eines solchen Ausnahmefalls von § 313 BGB war die Be-

klagte darlegungs- und beweispflichtig.156  

 

 
152  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  
153  a.a.O., juris, Rn. 5 
154  a.a.O., juris, Rn. 7 m. w. N.  
155  a.a.O., juris, Rn. 16 m. w. N.  
156  a.a.O., juris, Rn. 9 ff. m. w. N.  
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c) 

In einem Streit um den restlichen Kaufpreis aus einem Grundstücks-

kaufvertrag hat der Bundesgerichtshof in Bestätigung seiner Rechtspre-

chung den Leitsatz aufgestellt, dass wenn die Kaufsache einen beheb-

baren Mangel aufweist, der Käufer grundsätzlich selbst dann 

berechtigt ist, gemäß § 320 Abs. 1 BGB die Zahlung des Kaufpreises 

insgesamt zu verweigern, wenn es sich um einen geringfügigen Man-

gel handelt.157 

 

Kaufgegenständlich war ein Grundstück mit einem Skihang mit daneben 

befindlichem Hotelgebäude. Die Auszahlung des Restkaufpreises hing un-

ter anderem von der Sicherstellung der Löschung vom Käufer nicht zu über-

nehmender Belastungen im Grundbuch ab.158 Die Voraussetzungen der 

Einrede aus § 320 BGB lagen vor, weil im Grundbuch zwei Belastungen 

eingetragen waren, die der beklagte Käufer nach dem Kaufvertrag nicht zu 

übernehmen hatte. Der Kläger hatte die geschuldete Gegenleistung, dem 

Beklagten das Eigentum frei von Rechtsmängeln zu verschaffen (§ 433 

Abs. 1 Satz 2 BGB), nicht erfüllt. Dabei war unerheblich, dass die Grund-

dienstbarkeiten erst nach dem Gefahrübergang auf den Beklagten in das 

Grundbuch eingetragen worden waren. Maßgeblich bei Rechtsmängeln ist 

der Zeitpunkt des Eigentumserwerbs. Wie der Bundesgerichtshof bestätigt 

hat, ist es für die Einrede aus § 320 BGB unerheblich, in welchem Umfang 

die Gegenleistung noch aussteht, sodass der Schuldner seine Leistung 

grundsätzlich voll zurückhalten kann, auch wenn die Gegenleistung bereits 

teilweise erbracht worden ist. Ausnahmen können sich aus Treu und Glau-

ben ergeben.159  

 

 

 

 
157  BGH, Urteil vom 19. November 2021 – V ZR 104/20 – juris, Leitsatz = BB 2022, 450. 
158  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  
159  a.a.O., juris, Rn. 9 ff. m.w.N. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a7d644739dbbaa2ca392520a07faf39b&nr=126984&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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d) 

Anlässlich eines Rechtsstreits über die Rückabwicklung eines Immobilien-

kaufs hat der Bundesgerichtshof entschieden, dass auf Darlehenszinsen, 

die der Verkäufer dem Käufer bei der Rückabwicklung eines Kaufvertrags 

nach § 280 Abs. 1 BGB zu ersetzen hat, gezahlte Prozesszinsen anzurech-

nen sind, wenn sie den gleichen Zeitraum betreffen.160 

 

e) 

Für den Fall, dass sich der Käufer einer Immobilie aufgrund einer Pflicht-

verletzung des Verkäufers von dem Kaufvertrag lösen kann, hat der Bun-

desgerichtshof seine Rechtsprechung bestätigt, dass die vom Käufer an ei-

nen Makler gezahlte Provision und die von ihm entrichtete 

Grunderwerbsteuer ersatzfähige Schadensersatzpositionen darstellen; die 

Erstattungsansprüche gegen den Makler und den Fiskus sind entsprechend 

§ 255 BGB an den Verkäufer abzutreten.161  

 

f) 

Zur Sonderrechtsfähigkeit von Modulen von Freiland-Photovoltaikan-

lagen hat der Bundesgerichtshof in mehreren parallel liegenden Sachen 

entschieden.162  

 

Danach bestimmt sich, ob ein Bestandteil (hier: Modul einer Freiland-Pho-

tovoltaikanlage) im Sinne des § 93 BGB wesentlich ist, nach den Verhält-

nissen im Zeitpunkt der Verbindung, wenn es darauf ankommt, ob an dem 

Bestandteil bestehende Rechte Dritter infolge der Verbindung 

 
160  BGH, Urteil vom 02. Juli 2021 – V ZR 95/20 – Leitsatz und Rn. 1 ff. = NJW 2021, 3261 ff.= MDR 

2021, 1520 f. = VersR 2021, 1507 ff. = ZIP 2021, 2017 ff.  
161  BGH, Urteil vom 24. September 2021 – V ZR 272/19 – juris, Leitsatz = MDR 2022, 24 f. = WuM 

2021, 757 ff. = NZM 2022, 110 ff. = DWW 2021, 387 ff. = BauR 2022, 232 ff.; an diesem Verfah-
ren war unsere Kanzlei beteiligt. 

162  BGH, Urteil vom 22. Oktober 2021– V ZR 69/20 – juris (entsprechend: Urteile vom 22. Oktober 
2021 – V ZR 8/20 (an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt), V ZR 225/19 (an diesem 
Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt), V ZR 44/20 –) = NJW 2022, 614 ff. = MDR 2022, 232 f. 
= WM 2021, 2425 ff. = BauR 2022, 245 ff.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=17c1df6b6e5bfdf48257848319b186ec&nr=122254&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ea3731e4095010a46ce4a5f2421f3207&nr=123981&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a6f8ec1308c5fc0e23806b896cbb7e78&nr=124741&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=597e232863dcc1d130aa02b0c9255b36&nr=124506&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=10da99cfb1aaa47c8ad3df75e2a9a364&nr=124512&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=2ec89a46bc70f923f15a5cec431375f1&nr=124554&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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untergegangen sind. Ist dagegen zu beurteilen, ob Rechte Dritter an einem 

Bestandteil begründet werden können, der bereits in eine zusammenge-

setzte Sache eingefügt ist, kommt es auf die Verhältnisse bei Entstehung 

des Rechts an.163 Nachfolgende Wertveränderungen sind bei der Prüfung 

der Wesentlichkeit eines Bestandteils grundsätzlich nicht zu berücksichti-

gen. Dies gilt auch dann, wenn die Wertminderung nicht auf Alterung oder 

erhebliche Abnutzung, sondern auf – gegebenenfalls auch unvorherseh-

bare – Marktentwicklungen oder sonstige gewandelte wirtschaftliche oder 

rechtliche Rahmenbedingungen zurückzuführen ist.164  

 

Gebäude im Sinne von § 94 BGB sind zwar auch andere größere Bau-

werke, deren Beseitigung eine dem (Teil-)Abriss eines Gebäudes im enge-

ren Sinne vergleichbare Zerschlagung wirtschaftlicher Werte bedeutete. Ein 

Bauwerk setzt in diesem Zusammenhang aber regelmäßig etwas mit klas-

sischen Baustoffen „Gebautes“ von solcher Größe und Komplexität voraus, 

dass die Beseitigung die Zerstörung oder wesentliche Beschädigung den 

Verlust der Funktionalität der Sache zur Folge hätte.165 Eine Freiland-Pho-

tovoltaikanlage stellt jedenfalls dann, wenn sie aus einer gerüstähnlichen 

Aufständerung aus Stangen oder Schienen sowie darin eingesetzten Pho-

tovoltaikmodulen besteht, kein Gebäude im Sinne von § 94 BGB dar.166   

 

§ 95 Abs. 1 BGB ist auf Bestandteile einer beweglichen Sache im Sinne von 

§ 93 BGB nicht entsprechend anwendbar.167  

 

g) 

Die Anforderungen an die Bezeichnung des Inhalts einer Grunddienst-

barkeit waren im Streit zwischen Eigentümern benachbarter, mit Reihen-

häusern bebauter Grundstücke entscheidend, bei dem die beklagte 

 
163  a.a.O., juris, Leitsatz 1a. 
164  a.a.O., juris, Leitsatz 1b. 
165  a.a.O., juris, Leitsatz 2a. 
166  a.a.O., juris, Leitsatz 2b. 
167  a.a.O., juris, Leitsatz 3. 
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Bauträgergesellschaft eine Wohnsiedlung (künftig: Anlage) errichtet hatte, 

von der die Grundstücke der Kläger umgeben waren. Auf einem, ebenfalls 

inmitten der Anlage liegenden, der Beklagten gehörenden Grundstück be-

fand sich eine Grünfläche. Auf diesem Grundstück lastete eine Grund-

dienstbarkeit zugunsten der jeweiligen Eigentümer umliegender Grundstü-

cke, darunter die Kläger. Die Grunddienstbarkeit war im Grundbuch als 

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht bezeichnet; im Übrigen war auf die Eintra-

gungsbewilligung Bezug genommen, in der auch das „Verweilen, Gehen 

und Befahren mit Zweirädern und Handkarren“ erwähnt war. Die Beklagte 

wollte das dienende Grundstück mit weiteren Reihenhäusern bebauen, wo-

für sie die erforderliche Baugenehmigung hatte. Die Kläger wollten die 

Grünfläche weiter zur Erholung und Entspannung nutzen und verlangten 

von der Beklagten, die Bebauung des Grundstücks zu unterlassen. Mit ihrer 

Zwischenfeststellungswiderklage wollte die Beklagte die Feststellung errei-

chen, dass die geplante Bebauung die Kläger nicht in deren Rechten aus 

der Grunddienstbarkeit verletze.168  

 

Der Bundesgerichtshof hat bestätigt, dass grundsätzlich der Berechtigte ei-

ner Grunddienstbarkeit die Beseitigung bzw. Unterlassung der Beeinträch-

tigung der Dienstbarkeit verlangen kann (§ 1027 BGB i.V.m. § 1004 Abs. 1 

BGB) und dazu auch die Vorenthaltung des Grundstücks durch Aufbauten 

gehört. Für den Unterlassungsanspruch (§ 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB) reicht 

die Gefahr einer erstmaligen Beeinträchtigung aus. Das Recht zum Ver-

weilen im Sinne eines Aufenthalts und eines beliebigen Hin- und Her-

gehens kann zulässiger Inhalt einer Grunddienstbarkeit (§ 1018 BGB) 

sein. Ein solches Recht stand den Klägern im entschiedenen Fall aber nicht 

zu.169 Dazu hat der Bundesgerichtshof entschieden, dass dann, wenn Inhalt 

eines durch eine Grunddienstbarkeit gesicherten Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechts auch das Recht zum Verweilen im Sinne eines Aufenthalts und 

 
168  BGH, Urteil vom 17. Dezember 2021 – V ZR 44/21 – juris, Rn. 1 ff. = Grundeigentum 2022, 245 

f. = DWW 2022, 67 ff.  
169  a.a.O., juris, Rn. 5 ff. m.w.N.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=439c1531aea1fab816b0eb28342e43fb&nr=126492&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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eines beliebigen Hin- und Hergehens auf dem dienenden Grundstück 

sein soll, dies im Grundbuch selbst zumindest schlagwortartig einge-

tragen werden muss. Eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilli-

gung gemäß § 874 Satz 1 BGB genügt nicht.170  

 

h) 

Die Frage, wann das Wasserversorgungsunternehmen Inhaber der 

über das Grundstück des Anschlussnehmers führenden und in des-

sen Eigentum stehenden Rohrleitungsanlage in Gestalt der Hausan-

schlussleitung ist, mithin die tatsächliche Gewalt über die Leitung 

ausübt (hier: Verantwortlichkeit für die Instandhaltung der Hausan-

schlussleitung), hat der III. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs entschie-

den. Nach der darin getroffenen Klarstellung macht allein der Um-

stand, dass der Anschlussnehmer die Kosten für die Instandhaltung 

oder Reparatur der Anschlussleitung zu tragen hat, ihn noch nicht 

zum Inhaber der Leitung.171  

 

Zugrunde lag die Klage einer Versicherung nach Regulierung eines Lei-

tungswasserschadens. Die Versicherung machte Ansprüche auf Scha-

densersatz aus übergegangenem Recht ihrer Versicherungsnehmerin, ei-

ner Wohnungsbaugesellschaft, gegen das beklagte regionale Wasser-

versorgungsunternehmen geltend. Es war im Abschnitt zwischen der Ab-

zweigstelle des Verteilungsnetzes und der im Gebäude befindlichen Was-

seruhr, also in der Hausanschlussleitung außerhalb des Gebäudes, zu ei-

nem Bruch der Trinkwasserleitung auf dem Grundstück der Versiche-

rungsnehmerin gekommen. Das hatte zu einer Überflutung des Kellerge-

schosses geführt. Wegen der Kosten der Schadensbeseitigung stritten die 

Parteien um die Verantwortlichkeit für die Anschlussleitung auf dem 

 
170  a.a.O., juris, Leitsatz und Rn. 10 ff. m.w.N. 
171  BGH, Urteil vom 04. November 2021 – III ZR 249/20 – juris, Leitsätze 1 und 2 = VersR 2022, 

321 ff. = RuS 2022, 86 ff.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1d19a37e5fc71d4e1cd46b06e870feb7&nr=125444&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Grundstück der Versicherungsnehmerin, namentlich wer Inhaber der Lei-

tungsanlage ist.172  

 

Der Bundesgerichtshof hat die Klageabweisung der Vorinstanzen nicht ge-

billigt. Ein Anspruch der Klägerin aus übergegangenem Recht ihrer Versi-

cherungsnehmerin (§ 86 Abs. 1 Satz 1 VVG) wegen des erlittenen Leitungs-

wasserschadens (§ 2 Abs. 1 Satz 1 HaftPflG) konnte anhand der 

getroffenen Feststellungen nicht ausgeschlossen werden. Der Inhaber ei-

ner Anlage ist unter anderem dann zum Schadensersatz verpflichtet, 

wenn durch die Wirkungen von Flüssigkeiten aus einer Rohrleitungs-

anlage eine Sache beschädigt wird; § 2 Abs. 1 Satz 1 HaftPflG. Diese 

Voraussetzungen waren erfüllt. Die Beklagte war Inhaberin der Anlage. Bei 

Anschlussleitungen zu den Abnehmern einer Versorgungsanlage ist 

maßgeblich auf die Regelungen in den Satzungen oder Versorgungs-

bedingungen des Unternehmens sowie auf die gesetzlichen Regelun-

gen abzustellen, nach denen sich bestimmt, wo die Übergabestelle 

liegt. Vorliegend war die Hausanschlussleitung betroffen. Hier lag die Ver-

fügungsgewalt über die gesamte Hausanschlussleitung und damit die haf-

tungsrechtliche Verantwortung nach den Wasserlieferungsbedingungen 

der Beklagten bei dieser selbst (§§ 10 Abs. 3 Satz 3 AVBWasserV). Es galt 

keine Ausnahme, weil die Beibehaltung einer abweichenden Regelung 

nach Inkrafttreten der Verordnung (§ 10 Abs. 6 AVBWasserV) nicht gege-

ben war. Daran änderte auch die von den Vorinstanzen unzutreffend be-

jahte (Rechts-)Frage nichts, ob die Versicherungsnehmerin für die Instand-

haltung der Leitung zuständig gewesen sei. Daher hatte die Beklagte für 

den Ersatz des durch den Bruch der Leitung am Eigentum der Versiche-

rungsnehmerin – mit Ausnahme der Anschlussleitung als solcher – verur-

sachten Schadens aufzukommen.173  

 

 

 
172  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. 
173  a.a.O., juris, Rn. 6 ff., m.w.N. 
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i) 

Ebenfalls über ein Grundstück führende Leitungen betrifft ein Urteil vom 26. 

November 2021. Darin hat der Bundesgerichtshof ausgesprochen, dass 

zum öffentlichen Leitungsnetz gehörende Abwasserleitungen der 

Fortleitung von Abwasser im Sinne von § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG die-

nen; das gilt unabhängig davon, ob die Leitungen Durchleitungsfunk-

tion haben oder nur das Grundstück entsorgen, in dem sie liegen.174 

Die Nichtnutzung einer von § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG erfassten Leitung am 

maßgeblichen Stichtag hindert das Entstehen einer Dienstbarkeit nicht, 

wenn das Versorgungsunternehmen zu diesem Zeitpunkt Betreiber der An-

lage im Sinne der Vorschrift ist.175  

 

Die klagende Wohnungsbaugesellschaft war Eigentümerin mehrerer zu 

DDR-Zeiten mit Wohnhäusern in Plattenbauweise bebauten Grundstücken 

in Brandenburg. Auf den Grundstücken befinden sich vor dem 03. Oktober 

1990 errichtete Anlagen und Leitungen der Abwasserbeseitigung, die teil-

weise allein der Abwasserentsorgung des Grundstücks, auf dem sie sich 

befinden dienen (Hausanschlussleitung), teilweise auch der Durchleitung 

des Abwassers benachbarter Grundstücke (Sammelleitung). Der beklagte 

Wasser- und Abwasserzweckverband war 1992 gegründet worden und be-

trieb seit 1994 die örtliche Abwasserentsorgung, wozu er das Leitungsnetz 

übertragen erhalten hatte. Die Klägerin verlangte vom Beklagten eine Ent-

schädigung (§ 9 Abs. 3 GBBerG) für die nach ihrer Auffassung auf den 

Grundstücken kraft Gesetzes begründeten Leitungsrechte.176  

 

Die Klage hatte vor dem Bundesgerichtshof in vollem Umfang Erfolg. Die 

Klägerin kann von dem Beklagten eine Entschädigung für die auf ihren 

Grundstücken kraft Gesetzes (§§ 9 Abs. 1, 9 Satz 1 Nr. 1 GBBerG; 1  

 
174  BGH, Urteil vom 26. November 2021 – V ZR 273/20 – juris, Leitsatz 1 = MDR 2022, 153. 
175  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
176  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c634616b7c4e8022c1df460b4ec76b4a&nr=125462&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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SachenR-DV) begründeten beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten 

verlangen; § 9 Abs. 3 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV. Hätte der Beklagte 

dies verhindern wollen, so hätte er auf die Dienstbarkeit verzichten müssen 

(§ 9 Abs. 6 GBBerG).177 

 

j) 

Zum Sachenrechtsbereinigungsgesetz hat der Bundesgerichtshof ent-

schieden, dass § 10 SachenRBerG die Bedingungen typisierten Ver-

trauens abschließend bestimmt und nicht weiter einschränkend aus-

zulegen ist.178  

 

Das Bestehen eines primären Bereinigungsanspruchs und damit auch ei-

nes Ankaufs- oder Ablösungsanspruchs entsprechend §§ 29 Abs. 5; 81 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SachenRBerG hängt bei sogenannten unechten oder 

Scheindatschen allein vom Bestehen eines Erholungsnutzungsvertrages 

und der Errichtung eines zum Wohnen geeigneten und dienenden Gebäu-

des mit Billigung staatlicher Stellen, nicht aber von den Eigentumsverhält-

nissen am Gebäude ab.179 

 

k) 

Das Verhältnis zwischen Landesrecht und den Regelungen des BGB 

(hier: landesrechtlich erlaubter Überbau zum Zwecke der Anbringung 

einer Wärmedämmung) hat eine Leitsatzentscheidung zum Gegenstand, 

nach der sich die Frage, ob eine landesgesetzliche Vorschrift das Eigentum 

an Grundstücken zugunsten der Nachbarn im Sinne von Art. 124 EGBGB 

„anderen“ als den im Bürgerlichen Gesetzbuch bestimmten Beschränkun-

gen unterwirft, so dass die Gesetzgebungskompetenz des Landes besteht, 

sich nur auf der Grundlage einer vergleichenden Gesamtwürdigung der 

 
177  a.a.O., juris, Rn. 5 m.w.N. 
178  BGH, Versäumnisurteil vom 09. Juli 2021 – V ZR 179/20 – juris, Leitsatz 1 = MDR 2021, 1527 = 

WuM 2022, 173 ff.  
179  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6da03d69e18c20c99bccfc145559d84b&nr=123697&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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bundes- und landesrechtlichen Regelungen bestimmen lässt.180 Das Lan-

desrecht darf Beschränkungen enthalten, die dieselbe Rechtsfolge wie eine 

vergleichbare nachbarrechtliche Regelung des Bundes anordnen, aber an 

einen anderen Tatbestand anknüpfen und einem anderen Regelungszweck 

dienen; allerdings muss dabei die Grundkonzeption des Bundesgesetzes 

gewahrt bleiben. 181  Regelungen, die den Grundstückeigentümer zur 

Duldung einer nachträglichen grenzüberschreitenden Wärmedäm-

mung des Nachbargebäudes verpflichten, sind aufgrund des Vorbe-

halts in Art. 124 EGBGB von der Gesetzgebungskompetenz der Län-

der umfasst (im entschiedenen Fall: § 23a Abs. 1 NachbarG NW).182  

 

Die Parteien waren Eigentümer benachbarter Grundstücke in Nordrhein-

Westfalen, die jeweils mit vermieteten Mehrfamilienhäusern bebaut waren. 

Die Giebelwand des Gebäudes der Klägerin stand direkt an der gemeinsa-

men Grundstücksgrenze. Das Gebäude der Beklagten war etwa 5 m von 

der Grenze entfernt. Die Klägerin verlangte von den Beklagten die Duldung 

der Anbringung einer Außendämmung an der Giebelwand des Gebäu-

des der Klägerin; eine Innendämmung könne nicht mit vertretbarem Auf-

wand erfolgen. Die Grenze solle um weniger als 0,25 m überschritten wer-

den, was nicht über die Bauteileanforderungen in der 

Energieeinsparungsverordnung hinausgehe.183  

 

In prozessualer Hinsicht waren die Beklagten notwendige Streitgenossen 

(§ 62 Abs. 1 Alt. 2 ZPO), weil die Duldungspflicht nicht die ideellen Mitei-

gentumsanteile, sondern das Eigentum als Ganzes betrifft.184  

 

 
180  BGH, Urteil vom 12. November 2021 – V ZR 115/20 – juris, Leitsatz 1a = NJW-RR 2022, 92 ff. 

=MDR 2022, 94 ff. = WuM 2022, 45 ff. = NZM 2022, 149 ff. = Grundeigentum 2022, 39 ff.  
181  a.a.O., juris, Leitsatz 1b. 
182  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
183  a.a.O., juris, Rn. 1. 
184  a.a.O., juris, Rn. 3. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3657fd6f18224cf1bf03a4bdea697a8a&nr=124686&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Das Berufungsgericht hatte das Verwerfungsmonopol des Bundesverfas-

sungsgerichts missachtet (Art. 100 Abs. 1 GG). Es hätte von seinem 

Rechtsstandpunkt aus keine Sachentscheidung treffen dürfen, sondern das 

Verfahren aussetzen und die Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts einholen müssen. Denn das Berufungsgericht hatte den aus seiner 

Sicht entscheidungserheblichen § 23a NachbarG NRW für verfassungswid-

rig gehalten. Indessen war eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht 

nicht veranlasst: Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs ist 

§ 23a NachbarG NRW verfassungskonform. Das Land Nordrhein-West-

falen hatte die Gesetzgebungskompetenz für das private Nachbarrecht im 

Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz. Die streitige 

Frage der diesbezüglichen Gesetzgebungskompetenz der Landesgesetz-

geber hat der Bundesgerichtshof im Sinne der vorstehend wiedergegebe-

nen Leitsätze entschieden.185  

 

l) 

Die Zuständigkeit in einem Verfahren über die Rückabwicklung eines 

gemäß Art. 112 i. V. m. Art. 75 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für 

den Freistaat Bayern (BayGO) beanstandeten Grundstückskaufver-

trags war Thema in einem Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren.186  

 

Die Klägerin, eine Gemeinde in Bayern, hatte mit notariellem Kaufvertrag 

ein im Gemeindegebiet liegendes Grundstück an den Beklagten veräußert, 

der als Eigentümer im Grundbuch eingetragen wurde. Knapp zwei Jahre 

später beanstandete das Landratsamt den Verkauf als Unter-Wert-Verkauf 

(Art. 112 i. V. m. Art. 75 Abs. 1 Satz 2 BayGO), wonach die Klägerin den 

Beklagten erfolglos zu Rückabwicklung des Kaufvertrages aufforderte. In 

erster Instanz wurde der Beklagte verurteilt, der Berichtigung des Grund-

buchs Zug um Zug gegen Rückzahlung des Kaufpreises dahingehend 

 
185  a.a.O., juris, Rn. 4 ff, m.w.N. 
186  BGH, Beschluss vom 14. Oktober 2021 – V ZR 41/21 – juris; an diesem Verfahren war unsere 

Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0f68df82cf41efedcdef9a52fb94fa5b&nr=124035&pos=2&anz=3&Blank=1.pdf
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zuzustimmen, dass nicht er, sondern die Klägerin Eigentümer des Grund-

stücks ist, sowie der Klägerin das Grundstück geräumt herauszugeben und 

ihr vorgerichtliche Kosten zu erstatten. Die Berufung des Beklagten war er-

folglos, wogegen er Nichtzulassungsbeschwerde einlegte.187 Der Bundes-

gerichtshof hat seine Zuständigkeit verneint und die Sache an das 

Bayerische Oberste Landesgericht abgegeben (§ 8 Abs. 2 EGGVG; Art. 

11 Abs. 1 BayAGGVG). Dabei ist eine Nichtzulassungsbeschwerde ge-

nerell beim Bundesgerichtshof einzureichen (§ 7 Abs. 2 Satz 1 EG-

ZPO), der sich dann durch Beschluss zur Entscheidung über die Be-

schwerde für unzuständig erklärt und die Prozessakten dem Obersten 

Landesgericht übersendet, wenn die Gründe für die Zulassung der Revision 

im Wesentlichen Rechtsnormen betreffen, die in den Landesgesetzen ent-

halten sind (§ 7 Abs. 2 Satz 2 EGZPO).188  

 

m) 

Zu Zwangsversteigerungssachen, Zwangsverwaltung und Zwangsvollstre-

ckung und sich dabei stellenden Verfahrensfragen hat sich das Folgende 

ergeben. 

 

aa) 

Einem Beschluss lag die teilweise Nichtzahlung des Bargebots nach 

dem Zuschlag im Zwangsversteigerungsverfahren zu Grunde. Der Bun-

desgerichtshof hat seine Rechtsprechung fortgeführt und Leitsätze aufge-

stellt.189 Demnach muss dann, wenn der Ersteher nach der Zwangsverstei-

gerung des Grundstücks einer GbR das Bargebot nicht erbringt und die 

GbR berechtigt ist, die Wiederversteigerung zu beantragen, dieser Antrag 

durch einen zu ihrer Vertretung berechtigten Gesellschafter gestellt wer-

den. 190  Erbringt der Ersteher nach einer Teilungsversteigerung des 

 
187  a.a.O., juris, Rn. 1 f.  
188  a.a.O., juris, Rn. 4 ff. m. w. N.  
189  BGH, Beschluss vom 08. Juli 2021 – V ZB 94/20 – juris, Rn. 1 ff. = NJW-RR 2021, 1398 f. = 

MDR 2021, 1415 f. = WM 2021, 1797 ff. = ZIP 2021, 2506 ff.; an diesem Verfahren war unsere 
Kanzlei beteiligt. 

190  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=06aa42c917854bfba6d7889773879707&nr=122005&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Grundstücks einer GbR das Bargebot nicht, kann dagegen jeder Gesell-

schafter mit dem Ziel einer Auskehr des Erlöses an die Gesellschaft allein 

und ohne Zustimmung der übrigen Gesellschafter nach Maßgabe von § 133 

ZVG die Wiederversteigerung aus dem nach § 118 Abs. 1 ZVG übertrage-

nen Anspruch der GbR gegen den Ersteher oder der nach § 128 Abs. 1 

Satz 1 ZVG zu Gunsten der GbR eingetragenen Sicherungshypothek be-

treiben.191  

 

bb) 

In einem Beschluss, mit dem er den Antrag der Schuldnerin auf Bewilligung 

von Prozesskostenhilfe zurückgewiesen hat, hat der Bundesgerichtshof auf 

seine Rechtsprechung zur Einstellung der Zwangsvollstreckung (hier: 

Einstellung der Zwangsversteigerung eines Grundstücks, um der 

Schuldnerin zu ermöglichen, das Grundstück mit Rückkaufoption zu 

einem das Gebot übersteigenden Betrag freihändig an eine Gesell-

schaft zu verkaufen) verwiesen.192  

 

Der Bundesgerichtshof hat die erforderliche hinreichende Erfolgsaussicht 

(§ 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO) der beabsichtigten Rechtsverfolgung der Schuld-

nerin verneint. Allein die Zulassung der Rechtsbeschwerde durch das Be-

schwerdegericht begründet die Erfolgsaussicht nicht. Die Frage, ob die im 

Beschwerdeverfahren aufgezeigte Möglichkeit eines freihändigen Verkaufs 

des Grundstücks durch den Schuldner zu einer Aufhebung der Zu-

schlagentscheidung (§ 83 Nr. 6 ZVG i. V. m. § 765a ZPO) führen kann, ist 

anhand des Gesetzes und der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 

zweifelsfrei zu beantworten. Die nach der Zuschlagserteilung aufge-

zeigte Möglichkeit der freihändigen Veräußerung des Grundstücks 

durch den Schuldner ist grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. Et-

was anderes gilt nur ausnahmsweise, wenn das Verfahren andernfalls 

 
191  a.a.O., juris, Leitsatz 2 m.w.N. 
192  BGH, Beschluss vom 15. Juli 2021 – V ZB 13/21 – juris, Rn. 1 ff.; an diesem Verfahren war 

unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=865be7d83f4f85531889bf39fc7f0915&nr=121630&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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wegen Suizidgefahr des Schuldners eingestellt werden müsste. Die 

Zuschlagsbeschwerde kann grundsätzlich nicht auf neue Tatsachen ge-

stützt werden. Das gilt auch für solche neuen Tatsachen, welche die Ein-

stellung des Versteigerungsverfahrens (§ 765a ZPO) rechtfertigen könnten. 

Will der Schuldner die Zwangsversteigerung durch einen freihändigen Ver-

kauf abwenden, muss er vor Erteilung des Zuschlags die Einstellung des 

Verfahrens erreichen. Dies kann nach §§ 30a f. ZVG geschehen. Nach 

§ 30b ZVG ist dies nur unter der weiteren Voraussetzung einer Härte 

(§ 765a ZPO) und einem darauf vor Zuschlagserteilung gestützten Antrag 

möglich. Eine Ausnahme besteht nur, soweit durch die freihändige Veräu-

ßerung eine Einstellung des Verfahrens wegen einer bestehenden Suizid-

gefahr des Schuldners vermieden werden kann.193 

 

cc) 

Ebenfalls die Einstellung der Zwangsversteigerung eines Grundstückes be-

traf ein Beschluss vom 15. Juli 2021.194 Zu Grunde lag die Zwangsverstei-

gerung des in Brandenburg gelegenen Grundstücks durch die dortige Ge-

meinde wegen rückständiger Erschließungsbeiträge und Säumniszu-

schläge.195  

 

Nach dem Beschluss des Bundesgerichtshofs richten sich Vorausset-

zungen, Art und Wirkung einer einstweiligen Einstellung der 

Zwangsversteigerung zur Vollstreckung einer durch Verwaltungsakt 

titulierten öffentlich-rechtlichen Geldforderung auch im Rahmen der 

Vollstreckung nach der Zivilprozessordnung und dem Gesetz über die 

Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung.196 Wenn die vollstre-

ckende Behörde aufgrund einer verwaltungsgerichtlichen Auflage die Ver-

waltungsvollstreckung einstweilen einstellt, um die Überprüfung der zu 

 
193  a.a.O., juris, Orientierungssätze 1 und 2 sowie Rn. 3 ff. m. w. N.  
194  BGH, Beschluss vom 15. Juli 2021 – V ZB 130/19 – juris = MDR 2021, 1551 f. = WM 2021, 1800 

ff. = ZIP 2021, 2410 ff.  
195  a.a.O., juris, Rn. 1 ff. 
196  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=4b9b4c038543525e7f819199e262e7ee&nr=121885&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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vollstreckenden Forderung zu ermöglichen, zielt ein Ersuchen an das Voll-

streckungsgericht um einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung 

nicht auf eine Einstellung nach § 30 ZVG, sondern auf eine einstweilige 

Einstellung gemäß § 28 Abs. 2 ZVG.197 Bei einer Zwangsversteigerung zur 

Verwaltungsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen des Schuldners 

tritt ein Vollstreckungsmangel im Sinne des § 28 ZVG ein, wenn gegen den 

Verwaltungsakt, durch den die vollstreckende Geldforderung tituliert wurde, 

ein Rechtsbehelf erhoben und dessen aufschiebende Wirkung angeordnet 

wird; zur einstweiligen Einstellung einer Zwangsversteigerung führt ein sol-

cher Vollstreckungsmangel allerdings nur, wenn die vollstreckende Be-

hörde mitteilt, die Verwaltungsvollstreckung nach dem Verwaltungsvollstre-

ckungsgesetz des Bundes oder Landes eingestellt zu haben und das 

Vollstreckungsgericht ersucht, auch die Zwangsversteigerung einstweilen 

einzustellen.198  

 

n) 

In einer Grundbuchsache hat sich der Bundesgerichtshof zur Eintra-

gung einer Zwangssicherungshypothek und verfahrensrechtlichen 

Vorschriften geäußert.199 

 

Nach dieser Entscheidung können bei einer Eintragung einer Zwangssiche-

rungshypothek Zinsen, die in dem Vollstreckungstitel als Nebenforderungen 

ausgewiesen sind, nicht in kapitalisierter Form der Hauptforderung hinzu-

gerechnet und als Betrag der Hypothek eingetragen werden (§ 866 Abs. 1 

ZPO).200  

 

Eine Verletzung gesetzlicher Vorschriften im Sinne von § 53 Abs. 1 Satz 1 

GBO liegt vor, wenn das Grundbuchamt bei der Eintragung das Gesetz 

 
197  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
198  a.a.O., juris, Leitsatz 3. 
199  BGH, Beschluss vom 21. Oktober 2021 – V ZB 52/20 – juris = MDR 2022, 331 f. = WM 2022, 

282 ff.; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
200  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c545fd807bd5e515f0c95c7cb7c52bc7&nr=126306&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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nach seinem objektiven Inhalt nicht oder nicht richtig anwendet; darauf, ob 

die der Eintragung zugrunde liegende Rechtsauffassung des Grundbuch-

amtes vertretbar ist oder war, kommt es nicht an.201  

 

o) 

Nach dem Leitsatz eines Beschlusses in einem Notarbeschwerdeverfah-

ren kann die Beschwerde nach § 15 Abs. 2 Satz 1 BNotO auf neue Tat-

sachen gestützt werden (§ 65 Abs. 3 FamfG i.V.m. § 15 Abs. 2 Satz 3 

BNotO). Allerdings hat der Bundesgerichtshof auch ausgesprochen, dass 

unabhängig davon das Beschwerdegericht die Beschwerde wie ein Erstge-

richt auf alle Gründe zu prüfen hat, die ihr zum Erfolg verhelfen können 

(§ 68 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 15 Abs. 2 Satz 3 BNotO), wobei es auch nach 

der Entscheidung des Notars bekannt gewordene Umstände zu berücksich-

tigen hat.202  

 

In derselben Entscheidung hat der Bundesgerichtshof zu den Pflichten des 

Notars entschieden, dass Bescheide oder Gutachten, über den Wert ei-

nes verkauften Grundstücks grundsätzlich ungeeignet sind, die evi-

dente Unwirksamkeit eines über das Grundstück geschlossenen Kauf-

vertrags unter dem Gesichtspunkt eines wucherähnlichen Rechtsge-

schäfts gegenüber dem Notar zu belegen. Der Notar muss sie daher im 

Rahmen seiner Vollzugstätigkeit nach § 53 BeurkG nicht prüfen. Entspre-

chendes gilt für das Beschwerdegericht, das im Rahmen einer Beschwerde 

nach § 15 Abs. 2 BNotO nur zu entscheiden hat, ob der Notar pflichtwidrig 

handelt.203  

 

 
201  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
202  BGH, Beschluss vom 09. Dezember 2021 – V ZB 25/21 – juris, Leitsatz 1; an diesem Verfahren 

war unsere Kanzlei beteiligt. 
203  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=b7864197a009ead454d47a1ad286a95b&nr=126306&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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5. 
Miet- und wohnungseigentumsrechtliche Bezüge zum öffentlichen 

Recht 
 

 

Diese Materie fällt primär in die Zuständigkeit der Sozial- oder Verwaltungs-

gerichte.  

 

Hier zu erwähnen ist allerdings eine Entscheidung des III. Zivilsenats des 

Bundesgerichtshofs mit sozialrechtlichem Hintergrund, die das Heimrecht 

betrifft. 204   

 

Gegenstand war die vom Kläger geltend gemachte Rückzahlung einer so 

genannten Platzgebühr für die Reservierung eines Zimmers in einem 

von der Beklagten betriebenen Pflegeheim. Der Kläger hatte für seine 

pflegebedürftige Mutter einen schriftlichen "Vertrag für vollstationäre Pfle-

geeinrichtungen" (Pflegevertrag) geschlossen. Die Beklagte hatte für die 

Reservierung des Zimmers vom Vertragsbeginn bis zum Einzug der 

Mutter des Klägers eine "Platzgebühr" (jeweils 75% der Pflegevergütung, 

der Entgelte für Unterkunft und Verpflegung und der Ausbildungsumlage 

sowie der gesondert berechenbaren Investitionskosten in voller Höhe) in 

Rechnung gestellt, die der Kläger zunächst bezahlte, jedoch schließlich zu-

rückforderte, weil eine Vergütungspflicht erst ab dem tatsächlichen Einzug 

seiner danach verstorbenen Mutter in das Pflegeheim bestanden habe 

(§ 87a SGB XI).205  

 

Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs umfasst der Anwen-

dungsbereich des § 15 Abs. 1 WBVG nicht nur Verbraucher, die Leis-

tungen der sozialen Pflegeversicherung Sinne des § 28 SGB XI 

 
204  BGH, Urteil vom 15. Juli 2021 - III ZR 225/20 – juris = NJW 2021, 3597 ff. = MDR 2021, 1117 ff. 

= WuM 2021, 568 ff. = NZM 2021, 816 ff. = VersR 2022, 173 ff.; an diesem Verfahren war unsere 
Kanzlei beteiligt. 

205  a.a.O., juris, Rn. 1 ff.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=17d68b0bf2d99489307016598dddb0bd&nr=121024&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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unmittelbar beziehen, sondern auch Verbraucher, die Leistungen ei-

ner privaten Pflegepflichtversicherung im Sinne von § 23 in Verbin-

dung mit § 110 SGB XI erhalten und damit mittelbar Leistungen auf der 

Basis des vierten Kapitels des Elften Buches Sozialgesetzbuch in Anspruch 

nehmen.206 Der Bundesgerichtshof hat außerdem bestätigt, dass es mit § 

15 Abs. 1 Satz 1 WBVG in Verbindung mit § 87a Abs. 1 Satz 1 SGB XI 

unvereinbar ist, eine Platz- oder Reservierungsgebühr auf der Basis 

des vertraglichen Entgelts – gegebenenfalls vermindert um pauscha-

lierte ersparte Aufwendungen – für die Zeit vor der Aufnahme des Pfle-

gebedürftigen in das Pflegeheim bis zum tatsächlichen Einzugstermin 

vertraglich festzulegen. Eine solche Vereinbarung ist gemäß §§ 15 Abs. 

1 Satz 2 WBVG; 87a Abs. 1 Satz 4 SGB XI unwirksam.207  

 

 

6. 
Miet- und wohnungseigentumsrechtliche Besonderheiten des Verfah-

rens- und Vollstreckungsrechts 
 

 

In diesem Zusammenhang waren die Einstellung der Räumungsvollstre-

ckung und prozessuale Fragen in WEG-Verfahren Thema.  

 

 
206  a.a.O., juris, Leitsatz 1. 
207  a.a.O., juris, Leitsatz 2. 
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6.1. 
Mietsachen 

 

 

Auf die Rechtsbeschwerde der in erster Instanz zur Räumung verurteil-

ten beklagten Mieter hat der Bundesgerichtshof nach §§ 570 Abs. 3 Halb-

satz 1; 575 Abs. 5 ZPO die Zwangsvollstreckung aus dem erstinstanzlichen 

Urteil bis zur Entscheidung über die Rechtsbeschwerde mit der Maßgabe 

eingestellt, dass die Zwangsvollstreckung unzulässig bleibt, wenn die Be-

klagten in der Folgezeit die Zahlung der vertraglich vereinbarten Monats-

miete zuzüglich Nebenkostenvorauszahlung gemäß den Bedingungen des 

Mietvertrags an die Klägerin vornehmen. Das Rechtsbeschwerdegericht 

kann im Wege der einstweiligen Anordnung (§§ 570 Abs. 3 Halbs. 1; 

575 Abs. 5 ZPO) auch die Vollstreckung eines erstinstanzlichen Räu-

mungsurteils aussetzen, wenn dem Rechtsbeschwerdeführer hier-

durch größere Nachteile drohen als dem Gegner, die Rechtsbe-

schwerde zulässig erscheint und die Rechtsmittel des Rechtsbe-

schwerdeführers nicht von vorneherein ohne Erfolgsaussicht sind. 

Durch die Vollstreckung des Räumungsurteils drohte einerseits den betag-

ten Beklagten, die seit 1969 in der streitgegenständlichen Wohnung wohn-

ten, ein unwiederbringlicher Nachteil zu entstehen, andererseits entstanden 

der Klägerin durch einen Aufschub der Vollstreckung bis zur Entscheidung 

des Senats über die Rechtsbeschwerde durch die Bedingung für die weitere 

Einstellung der Vollstreckung keine wesentlichen Nachteile. Die Rechtsbe-

schwerde erschien statthaft, zulässig und begründet (§§ 522 Abs. 1 Satz 4; 

574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 2 ZPO), obwohl die Beklagten eine 

Rechtsbeschwerdebegründung noch nicht vorgelegt hatten. Die Begrün-

dungsfrist lief noch. Nach dem Inhalt des Antrags der Beklagten auf einst-

weilige Aussetzung der Vollziehung des erstinstanzlichen Urteils und der in 

dieser Antragsschrift in Bezug genommenen Berufungsbegründung sprach 

indes vieles dafür, dass die Beklagten innerhalb der Berufungsbegrün-

dungsfrist eine den Anforderungen des § 520 Abs. 3 ZPO genügende 
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Begründung ihres Rechtsmittels bei dem Berufungsgericht eingereicht hat-

ten.208 

 

 

6.2. 
WEG-Sachen 

 

 

Mit verfahrensrechtlichen Fragen in WEG-Sachen beschäftigen sich die fol-

genden Entscheidungen. 

 

a) 

Zur Wahrung der Rechtsmittelfrist und zu den Voraussetzungen für 

eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei fehlerhafter Rechts-

mittelbelehrung ist ein Beschluss über die Rechtsbeschwerde einer 

klagenden Teileigentümerin ergangen.209 Danach ist dem Kläger Wie-

dereinsetzung in die Berufungsfrist zu versagen, wenn das angerufene Be-

rufungsgericht ihn darauf hingewiesen hat, dass die Zuständigkeit eines an-

deren Berufungsgerichts bestehen dürfte, und innerhalb der – zwei Wochen 

nach Zugang des Hinweises endenden – Wiedereinsetzungsfrist (§ 234 

Abs. 1 Satz 1 ZPO) bei dem auch für die Entscheidung über die Wiederein-

setzung zuständigen Berufungsgericht (§ 237 ZPO) weder ein Wiederein-

setzungsantrag eingegangen noch die versäumte Prozesshandlung nach-

geholt worden ist, sondern dort die Berufungsschrift nach Ablauf der 

Berufungsfrist eingegangen ist.210 Der Prozessbevollmächtigte durfte hin-

sichtlich des nach dem Hinweis auf die Zuständigkeit erfolgten Verwei-

sungsantrags nicht darauf vertrauen, das zunächst angerufene 

 
208  BGH, Beschluss vom 28. September 2021 – VIII ZB 43/21 – juris, Orientierungssatz, Tenor und 

Rn. 2 f. = WuM 2021, 57 f. = Grundeigentum 2021, 1566; an diesem Verfahren war unsere 
Kanzlei beteiligt. 

209  BGH, Beschluss vom 01. Juli 2021 – V ZB 71/20 – juris = NJW-RR 2021, 1317 f. = WuM 2021, 
589 f. = Grundeigentum 2021, 1203 ff.  

210  a.a.O., juris, Orientierungssatz 1 und Rn. 5. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a70966e67b1d5e7a1fd75e44d2fbe9db&nr=124557&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c49fcdc935ff30e2d5ffb4f288f43f8f&nr=121285&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Berufungsgericht werde das Verfahren so rechtzeitig abgeben, dass die Ak-

ten vor Ablauf der Wiedereinsetzungsfrist beim zuständigen Gericht einge-

hen.211 

 

b) 

Zur Einlegung der Berufung beim unzuständigen Berufungsgericht vor 

dem Hintergrund der Sonderzuständigkeit in WEG-Verfahren hat der 

Bundesgerichtshof ausgesprochen, dass dann, wenn die Berufung gegen 

ein Urteil des Amtsgerichts nicht bei dem in der zutreffenden Rechtsmittel-

belehrung benannten, für Wohnungseigentumssachen zuständigen Land-

gericht, sondern bei dem für allgemeine Zivilsachen zuständigen Landge-

richt eingelegt wird (oder umgekehrt), das angerufene Berufungsgericht 

seine Unzuständigkeit nicht „ohne weiteres“ bzw. „leicht und einwandfrei“ 

erkennen kann, und dass der Rechtsmittelführer nicht darauf vertrauen 

kann, das Gericht werde seinerseits Maßnahmen ergreifen, um die Frist-

versäumnis abzuwenden.212  

 

Ausgangspunkt war die Klage einer Wohnungseigentümergemeinschaft 

gegen die ehemalige Verwalterin auf Herausgabe von Verwaltungsunterla-

gen. Vor dem Amtsgericht Essen war die Klage weitgehend erfolgreich. In 

der dem erstinstanzlichen Urteil beigefügten Rechtsmittelbelehrung war das 

Landgericht Dortmund als zuständiges Berufungsgericht bezeichnet. Die 

Beklagte legte Berufung innerhalb der Berufungsfrist beim Landgericht Es-

sen ein. Der Prozessbevollmächtigte der Klägerin wies auf die Unzustän-

digkeit dieses Gerichts hin, worauf die Beklagte ihre Berufung zurücknahm 

und – nach Ablauf der Berufungsfrist – beim Landgericht Dortmund Beru-

fung einlegte, wo sie zugleich einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand stellte. Das Landgericht Dortmund wies den Wiedereinset-

zungsantrag zurück und verwarf die Berufung durch Beschluss als 

 
211  a.a.O., juris, Orientierungssatz 2 und Rn. 6 ff. 
212  BGH, Beschluss vom 09. Dezember 2021 – V ZB 12/21 – juris, Leitsatz = MDR 2022, 261 f. = 

WuM 2022, 182 f. = Grundeigentum 2022, 204 ff. = DWW 2022, 65 ff.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1a31fe23e0b348ab355af19c21875b7f&nr=126039&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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unzulässig. Die Klägerin begehrte mit der Rechtsbeschwerde die Wieder-

einsetzung in den vorigen Stand und Durchführung der Berufung.213  

 

Die statthafte Rechtsbeschwerde der Klägerin war unzulässig; es fehlte an 

den besonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 574 Abs. 2 ZPO. Die 

Berufung konnte fristwahrend nur beim Landgericht Dortmund eingelegt 

werden, weil es sich um eine Wohnungseigentumssache (§ 72 Abs. 2 

Satz 1 GVG a.F. i.V.m. § 43 Nr. 3 WEG a.F.) handelte. Dort war die Beru-

fung aber erst nach Ablauf der Berufungsfrist eingegangen.214 Wiederein-

setzung war nicht zu gewähren, weil die Versäumung der Berufungsfrist auf 

einem der Beklagten zurechenbaren Verschulden ihres Prozessbevoll-

mächtigten beruhte (§§ 233 Satz 1; 85 Abs. 2 ZPO), der die zutreffende 

Rechtsmittelbelehrung nicht befolgt hatte. Das unzuständige Landgericht 

Essen musste auch nicht aufgrund prozessualer Fürsorgepflicht Maßnah-

men zur Verhinderung der Fristversäumnis ergreifen. Der Partei und ihrem 

Prozessbevollmächtigten wird die Verantwortung für die Ermittlung 

des richtigen Adressaten fristgebundener Verfahrenserklärungen 

nicht allgemein abgenommen. Ein Ausnahmefall lag hier nicht vor. 

Eine Falschadressierung war nicht ohne weiteres bzw. leicht und einwand-

frei zu erkennen, weil die Zuständigkeitskonzentration beim Landgericht 

Dortmund nur bei einer sogenannten Binnenstreitigkeit im Wohnungseigen-

tumsrecht eingreift. Es konnte aber auch in Betracht kommen, dass der 

Rechtsmittelführer die Rechtsmittelbelehrung aufgrund der ihm obliegen-

den eigenständigen Prüfung für unzutreffend gehalten und er das Verfahren 

als allgemeine Zivilsache eingeordnet hatte. Außerdem war nicht zu bean-

standen, dass die richterliche Prüfung der funktionellen Zuständigkeit zu 

dem frühen Verfahrensstadium nach Einlegung der Berufung noch nicht er-

folgte.215  

 

 
213  a.a.O., juris, Rn. 1. 
214  a.a.O., juris, Rn. 3 f.  
215  a.a.O., juris, Rn. 5 ff. m.w.N. 
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c)  

Nach dem Leitsatz in einem Kostenfestsetzungsverfahren liegt ein mit 

dem Gegenstand des Rechtsstreits zusammenhängender Grund im 

Sinne von § 50 WEG a.F., der eine Vertretung der beklagten Woh-

nungseigentümer durch mehrere Rechtsanwälte rechtfertigt, nicht 

deshalb vor, weil ein einzelner Wohnungseigentümer über die Mehr-

heit der Stimmen verfügt und den angefochtenen Beschluss gegen die 

Stimmen aller übrigen Wohnungseigentümer herbeigeführt hat.216 Für 

die Verteidigung der Wohnungseigentümer gegen eine Beschlussanfech-

tungsklage (§ 46 Abs. 1 WEG a.F.) reicht die Beauftragung eines Rechts-

anwalts grundsätzlich aus. Ein nach den konkreten Umständen des Falles 

tatsächlich auftretender Interessenkonflikt (§ 43a Abs. 4 BRAO), der eine 

andere Beurteilung hätte begründen können, war nicht aufgezeigt.217 

 

d) 

Bei einer Beschlussanfechtung gegen die Genehmigung von Jahresabrech-

nungen bemisst sich der Wert der Beschwer des mit seiner Beschluss-

anfechtungsklage unterlegenen Wohnungseigentümers bei einschrän-

kungsloser Anfechtung eines Beschlusses über die Genehmigung der 

Jahresabrechnung allein nach dem Anteil des Anfechtungsklägers am Ge-

samtergebnis der Abrechnung. Dass die vom Kläger als falsch betrachtete 

Auslegung der Teilungserklärung auch zukünftigen Abrechnungen zu-

grunde gelegt werden könnte, wirkt nicht werterhöhend.218 

 

e) 

Ist eine Beschlussanfechtungsklage vor dem 01. Dezember 2020 bei Ge-

richt anhängig geworden, bemisst sich der Streitwert analog § 48 Abs. 5 

WEG auch für nach diesem Zeitpunkt eingelegte Rechtsmittel nach § 49a 

 
216  BGH, Beschluss vom 01. Juli 2021 – V ZB 55/20 – juris, Leitsatz = NJW-RR 2021, 1598 f. = 

MDR 2021, 1056 = WuM 2021, 585 ff. = NZM 2021, 724 f. = ZMR 2021, 990 ff. = Grundeigentum 
2021, 1069 f. = ZWE 2021, 465 ff. ZWE 2021, 465 ff.  

217  a.a.O., juris, Rn. 4 ff. m. w. N.  
218  BGH, Beschluss vom 11. November 2021 – V ZR 62/21 – juris, Rn. 1 ff., 7 f. = NJW-RR 2022, 

300 f. = NZM 2022, 217 f.  

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=468ba51234579003cc4ab5ad6223c656&nr=120898&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=e4c0df29f728b40f8f3579e4ef137d06&nr=125378&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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GKG a.F. und nicht nach § 49 GKG. Die (allgemeine) Übergangsvorschrift 

des § 71 Abs. 1 Satz 2 GKG ist insoweit nicht anwendbar.219  

 

Das Interesse des Wohnungseigentümers, der sich gegen die Erhebung 

einer Sonderumlage wendet, entspricht seinem Anteil an der Sonderum-

lage.220  

 

f) 

In Abgrenzung zu Vorstehendem bestimmt sich allerdings in einem Verfah-

ren über ein Rechtsmittel, das in einem wohnungseigentumsrechtlichen 

Übergangsfall nach dem 30. November 2020 eingelegt worden ist und ei-

nen auf das gemeinschaftliche Eigentum bezogenen Unterlassungs- oder 

Beseitigungsanspruch betrifft, der Streitwert gemäß § 71 Abs. 1 Satz 2 GKG 

nicht mehr nach § 49a GKG a.F., sondern nach den Wertvorschriften der 

ZPO.221  

 

 

 

Karlsruhe, den 11. Mai 2022 

 

 

Dr. Mennemeyer 
  Rechtsanwalt 
 

 

 
219  BGH, Beschluss vom 30. September 2021 – V ZR 258/20 – juris, Leitsatz = NJW-RR 2022, 20 

ff. = MDR 2021, 1454 = WuM 2021, 701 ff. = NZM 2021, 934 f. = Grundeigentum 2021, 1440 ff. 
= DWW 2021, 384 ff. = ZWE 2022, 98 ff. = JurBüro 2021, 635 ff.; an diesem Verfahren war 
unsere Kanzlei beteiligt. 

220  a.a.O., juris, Rn. 3 ff. m. w. N.  
221  BGH, Beschluss vom 09. Dezember 2021 – V ZR 112/21 – juris, Leitsatz und Rn. 4 ff. = MDR 

2022, 227 = JurBüro 2022, 86. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=2c0f4e83d32ec51e1b1a4723a890db85&nr=123370&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=acab19dfe0a522d0d75d06fa016c0012&nr=126060&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf

